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Vorwort 

 

Der Wissenschaftsrat hat in seinen Empfehlungen zur Profilierung der Einrichtungen des 

Bundes mit Ressortforschungsaufgaben zu Recht die Notwendigkeit herausgestellt, die wis-

senschaftliche Arbeit an Programmen auszurichten. Dies dient der Fokussierung auf zentrale 

Forschungsfragen. Es trägt zur Sicherung von Transparenz und Qualität der Forschungsar-

beit bei. Für das BIBB ist die Entwicklung von Programmen seit langem selbstverständlich. 

Die mittelfristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramme werden seit 2006 durch jährli-

che Forschungsprogramme sowie Arbeitsprogramme konkretisiert. Grundlage für die For-

schungsplanung sind das Berufsbildungsgesetz sowie die Satzung des Bundesinstituts.  

 

Für das Jährliche Forschungsprogramm des Jahres 2012 sind zwei neue Forschungsprojek-

te vorgesehen. Sie sind den thematischen Schwerpunkten des mittelfristigen Forschungs- 

und Entwicklungsprogramms zugeordnet und nehmen Bezug auf aktuelle Problemstellungen 

in der Berufsbildung. Stand in der Vergangenheit die „Versorgung“ der Schulabgänger/-innen 

mit Ausbildungsangeboten im Vordergrund, hat die demografische Entwicklung nunmehr 

dazu geführt, dass eine zunehmende Zahl von Ausbildungsplätzen nicht besetzt werden 

kann. Vor diesem Hintergrund soll das Projekt „Rekrutierung von Auszubildenden – Betriebli-

ches Rekrutierungsverhalten im Kontext des demografischen Wandels“ erkunden, wie die 

Betriebe auf diese Situation reagieren und welche Strategien sie verfolgen. Darüber hinaus 

gewinnen strukturelle Fragen an Bedeutung. Das Projekt „Strukturierung anerkannter Ausbil-

dungsberufe im dualen System“ geht der Frage nach, welche Kriterien ausschlaggebend bei 

der Abgrenzung von Berufen sind. Grundlage für die Analysen sind ausgewählte Neuord-

nungsverfahren.  

 

Einschließlich der Projekte im vorliegenden Programmentwurf wurden in den letzten vier 

Jahren insgesamt 18 Forschungsprojekte begonnen. Davon ist 1 Projekt inzwischen abge-

schlossen. Die vorliegenden Zwischen- und Abschlussberichte sowie relevante Dokumente 

oder Aufsätze können der Forschungsdatenbank entnommen werden.  

 

Die Gesamtzahl der Projekte aus den jährlichen Forschungsprogrammen 2008 – 2012 ver-

teilt sich wie folgt auf die fünf thematischen Schwerpunkte:  

- Ausbildungsmarkt und Beschäftigungssystem:  2 Projekte 

- Modernisierung und Qualitätssicherung der beruflichen Bildung: 6 Projekte 

- Lebensbegleitendes Lernen, Durchlässigkeit und  

Gleichwertigkeit der Bildungswege: 5 Projekte 

- Berufliche Bildung für spezifische Zielgruppen: 2 Projekte 

- Internationalität der Berufsbildung:  3 Projekte 

 

Das vorliegende jährliche Forschungsprogramm für das Jahr 2012 ist das letzte, das auf 

dem mittelfristigen Forschungs- und Entwicklungsprogramm 2009-2012 basiert. Parallel wird 

deshalb eine Bilanz der Arbeit in den letzten vier Jahren zu ziehen und ein neues mittelfristi-

ges Programm für den Zeitraum von 2013 bis 2016 zu entwickeln sein.  
  

https://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_start1n1.php


 

 4 

 

Mit seinen Forschungsprojekten betreibt das Bundesinstitut zugleich auch Nachwuchsförde-

rung. In die laufenden und geplanten Forschungsprojekte sind deshalb Auszubildende, vor 

allem im Ausbildungsberuf Fachangestellter/Fachangestellte für Markt- und Sozialforschung, 

studentische Hilfskräfte sowie Promovenden eingebunden.  
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Themenschwerpunkt: 
Ausbildungsmarkt und Beschäftigungssystem 

Projekt 1 
Rekrutierung von Auszubildenden – Betriebliches Rekrutierungsverhalten im 
Kontext des demografischen Wandels 

Margit Ebbinghaus 

1. Das Wichtigste in Kürze 

 

In den letzten Jahren ist ein Aufwuchs bei den unbesetzt gebliebenen Ausbildungsstellen zu 

verzeichnen (BA-Ausbildungsmarktstatistik zum 30.09.; WERNER, NEUMANN & ERDMANN 

2010). Die Ursachen sind vor allem in der demografischen Entwicklung zu suchen – den 

rückläufigen Zahlen bei den Abgängern und Abgängerinnen, den Absolventen und Absolven-

tinnen allgemeinbildender Schulen sowie bei den Altbewerbern und Altbewerberinnen. Da-

durch dürfte es zwar nicht zu einem generellen Mangel bei der Nachfrage nach Ausbildung 

kommen (vgl. KAU, LÖSCH, ULRICH & WALDEN 2010; MAIER & ULRICH 2011), wohl aber zu 

einer – je nach Region und Berufsbereich mehr oder minder stark ausgeprägten – Ein-

engung des Bewerberspektrums, aus dem Betriebe ihre zukünftigen Auszubildenden aus-

wählen können.  

 

Im Projekt soll untersucht werden, ob und unter welchen Bedingungen sich demografie-

bedingte quantitative und qualitative Verengungen in der Nachfrage nach Ausbildung auf das 

betriebliche Vorgehen bei der Rekrutierung von Auszubildenden auswirken und worin diese 

Auswirkungen bestehen. Auf übergreifender Ebene wird darüber angestrebt, einen Beitrag 

zur Beantwortung der Frage zu leisten, inwieweit der demografische Wandel zu Veränderun-

gen bei den Zugangschancen unterschiedlicher Gruppen von Jugendlichen zum System der 

dualen Berufsausbildung führt, insbesondere bei jenen, deren Übergang sich bislang schwie-

rig gestaltete.  

 

Die Bearbeitung des Forschungsthemas erfolgt in ausgewählten Regionen und Berufsgrup-

pen mit einem Untersuchungsansatz, der qualitative wie quantitative Primärerhebungen und 

Sekundäranalysen umfasst. 

 

 

2. Forschungsbegründende Angaben 

 

Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des Mittelfristigen Forschungs- und Ent-

wicklungsprogramms (MFuEP) 

 

Im Forschungsprojekt wird untersucht, inwieweit sich demografisch bedingte Veränderungen 

in der Anzahl und Qualifikationsstruktur der (potenziellen) Ausbildungsplatzinteressenten auf 

die betrieblichen Vorgehensweisen bei der Gewinnung und Auswahl von Ausbildungsplatz-

bewerbern und -bewerberinnen und – in der Folge – auf die betriebliche Ausbildungsbeteili-

gung und -gestaltung auswirken. Das Projekt wird daher dem Themenschwerpunkt „Ausbil-

dungsmarkt und Beschäftigungssystem“ zugeordnet. 
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Problemdarstellung 

 

Seit Mitte der 1990er-Jahre stand die Auseinandersetzung mit der Situation auf dem Ausbil-

dungsmarkt in Berufsbildungspolitik, -wissenschaft und -praxis unter dem Eindruck hoher 

Zahlen unversorgter Ausbildungsplatzbewerber/-innen. Jüngst ist zu beobachten, dass sich 

die Aufmerksamkeit verstärkt auf von Betrieben erfolglos angebotene Ausbildungsstellen 

verlagert. Die Bundesagentur für Arbeit (BA) verzeichnete am Ende des Vermittlungsjahres 

2009/2010 gut 19.500 vakant gebliebene Ausbildungsstellen und damit eineinhalbmal so 

viele wie fünf Jahre zuvor (BA-Ausbildungsmarktstatistik zum 30.09.). Da jedoch nicht alle 

Betriebe die Vermittlungsdienste der BA bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen einschal-

ten, weist die Ausbildungsmarktstatistik der BA die unbesetzt gebliebenen Ausbildungsstel-

len nicht vollständig aus (vgl. u.a. ULRICH 2010). Dies berücksichtigend, schätzt das Institut 

der deutschen Wirtschaft (WERNER, NEUMANN & ERDMANN 2010) die Anzahl der im Jahr 2009 

insgesamt unbesetzt gebliebenen Ausbildungsstellen auf bundesweit gut 70.000, von denen 

etwa 50.000 auf Betriebe aus dem Bereich Industrie und Handel entfallen (ebd.; DEUTSCHER 

INDUSTRIE- UND HANDELSKAMMERTAG 2010). Damit wurde in 2009 schätzungsweise gut jeder 

zehnte Ausbildungsplatz nicht besetzt. 

 

Das Ausmaß der Vakanzproblematik variiert regional sowie berufsbezogen erheblich. Darauf 

verweisen die Entwicklungen am Ausbildungsstellenmarkt (vgl. u.a. ULRICH 2010). So stieg 

die Zahl der bei der BA registrierten offenen Ausbildungsstellen im ostdeutschen Landesteil 

binnen weniger Jahre auf das Vierfache (2005: 850; 2010: 3.665), im Westen sind die Zu-

wächse demgegenüber wesentlich moderater ausgefallen (2005: 11.786; 2010: 15.844). 

Auch sind die einzelnen Ausbildungsberufe unterschiedlich stark betroffen (vgl. u.a. UHLY ET 

AL. 2010). Beispielsweise ist der Anteil unbesetzt gebliebener Ausbildungsstellen an allen 

angebotenen Ausbildungsstellen in der Berufsgruppe1 „Koch/Köchin“ von 5,7% im Jahr 2005 

auf 9,7% im Jahr 2010 gestiegen, in der Berufsgruppe „Bank-, Bausparkassen- und Versi-

cherungsfachleute“ lag dieser Anteil relativ konstant bei knapp 2%.2 3 

 

Die Ursachen für das Plus bei den erfolglos offerierten Ausbildungsstellen sind nur partiell 

auf der Angebotsseite zu suchen. So vergrößerte sich das Angebot an Ausbildungsstellen 

seit 2005 – dem Jahr mit der niedrigsten Anzahl neu abgeschlossener Ausbildungsverträge 

seit der Wiedervereinigung – zunächst wieder, geriet ab 2009 allerdings aufgrund der Wirt-

schafts- und Finanzkrise erneut in eine Abwärtsbewegung (BUNDESINSTITUT FÜR BERUFSBIL-

DUNG 2010). Mit der Überwindung der Krise zeichnet sich wieder eine Zunahme des Ausbil-

dungsplatzangebotes ab (vgl. hierzu MAIER & ULRICH 2011 im weiteren Verlauf). Von größe-

rer Bedeutung dürften Veränderungen auf der Nachfrageseite sein. Zum einen schrumpft die 

Zahl der Abgänger/-innen und Absolventen bzw. Absolventinnen allgemeinbildender und 

teilqualifizierender beruflicher Schulen4 demografiebedingt; in den neuen Ländern bereits seit 

geraumer Zeit und in raschem Tempo, in den alten Ländern erst jüngst und langsamer ver-

laufend (MAIER & ULRICH 2011). Zum anderen ist die Anzahl der „Altbewerber/-innen“ in den 

letzten Jahren deutlich abgeschmolzen und dürfte auch zukünftig weiter sinken (vgl. u.a. 

                                                
1
 Gem. Klassifizierung der Berufe des Statistischen Bundesamtes (1992)  

2
 Verwendete Quellen: Bundesagentur für Arbeit (Ausbildungsmarktstatistik zum 30.09.); Bundesinstitut für Be-

rufsbildung: Erhebung neu abgeschlossener Ausbildungsverträge zum 30.09. 
3
 Zu Besetzungsproblemen und unbesetzt gebliebenen Ausbildungsstellen in verschiedenen Bereichen von In-

dustrie und Handel vgl. auch DIHK 2011 
4
 Abgänger/-innen und Absolventen bzw. Absolventinnen allgemeinbildender Schulen ohne Teilnehmende des 

zweiten Bildungsweges 
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ULRICH 2010).5 In der Konsequenz reduziert sich das – unter Berücksichtigung von Informa-

tionen zu den Bildungsaspirationen Jugendlicher ermittelte – Nachfragepotenzial, von einer 

Größenordnung von bundesweit knapp 788.000 im Jahr 2010 auf schätzungsweise knapp 

684.000 im Jahr 2020 (MAIER & ULRICH 2011). Allein für 2011 ist mit einer geringfügigen 

Steigerung des Nachfragepotenzials um 4.300 gegenüber dem Vorjahr zu rechnen, die 

durch doppelte Abiturientenjahrgänge in einigen Ländern sowie die Aussetzung der Wehr-

pflicht zustande kommt (ebd.). 

 

Der Rückgang beim Nachfragepotenzial lässt allerdings keinen generellen Nachfragemangel 

erwarten, auch wenn die tatsächliche Nachfrage nach Ausbildungsplätzen stets kleiner aus-

fällt als die potenziell Mögliche (ebd.). Wie in den zurückliegenden Jahren ist auch für die 

nächsten Jahre zu erwarten, dass auf Bundesebene die Nachfrage deutlich über dem Ange-

bot liegen wird. Für 2011 wird mit 668.500 Ausbildung nachfragenden Personen gerechnet, 

denen ein vorausberechnetes Angebot von 618.500 Ausbildungsstellen gegenübersteht. 

Allerdings dürften sich voraussichtlich die Quantitäten von Angebot und Nachfrage weiter 

aufeinander zubewegen (vgl. KAU, LÖSCH, ULRICH & WALDEN 2010; MAIER & ULRICH 2011). 

Lag die Angebots-Nachfrage-Relation (erweiterte Definition) in 2010 bei 89,9, wird sie für 

2011 auf 92,5 veranschlagt (MAIER & ULRICH 2011).  

 

Für die (Nicht-)Besetzung von Ausbildungsstellen erscheint daher weniger die demografie-

bedingt sinkende Ausbildungsplatznachfrage per se von Bedeutung als vielmehr das da-

durch bedingte Absinken der (absoluten) Anzahl der von leistungsstarken Jugendlichen aus-

gehenden Nachfrage. Das Ausmaß dürfte dabei über den demografischen Faktor hinaus 

auch davon abhängen, wie sich die Bildungsinteressen der Schulabgänger und  

-abgängerinnen zukünftig entwickeln werden. So lag zwar beispielsweise der Anteil der mit 

Studienberechtigten neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge an allen Neuabschlüssen in 

den letzten Jahren relativ konstant bei 20%. Weil aber gleichzeitig die Anzahl wie auch der 

Anteil der aus dem allgemeinbildenden Schulsystem Entlassenen mit Studienberechtigung 

gestiegen ist6, deutet dies auf ein rückläufiges Interesse dieses Personenkreises an dualen 

Ausbildungsgängen hin.7 Die strukturellen Veränderungen innerhalb der Bewerberpopulation 

dürften das Auswahlspektrum der Betriebe bei der Ausbildungsplatzvergabe – im Vergleich 

zur Situation der vergangen Jahre – einengen. Auf die Herausbildung eines solchen – regio-

nal und/oder berufsbezogen unterschiedlich stark ausgeprägten – spezifischen Nachfrage-

mangels verweisen u.a. Befunde aus den IHK-Unternehmensbefragungen des Deutschen 

Industrie- und Handelskammertages (DIHK): Befragte IHK-Betriebe, die in 2007 von vakant 

gebliebenen Ausbildungsplätzen betroffen waren, gaben zu 7% an, dass keine Bewerbungen 

vorgelegen hätten, und zu 57%, dass keine geeigneten Bewerbungen eingegangen seien 

(DIHK 2008). Bei der Befragung für 2010 gaben 8% der Betriebe mit unbesetzt gebliebenen 

                                                
5
 Aufgrund einer von der BA 2009 vorgenommenen Umstellung im Messkonzept sind die aktuellen Daten aus der 

„Altbewerberstatistik“ allerdings nicht mehr mit den Ergebnissen früherer Jahre vergleichbar (vgl. MAIER & ULRICH 
2011). 
6
 Die derzeit noch steigende Zahl der aus dem allgemeinbildenden Schulsystem Entlassenen mit Studienberech-

tigung kann als Ausdruck eines generellen Trends zu höheren Bildungsabschlüssen gesehen werden. Diese 
Tendenz hat in Verbindung mit den demographischen Entwicklungen allerdings auch zur Folge, dass die Zahl der 
nicht-studienberechtigten Abgängern und Abgängerinnen allgemeinbildender Schulen bereits seit 2004 rapide 
sinkt. Bei den studienberechtigten Abgänger und Abgängerinnen ist hiermit erst ab 2014 zu rechnen (vgl. Ulrich, 
Lösch, Kau 2009).  
7
 Darauf verweist auch der Anstieg der Studienanfängerquote, die 2010 bei 46% lag (2009: 43%; vgl. HERGET 

2011). Für weitere Befunde zu Berufs- resp. Bildungswünschen von Schulabgängern und Schulabgängerinnen 
und deren Veränderungen vgl. FRIEDRICH (2011). 
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Ausbildungsstellen generell fehlende Bewerbungen und 65% das Fehlen geeigneter Bewer-

bungen als Gründe an (DIHK 2011).8 

  

Über die Veränderungen bei der Ausbildungsplatznachfrage hinaus zeichnen sich Verände-

rungen beim Fachkräftebedarf ab, und zwar aufgrund eines Aufwuchses bei den Personen, 

die das Renteneintrittsalter erreichen. Lag der Anteil der 50-64-Jährigen an allen Personen 

im erwerbsfähigen Alter 2005 bei 30%, wird er bis 2020 auf 40% anwachsen (STATISTISCHES 

BUNDESAMT 2009). Das hat einen Ersatzbedarf zur Folge, der sich zu einem guten Teil auf 

Berufsfelder resp. Qualifikationssegmente erstreckt, die in der Regel einen Ausbildungsab-

schluss auf Fachkräfteniveau erfordern. Das indiziert eine von HUMMEL, THEIN & ZIKA (2010) 

vorgenommene Projektion des Fachkräftebedarfs nach Qualifikationen, die auf Daten des 

Mikrozensus basiert. Dieser Vorausberechnung zufolge bleibt „der Bedarf an Personen mit 

Abschluss einer betrieblichen Lehre bzw. Berufsfachschule“ (ebd., S. 98) bis ins Jahr 2025 

hinein relativ konstant, so dass Beschäftigte dieses Qualifikationsniveaus über den Projekti-

onszeitraum hinweg einen relativ stabil bleibenden Anteil von knapp 54% an allen Erwerbstä-

tigen stellen (ebd.). Projektionen zur Entwicklung der Erwerbspersonen mit mittlerem Qualifi-

kationsniveau, die sich ebenfalls auf Daten des Mikrozensus stützen, indizieren einen wach-

senden Ersatzbedarf bei schrumpfendem Ersatzangebot, was – je nach den den Modell-

rechnungen zugrunde gelegten Annahmen – Anfang bis Mitte der 20er-Jahre dieses Jahr-

hunderts zu einem – ebenfalls je nach Projektion auch durchaus erheblichen – Fachkräfte-

mangel führen würde (HELMRICH & ZIKA 2010, S. 23).  

 

Inwieweit es zu einem solchen Fachkräftemangel allerdings tatsächlich kommt, hängt von 

den Reaktionen der Betriebe auf das rückläufige Fachkräfteangebot ab (ebd.) und damit 

auch davon, in welcher Weise sich Betriebe bei der Rekrutierung künftiger Auszubildender 

auf die veränderten Rahmenbedingungen einstellen und „bislang nicht genutzte „Ressour-

cen“ für die Nachwuchssicherung [...] erschließen“ (ULMER & ULRICH 2009, S. 5; Hervorhe-

bung im Original). Gemeint ist mit Letzterem unter anderem die Gruppe der nichtstudienbe-

rechtigten Jugendlichen, die ohne Berufsausbildung bleibt.  

 
 

Projektziele 

 

Derzeit ist schwer abzuschätzen, welche Auswirkungen die demografischen Entwicklungen 

auf die Rekrutierung zukünftiger Auszubildender durch ausbildungsinteressierte Betriebe 

haben werden. Zwar gibt es Hinweise, dass Betriebe als Reaktion auf eine Verknappung der 

Bewerberzahlen bestimmte Wege der Bewerbergewinnung verstärkt oder zusätzlich zu den 

bisherigen nutzen wollen. Der IHK-Betriebsbefragung des DIHK von 2010 zufolge beabsich-

tigen knapp 30% der Betriebe, die Kooperation mit allgemeinbildenden Schulen zu intensi-

vieren, knapp ein Viertel will mehr Praktikumsplätze anbieten und ein ebenso großer Anteil 

das Ausbildungsmarketing verbessern. Eine Senkung der Eingangsanforderungen ziehen 

12% in Betracht (ebd., S. 23). Zu ähnlichen Befunden gelangt der über den IHK-Bereich hin-

ausgehende IW-Qualifizierungsmonitor (WERNER, NEUMANN & ERDMANN 2010, S. 36). Da-

nach sieht ebenfalls knapp ein Viertel der Betriebe in einem größeren Angebot an Prakti-

kumsstellen eine Option, hinreichend geeignete Ausbildungsplatzbewerber/-innen zu gewin-

nen. Verbesserungen bei Kooperationen mit allgemeinbildenden Schulen bzw. beim Ausbil-

                                                
8
 In der zur Ausbildungssituation 2008 durchgeführten Befragung gaben 15,2%, in der Befragung zur Ausbil-

dungssituation 2010 24% der befragten IHK-Betriebe an, nicht alle angebotenen Ausbildungsplätze besetzt ha-
ben zu können. 
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dungsmarketing ziehen 6,5 bzw. 8% der Betriebe in Betracht.9 Allerdings ist nicht davon aus-

zugehen, dass Betriebe ihr Vorgehen bei der Rekrutierung von Auszubildenden allein auf-

grund von Engpässen in der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen verändern. Vielmehr steht 

zu erwarten, dass weitere Faktoren – wie beispielsweise ein erwarteter Fachkräftebedarf 

und/oder begrenzte Möglichkeiten, diesen über den Arbeitsmarkt zu decken – gegeben sein 

müssen.  

 

Vor diesem Hintergrund besteht das Ziel des Projektes darin, die Bedingungen aufzudecken, 

unter denen eine demografisch bedingte Verengung in der Nachfrage nach Ausbildungsplät-

zen Betriebe dazu veranlasst, ihre Vorgehensweisen bei der Gewinnung von Auszubilden-

den zu modifizieren, sowie zu klären, welche Umgestaltungen des Rekrutierungsverhaltens 

bestimmte Bedingungsgefüge vorrangig nach sich ziehen.10 Da Rekrutierung in einem brei-

ten Begriffsverständnis (s.u.) nicht nur die Suche und Auswahl von Bewerbern und Bewerbe-

rinnen, sondern auch die Planung des Ausbildungsplatzangebots umfasst, ist im Projektziel 

implizit auch die Aufdeckung der Bedingungen eingeschossen, die zu einer Ausweitung, 

aber auch zu einer Verringerung oder Einstellung der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung 

führen. 

 

Um das Projektziel zu erreichen, ist zunächst das betriebliche Vorgehen bei der Rekrutierung 

von Auszubildenden in seinen einzelnen Facetten sowie seiner Gesamtheit abzubilden. Da-

bei soll auch auf die zunehmende Bedeutung neuer Medien (E-Recruiting-Systemen und 

Social Media wie Facebook oder XING) eingegangen werden. In Bezug auf die Gewinnung 

von Ausbildungsplatzbewerbern soll zum einen erfasst werden, mittels welcher Instrumente 

und mit welchem zeitlichen Vorlauf Betriebe Jugendliche über ihr Ausbildungsangebot infor-

mieren und zu einer Bewerbung zu motivieren suchen. Dabei soll auch den Fragen nachge-

gangen werden, welchen Stellenwert die neuen für Rekrutierungszwecke einsetzbaren 

Technologien im Vergleich zu bzw. in Kombination mit anderen, eher „traditionelleren“ In-

strumenten (z.B. Einschaltung der BA, Ausbildungsmessen) einnehmen. Ferner gilt es in 

diesem Kontext zu betrachten, inwieweit ausbildungsspezifische Anreizsysteme im Rahmen 

der Bewerbergewinnung zum Einsatz kommen, um welche es sich dabei handelt (z.B. För-

derangebote, Zusatzqualifikationen, Auslandsaufenthalte, Übernahmeoptionen) und auf wel-

cher Ebene sie angesiedelt sind (z.B. Einzelbetrieb, Verband, Kommune). Zum anderen rich-

tet sich das Interesse auf die Zielgruppen, auf die sich die Akquiseansätze richten, so dass 

Zusammenhänge zwischen Instrumenten der Bewerbergewinnung und avisierten Zielgrup-

pen untersucht werden können. Hinsichtlich der Auswahl von Kandidaten unter den gewon-

nenen Bewerbern soll erfasst werden, inwieweit Betriebe die Selektionsprozesse ein- oder 

mehrstufig gestalten, welche Verfahren (z.B. Tests, Arbeitsproben) sie auf den einzelnen 

Stufen anwenden und an welchen Kriterien sie sich bei der Entscheidungsfindung11 auf den 

einzelnen Stufen orientieren. Einzubeziehen ist hier auch der Aspekt potentieller Verände-

rungen bei angewandten Verfahren und angelegten Kriterien im Verlauf des Rekrutierungs-

prozesses, etwa aufgrund der Anzahl oder Struktur der akquirierten Ausbildungsplatzbewer-

ber.  

 

                                                
9
 Es ist zu berücksichtigen, dass in der DIHK-Betriebsbefragung ein geschlossenes, beim IW-Qualifizierungs-

monitor ein offenes Antwortformat verwendet wurde.  
10

 Die referierten uneinheitlichen Präferenzen, welche Rekrutierungswege als Reaktion auf rückläufige Bewerber-
zahlen verstärkt genutzt werden sollen, lassen bereits darauf schließen, dass es keinen Königsweg gibt, sondern 
sich die in Betracht kommenden Neuausrichtungen im Rekrutierungsverhalten an den jeweiligen betrieblichen 
Gegebenheiten und Rahmenbedingungen orientieren dürften. 
11

 Einschließlich Entscheidungen, Ausbildungsplätze nicht zu vergeben oder die Suche nach geeigneten Kandi-

daten fortzusetzen. 
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Auf Basis dieser Informationen soll eine Typologie des sich aus Akquiseinstrumenten, Ziel-

gruppen, Auswahlprozessen, -verfahren und -kriterien konstituierenden Rekrutierungsverhal-

tens ausbildungsinteressierter Betriebe erarbeitet und anschließend einer Kontextualisierung 

zugeführt werden. Ziel der Kontextualisierung ist es, zentrale Einflussgrößen und Bestim-

mungsfaktoren des betrieblichen Rekrutierungsverhaltens zu identifizieren sowie ihre relative 

Bedeutung und ihr Zusammenwirken herauszuarbeiten. Hierfür sind die betriebsinternen und 

-externen Gegebenheiten zu erheben, unter denen sich Typen betrieblichen Rekrutierungs-

verhaltens entwickelt haben. Den betriebsinternen Bedingungen sind in erster Linie Struk-

turmerkmale, Ausbildungs- und Personalpolitik sowie Beschäftigungsentwicklung zuzuord-

nen. Den betriebsexternen Bedingungen sind die regionalen Ausbildungs- und Arbeitsmarkt-

charakteristika sowie Wirtschaftsentwicklungen zu subsumieren, ferner ausbildungsbezoge-

ne Initiativen und Programme auf Branchen-, Verbands- oder kommunaler Ebene. Erwei-

ternd ist zu beleuchten, inwieweit Betriebe in jüngerer Zeit Veränderungen ihres Rekrutie-

rungsverhaltens vorgenommen haben oder dies beabsichtigen, worin die Modifikationen be-

stehen und auf welche Gegebenheiten sie zurückgehen, aber auch, ob und welche Gründe 

Neujustierungen entgegenstehen. Zudem ist in diesem Zusammenhang mit zu untersuchen, 

welche Aus- und Rückwirkungen von den Verläufen, Ergebnissen, Änderungen resp. Verste-

tigungen des Rekrutierungsverhaltens auf die inhaltliche, didaktische und pädagogische Ge-

staltung der betrieblichen Ausbildung (z.B. pädagogische Qualifizierung des Ausbildungsper-

sonals) sowie die Ausbildungsbeteiligung und die betrieblichen Wege der Fachkräftesiche-

rung ausgehen (z.B. Konzentration der Ausbildung auf bestimmte Berufe, Substitution der 

Nachwuchssicherung über die eigene Ausbildung durch Rekrutierung von Absolventen/-

innen aus Berufsfachschulen oder die verstärkte Integration älterer Arbeitnehmer). Mit der 

Identifikation relevanter Einflussgrößen und Bestimmungsfaktoren wird zugleich angestrebt, 

einen Beitrag zur Modellbildung betrieblichen Rekrutierungsverhaltens zu leisten. 

 

Insgesamt soll darüber ein Beitrag zur Beantwortung der übergeordneten Fragen geleistet 

werden,  

 welche Bedeutung der eigenen Ausbildung zur Sicherung des Fachkräftebedarfs unter 

demographisch veränderten Bedingungen zukommt, 

 inwieweit die quantitative und strukturelle Veränderung in der Ausbildungsplatznachfrage 

bei Betrieben Prozesse in Gang setzt, die Fachkräftesicherung durch eigene Ausbildung 

über die Erschließung neuer Zielgruppen zu gewährleisten oder durch alternative Wege 

zu substituieren,  

 inwieweit es zu einer Aufweichung oder aber einer Verfestigung der derzeit unterschiedli-

chen Zugangschancen verschiedener Gruppen von Jugendlichen zum dualen System 

der Berufsausbildung kommt,  

 durch welche Unterstützungsleistungen und Hilfestellungen sich die Bereitschaft von Be-

trieben (weiter) steigern lässt, auch Jugendliche mit schlechteren Startchancen auszubil-

den, aber auch 

 durch welche einzelbetrieblichen und betriebsübergreifenden Maßnahmen es gelingen 

kann, die Attraktivität der dualen Berufsausbildung gegenüber anderen Qualifizierungs-

möglichkeiten zu stärken. 
 

Begriffliche Klärung: 

 

Der Begriff Rekrutierung (Synonyme: Recruitment, Personalbeschaffung) wird in der Fachli-

teratur unterschiedlich verwendet. Zwar wird mit dem Begriff grundsätzlich auf eine perso-

nalwirtschaftliche Intervention resp. Maßnahme Bezug genommen, allerdings variieren die 

Auffassungen, welche konkreten personalwirtschaftlichen Einzelaktivitäten dem Terminus 

Rekrutierung zu subsumieren sind (vgl. u.a. KOMPA 1989).  
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Vereinfachend lassen sich ein enges und ein weites Begriffsverständnisse differenzieren. Im 

engen Sinne werden der Rekrutierung nur solche Aktivitäten zugeordnet, die die Suche po-

tenzieller Kandidaten und Kandidatinnen betreffen (u.a. BERTHEL 1979, zit. n. KOMPA 1989). 

Rekrutierung meint demnach ausschließlich den Prozess der Gewinnung/Anwerbung von 

Beschäftigten. Im weiten Sinne wird Rekrutierung als Oberbegriff verstanden, der alle Aktivi-

täten im Zusammenhang mit der Besetzung einer vakanten Stelle – von der Entscheidung, 

eine Stelle anzubieten, über die Suche und Auswahl von Bewerbern und Bewerberinnen bis 

hin zum Vertragsabschluss und Antritt der Stelle – umfasst (u.a. REMER 1979, zit. n. KOMPA 

1989). 

 

Dem vorliegenden Forschungsprojekt wird ein weites Begriffsverständnis zugrunde gelegt, 

wobei der Schwerpunkt der Betrachtung auf den mit der Anwerbung (Akquise) und Auswahl 

(Selektion) von Ausbildungsplatzbewerbern und -bewerberinnen im Zusammenhang stehen-

den Rekrutierungsaktivitäten liegt.  

 

 

Forschungsstand 

 

Eine unabdingbare Voraussetzung des betrieblichen Vorgehens bei der Akquise und Selek-

tion von Auszubildenden besteht darin, dass Betriebe überhaupt Ausbildungsplätze anbieten. 

Daher werden zunächst ausgewählte Forschungsbefunde zur betrieblichen Ausbildungsbe-

teiligung dargestellt, bevor auf den Forschungsstand zum betrieblichen Rekrutierungsverhal-

ten bei der Besetzung von Ausbildungsplätzen eingegangen wird.  

 

a) Forschungsstand zum betrieblichen Ausbildungsengagement 

 

Das Betriebspanel des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) und die Be-

triebsdatei der Beschäftigtenstatistik der Bundesagentur für Arbeit (BA) ermöglichen es, das 

betriebliche Ausbildungsengagement über verschiedene Indikatoren zur Ausbildungsberech-

tigung, Ausbildungsaktivität, Ausbildungs- und Ausbildungsbetriebsquote zu beschreiben. 

Nachfolgend kann nur ein kursorischer Blick auf die Indikatoren erfolgen. Für differenzierte 

Darstellungen sei auf die IAB-Expertise „Betriebliche Berufsausbildung und Weiterbildung in 

Deutschland“ (STEGMAIER 2010) sowie den „Datenreport zum Berufsbildungsbericht“ 

(TROLTSCH 2009: Kap. A5.9; TROLTSCH 2010: Kap. A5.10; STEGMAIER 2011: Kap. A4.10) 

verwiesen.  

 

Über die letzten Jahre hinweg lag der Anteil der ausbildungsberechtigten Betriebe an allen 

im Bundesgebiet bestehenden Betrieben relativ konstant bei gut 50%. Durchgängig beste-

hen geblieben ist auch ein um etwa 10 Prozentpunkte höherer Anteil ausbildungsberechtigter 

Betriebe in den alten Ländern gegenüber den neuen Ländern (STEGMAIER 2011). Zurückzu-

führen ist der Unterscheid in erster Linie auf die stark kleinbetrieblich geprägte Betriebsstruk-

tur in den neuen Ländern, denn mit sinkender Betriebsgröße nimmt der Anteil ausbildungs-

berechtigter Betriebe deutlich ab. Wird nach Branchen differenziert, zeigen sich neben einer 

erheblichen Variationsbreite in den Anteilen ausbildungsberechtigter Betriebe auch zum Teil 

unterschiedlich verlaufende Entwicklungen der Ausbildungsberechtigungen (vgl. STEGMAIER 

2010, S. 21). So weist das Gastgewerbe einen sehr hohen Anteil nicht-ausbildungs-

berechtigter Betriebe auf, wenngleich dieser Anteil seit dem Jahr 2000 deutlich gesunken ist 

(2000: 71%; 2009: 62%). Anders in der Nahrungs- und Genussmittelbranche. Hier fällt der 

Anteil nicht-ausbildungsberechtigter Betriebe vergleichsweise gering aus, ist aber im Beo-

bachtungszeitraum leicht angestiegen (2000: 14%; 2009: 22%).  
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Von den ausbildungsberechtigten Betrieben ist nur ein Teil auch als Ausbildungsbetrieb ak-

tiv. In den letzten Jahren war jeweils etwas mehr als die Hälfte aller ausbildungsberechtigten 

Betriebe ausbildungsaktiv, wobei auch hier deutliche Zusammenhänge zur Betriebsgröße 

bestehen. Während sich von den ausbildungsberechtigten Kleinstbetrieben (1-9 sozialversi-

cherungspflichtig Beschäftigte) rund 40% an der Ausbildung beteiligen, sind es bei den 

Großbetrieben (500 und mehr sozialversicherungspflichtig Beschäftigte) nahezu alle. Unter-

schiede zwischen den alten und den neuen Ländern bestehen hier kaum, zwischen Bran-

chen hingegen schon (ebd., S. 24 ff.).  

 

Was die Ausbildungsvolumina anbelangt, vollzieht sich seit Längerem eine Verschiebung 

zwischen Betrieben unterschiedlicher Größenklassen (TROLTSCH 2009), vor allem zwischen 

kleineren und mittleren Betrieben. 1999 wurden 23% aller Auszubildenden in Kleinstbetrie-

ben qualifiziert (1980 waren es noch 30%), 27% in Kleinbetrieben, 33% in Mittelbetrieben12 

und 17% in Großbetrieben. 2008 waren nur noch 21% aller Auszubildenden in Kleinstbetrie-

ben und 25% in Kleinbetrieben unter Vertrag, in Mittelbetrieben bereits 36% und in Großbe-

trieben 18% (TROLTSCH 2010). 

 

Der DIHK sieht in den Ergebnissen der IHK-Unternehmensbefragung13 zur Ausbildung 2011 

neben Anzeichen einer konjunkturellen Erholung nach überstandener Finanz- und Wirt-

schaftskrise auch solche, die auf einen demografiebedingten Bedeutungszuwachs der eige-

nen Ausbildung als Weg der Fachkräftesicherung verweisen (DIHK 2011). Festgemacht wird 

dies u.a. daran, dass sich gegenüber den Vorjahren der Anteil der Betriebe, die ihr Ausbil-

dungsangebot konstant halten oder ausweiten wollen, deutlich vergrößert und die Sicherung 

des eigenen Fachkräftenachwuchses als Treiber der Ausbildungspläne wie als Grund für die 

Übernahme Ausgebildeter an Stärke gewonnen hat (ebd., S. 7 ff.; S. 31). In der 2010er-

Umfrage gaben 51%, in der 2011er-Befragung 54% der Betriebe an, dass die Sicherung des 

Fachkräftenachwuchses entscheidenden Einfluss auf das Ausbildungsplatzangebot habe 

(ebd., S. 16). In Bezug auf die Übernahme Ausgebildeter gaben in der 2011er-Erhebung 

80% der Betriebe – und damit 5% mehr als im Vorjahr – an, die Fachkräftesicherung stünde 

hinter dieser Entscheidung (ebd., S. 31).  

 

Ähnliches geht aus dem IW-Qualifizierungsmonitor hervor. Knapp 50% der befragten Unter-

nehmen14 beabsichtigen, die Ausbildung in den nächsten drei Jahren zum Zwecke der Fach-

kräftesicherung auszuweiten (WERNER, NEUMANN & ERMANN 2010, S. 59), wobei zum Befra-

gungszeitpunkt selbst 43% der befragten Unternehmen ausbildeten (ebd., S. 11), so dass 

ein Teil der Unternehmen den (Wieder-)Einstieg in die Ausbildung zu planen scheint. Die 

Autoren werten diesen Befund als Hinweis auf einen steigenden Bedarf nach neuen Fach-

kräften. Entsprechend hoch fällt die Übernahmequote aus, die über alle Unternehmen gemit-

telt bei 66% liegt.15  

 

                                                
12

 Kleinbetriebe: 10-49 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte; Mittelbetriebe: 50-499 sozialversicherungspflich-
tig Beschäftigte 
13

 Trotz der Bezeichnung der Erhebung als Unternehmensbefragung stellen Betriebe die Analyseeinheit dar. 
14

 Im Unterschied zu den meisten Studien wird hier nicht auf Betriebe i.S.v. Betriebsstätten, sondern auf Unter-
nehmen als besonderen Typus marktwirtschaftlicher Betriebe Bezug genommen. Ein Unternehmen kann aus 
einen einzigen Betrieb bestehen (Einzelunternehmen), aber auch mehrere Betriebe haben (Unternehmen mit 
Betrieben an mehreren Standorten). Öffentliche Betriebe und Verwaltungen sind im Qualifizierungsmonitor nicht 
enthalten. 
15

 Aufgrund unterschiedlicher Bezugsgrößen (Unternehmen vs. Betriebe) sind Vergleiche mit anderen Erhebun-
gen, wie beispielsweise dem IAB-Betriebspanel, kaum möglich. 
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Die Motive betrieblicher Ausbildungsbeteiligung waren Gegenstand verschiedener empiri-

scher Studien (aus jüngerer Zeit u.a. BEICHT, WALDEN & HERGET 2004; NIEDERALT 2005; 

DIETRICH 2008; MOHRENWEISER & BACKES-GELLNER 2008; DIONISIUS ET AL. 2009; SCHÖNFELD 

ET AL. 2010). Wiederholt konnte dabei gezeigt werden, dass in Deutschland das Investiti-

onsmotiv im Vordergrund der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung steht, Betriebe also in 

erster Linie ausbilden, um ihren zukünftigen Fachkräftebedarf zu decken. Im Vergleich dazu 

kommt dem Produktionsmotiv, also der Ausbildungsbeteiligung aus Interesse an den Erträ-

gen, die die Auszubildenden während der Ausbildungszeit erwirtschaften, eine geringere 

Bedeutung zu. So ermittelten BEICHT, WALDEN & HERGET (2004) auf der Grundlage von 

Übernahmequoten, dass rund zwei Drittel der Betriebe eine investitionsorientierte und ein 

Drittel eine produktionsorientierte Ausbildungsstrategie verfolgen. Ebenfalls von Übernah-

mequoten ausgehend, identifizierten MOHRENWEISER & BACKES-GELLNER (2008) bei gut je-

dem vierten Betrieb eine Investitionsorientierung und bei knapp jedem fünften Betrieb eine 

Produktionsorientierung. Bei den übrigen Betrieben (37%) zeigte sich eine Mischstrategie. 

Die Motive schließen sich damit nicht gegenseitig aus, sondern können „auch ergänzend die 

Ausbildungsbereitschaft von Betrieben beeinflussen“ (NIEDERALT 2005, S. 3). 

 

Analysen von TROLTSCH & WALDEN (2007) sowie TROLTSCH, WALDEN & KRUPP (2010) deuten 

darauf hin, dass die betriebliche Ausbildungsbeteiligung – aber auch die Möglichkeiten, die 

Motive betrieblicher Ausbildungsbeteiligung zu realisieren – einer gewissen Dynamik unter-

liegt, auf die gesellschaftliche und wirtschaftliche Faktoren Einfluss nehmen. TROLTSCH & 

WALDEN (2007) haben die Systematik vor allem letzterer Abhängigkeit für die alten Bundes-

länder rückwirkend bis 1960 und für die neuen Länder ab 1991 nachgezeichnet und darüber 

Phasen unterschiedlicher Kopplungen des betrieblichen Ausbildungshandelns an wirtschaft-

liche und gesellschaftliche Rahmenbedingungen identifiziert. Während das betriebliche Aus-

bildungsplatzangebot in den alten Ländern zwischen 1960 und 2001 parallel zur Entwicklung 

auf der Nachfrageseite expandierte bzw. kontrahierte – was als Indiz für eine Ausbildungsbe-

teiligung (auch) aus gesellschaftlicher Verantwortung (Reputationsmotiv) interpretiert werden 

kann – deutet sich seit Anfang des Jahrtausends in den alten wie den neuen Ländern eine 

Änderung in der Systematik an, und zwar dergestalt, dass das betriebliche Ausbildungsen-

gagement weniger den Entwicklungen im Bildungssystem (Absolventenzahl) als vielmehr 

denen im Beschäftigungssystem (Fachkräftebedarf) folgt. Inwieweit es sich hierbei um einen 

tatsächlichen Systemwechsel handelt – und damit das Investitionsmotiv (weiter) in den Vor-

dergrund rückt –, untersuchten TROLTSCH, WALDEN & KRUPP (2010) unter Berücksichtigung 

regionaler Merkmale des Bildungs- und Beschäftigungssystems. Unabhängig von der Struk-

turierung der Regionen kristallisierten sich Variablen des Beschäftigungssystems als zentrale 

Einflussfaktoren auf das betriebliche Ausbildungsengagement heraus, was die Annahme 

unterstützt, dass Betriebe ihr Ausbildungsangebot nicht mehr primär nachfrage-, sondern 

verstärkt bedarfsorientiert justieren. Hinweise auf einen Einfluss der rückläufigen Demografie 

konnten die Autoren indes (noch) nicht feststellen. 

 

b) Forschungsstand zum betrieblichen Rekrutierungsverhalten bei der Besetzung von Aus-

bildungsplätzen 

 

Das Rekrutierungsverhalten von Betrieben nimmt in der Forschung zwar breiten Raum ein, 

allerdings liegt der Forschungsschwerpunkt auf der Besetzung von Führungskräftestellen 

und Managementpositionen (einen Überblick geben u.a. HIPPACH-SCHNEIDER & WEIGEL 

2008). Deutlich seltener war das betriebliche Rekrutierungsverhalten im Zusammenhang mit 

der Besetzung von Lehrstellen bislang Gegenstand empirischer Forschungsarbeiten. Bei 

diesen liegt der Schwerpunkt vor allem auf dem Aspekt der Selektion zukünftiger Auszubil-

dender. 
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Ausgehend von den Umorientierungs- und Umgestaltungsproblemen, die die Einführung des 

dualen Systems der Berufsausbildung Anfang der 1990er Jahre in den neuen Bundeslän-

dern mit sich brachte, und den zeitgleich durch wirtschaftliche Umbrüche bedingten Engpäs-

sen am Ausbildungsstellenmarkt führte das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 

(IAB) Anfang 1992 eine Fallstudienuntersuchung bei Groß- und Treuhandbetrieben durch, 

um förderliche und hemmende Faktoren für ein ausreichendes und bedarfsgerechtes Lehr-

stellenangebot auszuloten (WOLFINGER 1993). Im Rahmen dieser Studien wurden auch die 

betrieblichen Rekrutierungsstrategien bei der Besetzung angebotener Ausbildungsstellen 

thematisiert. Dabei wurde deutlich, dass das defizitäre Ausbildungsplatzangebot ein zu Las-

ten junger Frauen und Hauptschulabsolventen und -absolventinnen gehendes Akquise-, vor 

allem jedoch Selektionsverhalten der Betriebe begünstigt.  

 

Dass Engpässe bei den Ausbildungsstellen auch in den alten Ländern Selektionsmechanis-

men fördern, die die Zugangschancen bestimmter Zielgruppen fördern und anderer entspre-

chend mindern, indizieren Berechnungen zur Ausbildungsbeteiligung des Bundesinstituts für 

Berufsbildung (BIBB) (GERICKE & UHLY 2010) auf Basis der Berufsbildungsstatistik des Sta-

tistischen Bundesamtes (Stichtag 31.12.). Aus diesen geht – bezogen auf das gesamte Bun-

desgebiet – hervor, dass die Ausbildungsbeteiligungsquote16 bei Jugendlichen ausländischer 

Staatsangehörigkeit seit Mitte der 1990er erheblich unter der deutscher Jugendlicher liegt. 

Im Jahr 2008 lag die Ausbildungsbeteiligungsquote deutscher Jugendlicher bei 68,2%, die 

von ausländischen Jugendlichen bei 32,2% (ebd., S. 5). Es ist nicht anzunehmen, dass die-

ser Befund auf ein geringeres Interesse der ausländischen Jugendlichen an einer dualen 

Ausbildung zurückgeht (UHLY, LOHMÜLLER & ARENZ 2008). Vielmehr steht zu vermuten, dass 

der Überhang an Ausbildungsplatzbewerbern und -bewerberinnen betriebliche Auswahlstra-

tegien hervorbringt, die bestimmte Gruppen von Jugendlichen benachteiligen. Unterstützt 

wird diese Annahme u.a. durch Analysen von BEICHT, FRIEDRICH & ULRICH (2007), aus de-

nen hervorgeht, dass die Einmündungsquoten in eine betriebliche Ausbildung bei Jugendli-

chen mit maximal Hauptschulabschuss deutlich geringer und die Dauer des Übergangs von 

der Schule in Ausbildung deutlich länger ausfällt als bei Jugendlichen mit mittlerem Schulab-

schluss. Überdurchschnittlich lang gestaltet sich der Übergangsprozess auch bei Jugendli-

chen mit Migrationshintergrund. „Ein wichtiger Grund ist sicherlich, dass diese häufiger als 

andere Jugendliche lediglich über einen Hauptschulabschluss verfügen und auch ihre Noten 

im Schnitt etwas schlechter ausfallen. [...] Doch reichen diese Beobachtungen allein nicht 

aus, um den negativen Einfluss eines Migrationshintergrunds auf den Übergang Schule-

Berufsausbildung (..) zu erklären. Es spricht einiges dafür, dass ein Migrationshintergrund 

bereits für sich allein genommen bei der Lehrstellensuche von Nachteil ist“ (BEICHT, FRIED-

RICH & ULRICH 2007, S. 6), wie etwa die Befunde von BEICHT & GRANATO (2010), LEHMANN 

ET AL. 2010 sowie HAEBERLIN, IMDORF & KRONING (2004) zeigen. Diese indizieren einen ei-

genständigen negativen Effekt des Migrationshintergrunds auf die Zugangschancen zum 

dualen System, der auch bei Kontrolle anderer Faktoren, wie Schulabschluss und sozialer 

Herkunft, bestehen bleibt. Wiederholt traten zudem – unter Kontrolle des Migrationshinter-

grunds – merklich schlechtere Chancen junger Frauen zutage, eine Ausbildungsstelle zu 

erhalten, und dies, obwohl sie im Vergleich zu jungen Männern die besseren Schulabschlüs-

se vorweisen können (BEICHT, FRIEDRICH & ULRICH 2007; BEICHT & GRANATO 2010). In die-

sem Zusammenhang sind unter anderem auch die Arbeiten von EBERHARD & ULRICH (2006) 

GRÜNERT, LUTZ & WIEKERT (2007) sowie IMDORF (2007) relevant, aus denen hervorgeht, 

dass in der Schweiz wie auch in Deutschland neben Schulabschlüssen zudem Sozial- und 

Arbeitstugenden der Jugendlichen bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen eine Rolle spie-

                                                
16

 Zur Berechnung vgl. GERICKE & UHLY 2011, S. 4 
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len. Insgesamt wird aus den zitierten Studien deutlich, dass der Schulabschluss nicht die 

alleinige, wohl aber eine wichtige Größe für die Zugangschancen Jugendlicher zum dualen 

System ist. 

 

Der IW-Qualifizierungsmonitor verweist darauf, dass der Stellenwert des Schulabschlusses 

im Rekrutierungsprozess mit der Betriebsgröße variiert (WERNER, NEUMANN & ERDMANN 

2010). Hiernach richten vor allem größere Unternehmen ihre Rekrutierungsbemühungen 

systematisch und regelmäßig auf Jugendliche mit Fach-/Hochschulreife, wohingegen kleine-

re Unternehmen „eine größere Offenheit für leistungsschwächere Bewerber auf(weisen)“ 

(ebd., S. 18).  

 

Die Befunde aus dem IW-Qualifizierungsmonitor sprechen zudem dafür, dass die an Schul-

abschlüssen und/oder der ethnischen Herkunft orientierten Akquise- und Selektionsmecha-

nismen auf die Signalwerte (SPENCE 1973; vgl. hierzu auch den Abschnitt ‚Theoretische Ba-

sis‘) zurückgehen, die diese beobachtbaren Merkmale für nicht direkt erkennbare ausbil-

dungsrelevante Eigenschaften, wie Ausbildungsbereitschaft und -eignung der Jugendlichen, 

haben (WERNER, ERDMANN & NEUMANN 2010, S. 21 ff.). So bringt nur etwas über ein Prozent 

der befragten Unternehmen einen Hauptschulabschluss mit einer klar überdurchschnittlichen 

Ausbildungsmotivation in Verbindung, bei einem Fach-/Hochschulabschluss sind es hinge-

gen 28%. Auch ein Migrationshintergrund wird nur von einem verschwindend kleinen Teil der 

Betriebe (1,6%) mit einer deutlich über dem Durchschnitt liegenden Ausbildungsmotivation 

assoziiert. Umgekehrt gehen knapp 11% der Unternehmen bei Hauptschulabsolventen und -

absolventinnen und knapp 8% der Unternehmen bei Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

davon aus, dass erhebliche Motivationsdefizite vorliegen; bei Fach-/Hochschulabsolventen 

und -absolventinnen ist es kaum ein Prozent der Befragten. Ähnlich verhält es sich in Bezug 

auf die mit dem Schulabschluss bzw. Migrationshintergrund verknüpften Erwartungen über 

Fertigkeiten und Kenntnisse. Bei Jugendlichen mit Hauptschulabschluss geht kein Unter-

nehmen davon aus, dass diese über überdurchschnittliche Fertigkeiten und Kenntnisse ver-

fügen, bei Migranten und Migrantinnen nur ein Unternehmen von hundert. Hingegen sieht 

gut ein Drittel die Fach-/Hochschulreife als Indikator überdurchschnittlich hoher Leistungsfä-

higkeit an. Auf der anderen Seite schätzen 17% bzw. 10% der Unternehmen die Fertigkeiten 

und Kenntnisse von Hauptschulabsolventen und -absolventinnen bzw. Jugendlichen mit Mig-

rationshintergrund, aber nur 0,3% der Unternehmen die Leistungsfähigkeit von Jugendlichen 

mit Fach-/Hochschulreife als deutlich defizitär ein.  

 

Der hohe Stellenwert von Schulabschlüsse und -noten als Kriterium bei der Auswahl von 

Ausbildungsplatzbewerbern kommt in der Regel im Rahmen der Vorselektion zum Tragen, 

d.h. die schulischen Formalqualifikationen fungieren als Entscheidungsgrundlage dafür, wel-

che Bewerber Zugang zum Auswahlprozesses im engeren Sinne erhalten (u.a. LINDACHER 

2011; EISELE 2011). Dieser stützt sich auf unterschiedliche Verfahren. Abgesehen von der 

Auswertung der Bewerbungsschreiben und Durchführung von Vorstellungsgesprächen, die 

beide als Standardverfahren angesehen werden können, geht aus dem BIBB-

Ausbildungsmonitor 2007/2008 (GERICKE, KRUPP, TROLTSCH 2009) hervor, dass rund 60% 

der Betriebe Probetage mit den Bewerbern durchführen. Deutlich seltener wird auf Testver-

fahren zurückgegriffen (knapp 30%; ebd.). Einer 2008 und 2010 durchgeführten, eher als 

Trendstudie anzusehenden Online-Befragung von Personalverantwortlichen zufolge domi-

nieren nach wie vor Testverfahren im Papier-und-Bleistift-Format (EISELE 2011). Computer-

gestützte und vor allem webbasierte Testverfahren kommen nur partiell und wenn, dann pri-

mär in Großbetrieben zur Anwendung kommen (ebd.). Arbeitsproben und Assessment-

Center spielen eine eher untergeordnete Rolle (GERICKE, KRUPP, TROLTSCH 2009).  
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Dass sich die betrieblichen Rekrutierungsmechanismen auch zu Ungunsten der ausbildungs-

interessierten Betriebe selbst auswirken können, verdeutlichen einige aktuelle Untersuchun-

gen. GERICKE, KRUPP & TROLTSCH (2009) konnten nachweisen, dass sich Betriebe, die alle 

angebotenen Lehrstellen besetzen konnten, sowohl im Akquise- als auch im Selektionsver-

halten von Betrieben mit erfolglos angebotenen Ausbildungsplätzen unterscheiden. In Bezug 

auf die methodische Komponente der Akquise herrschen insgesamt gesehen nach wie vor 

die eher „klassischen“ Wege, wie das Warten auf Initiativbewerbungen, die Meldung offener 

Ausbildungsstellen bei der Arbeitsagentur und den zuständigen Stellen, und damit Verfahren 

der indirekten Kontaktaufnahme mit der Zielgruppe vor. Das unterstreichen auch andere Er-

hebungen, wie beispielsweise der IW-Qualifizierungsmonitor (WERNER, NEUMANN & ERD-

MANN 2010). Betriebe ohne Vakanzen sind aber im Unterschied zur Vergleichsgruppe we-

sentlich engagierter bei der Nutzung solcher Verfahren, die die direkte Kontaktaufnahme mit 

den potenziellen Lehrstellenbewerbern und -bewerberinnen ermöglichen (GERICKE, KRUPP & 

TROLTSCH 2009). Zu erwähnen sind hier Betriebspraktika, Ausbildungsmessen und Informa-

tionsveranstaltungen an allgemeinbildenden Schulen. Unterschiede bestehen auch bei der 

zeitlichen Komponente der Akquise. Bei Betrieben ohne vakant gebliebenen Ausbildungs-

stellen erfolgen Angebotsplanung und Einstieg in die Bewerbergewinnung frühzeitiger als in 

der Vergleichsgruppe. Was die Selektion zukünftiger Auszubildender betrifft, heben sich die 

beiden kontrastierten Gruppen bei den eingesetzten Auswahlverfahren kaum voneinander 

ab, wohl aber in Bezug auf die angelegten Auswahlkriterien: Es zeigten sich „zum Teil ext-

rem hohe Ansprüche an die Qualifikationen der Jugendlichen bei Betrieben mit unbesetzten 

Lehrstellen“ (GERICKE, KRUPP & TROLTSCH 2009, S. 4). 

 

Zu ähnlichen Resultaten gelangten EBBINGHAUS & LOTER (2010) in ihrer Untersuchung von 

Zusammenhängen zwischen dem Ausgang des betrieblichen Ausbildungsplatzbesetzungs-

verfahrens und den Anforderungen, die Betriebe an Lehrstellenbewerber/-innen stellen. Beim 

Ausgang des Besetzungsverfahrens wurden hier – auf Basis von Selbstauskünften der be-

fragten Betriebe – drei Konstellationen differenziert: 

 

 alle angebotenen Lehrstellen wurden besetzt, da es genug geeignete Bewerber/-innen 

gab, 

 alle angebotenen Lehrstellen wurden besetzt, obwohl es nicht genug geeignete Bewer-

ber/-innen gab, 

 angebotene Lehrstellen blieben unbesetzt, weil es nicht genug geeignete Bewerber/-

innen gab. 

 

Den Analysen zufolge orientieren sich die Betriebe der drei Konstellationen bei der Bewer-

berauswahl an unterschiedlichen Kriterien. Betriebe mit erfolglos angebotenen Lehrstellen 

gewichten die in der Schule gezeigten Leistungen wesentlich höher als die beiden Ver-

gleichsgruppen; umgekehrt legen Betriebe ohne Vakanzen höheren Wert auf soziale Fakto-

ren (u.a. Vereinsengagement). Unterschiede bestehen aber auch zwischen den beiden 

Gruppen an Betrieben, die alle Lehrstellen besetzt haben. Betriebe, die ungeachtet der zu 

geringen Zahl geeigneter Bewerber/-innen alle Stellen besetzt haben, stellen höhere Anfor-

derungen an Testleistungen, berufliche Vorinformationen und Fremdsprachenkenntnisse als 

Betriebe, die genügend geeignete Bewerber/-innen akquirieren konnten bzw. genügend ak-

quirierte Bewerber/-innen für geeignet befanden.  

 

Hinweise darauf, dass die derzeit von Betrieben verfolgten Rekrutierungsstrategien zumin-

dest partiell bereits als Reaktion auf Probleme bei der Besetzung von Ausbildungsstellen 

anzusehen sind, liefert eine Untersuchung von EBBINGHAUS (2010). Aus dieser geht hervor, 

dass Betriebe, die mit hohem Engagement auf ein umfangreiches Repertoire an Rekrutie-
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rungswegen zurückgreifen, besonders häufig unter Schwierigkeiten bei der Lehrstellenbe-

setzung leiden. Zugleich handelt es sich bei diesen Betrieben um solche mit hohem Fach-

kräftebedarf, was die These eines problemlösenden Rekrutierungsverhaltens zusätzlich 

stützt.  

 

Konkrete Anhaltspunkte, dass Betriebe ihre Rekrutierungsmechanismen allmählich an die 

schwieriger werdenden Bedingungen bei der Vergabe von Ausbildungsplätzen anpassen, 

erbrachten Untersuchungen des Zentrums für Sozialforschung Halle. Während der Vergleich 

der von sachsen-anhaltinischen Betrieben 2001 und 2006 gegebenen Antworten auf ver-

schiedene Fragen zum Vorgehen bei der Besetzung von Ausbildungsstellen noch keine ein-

deutige Tendenz zeigte17 (GRÜNERT, LUTZ & WIEKERT 2007), verweist der Vergleich zwischen 

2006 und 2010, in den neben Betrieben aus Sachsen-Anhalt auch Betriebe aus Niedersach-

sen einbezogen wurden, bereits wesentlich deutlicher auf ein Umdenken. Signalisierten 2006 

noch 16% der Betriebe aus Sachsen-Anhalt und 17% der Betriebe aus Niedersachsen Be-

reitschaft, bei Bewerbermangel Stellen auch mit weniger guten Kandidaten und Kandidatin-

nen zu besetzen, waren es 2010 bereits 24% bzw. 25%. Aus einem Bewerbermangel die 

Konsequenz zu ziehen, die eigene Ausbildung  einzustellen, erwogen in Sachsen-Anhalt 

2010 mit 19% knapp zehn Prozent weniger Betriebe als noch 2006, in Niedersachsen blieb 

der Anteil unverändert bei 23% (GRÜNER & WIEKERT 2010).  

 

Auch der DIHK griff die demografiebedingt zu erwartenden Engpässe bei der Nachfrage 

nach Ausbildungsplätzen auf. So wurden die in seine Zuständigkeitsbereich fallenden Be-

triebe danach gefragt, ob sie bereits Bewerberrückgänge bemerkten und wie sie darauf zu 

reagieren beabsichtigen (DIHK 2010; DIHK 2011). Binnen Jahresfrist stieg der Anteil der 

Betriebe, der rückläufige Bewerberzahlen konstatiert, um zehn Prozent auf 56% an (DIHK 

2011, S. 23). Knapp ein Drittel der Betriebe18 (2010 war es ein Viertel) will dies zum Anlass 

nehmen, Kooperationen mit Schulen zu intensivieren, knapp ein Viertel gab an, mehr Prakti-

kumsplätze anbieten und das Ausbildungsmarketing verbessern zu wollen, um Bewerber/-

innen zu akquirieren. Deutlich seltener wurde die Erschließung neuer Bewerbergruppen ge-

nannt. Die bei der Auswahl der Bewerber/-innen angelegten Anforderungen an die Vorbil-

dung zu senken, zieht knapp jeder achte Betrieb in Betracht; im Vorjahr war es jeder zwölfte 

(ebd).  

 

 

Theoretische Basis 

 

Den theoretischen Erklärungsansätzen zum betrieblichen Rekrutierungsverhalten i.S.d. Ge-

winnung und Auswahl von Ausbildungsplatzbewerbern und -bewerberinnen sollen einige 

theoriegestützte Überlegungen zur betrieblichen Ausbildungsbeteiligung vorangestellt wer-

den. 
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 Bei den Anforderungen an die Bewerber /-innen standen im Zeitvergleich unverändert Sozial- und Arbeitstu-
genden an der Spitze, allein der Anteil der Betriebe, der diese Merkmale als Voraussetzung nannte, sank leicht. 
Hingegen nahm der Anteil der Betriebe, der einen Ausbildungsplatz lieber gar nicht als an einen Jugendlichen mit 
niedriger Schulqualifikation vergeben wollte, über die betrachtete Zeitspanne etwas zu.  
18

 Es ist nicht klar ersichtlich, ob alle Betriebe oder nur jene, die Bewerberrückgänge registrierten, als Bezugsgrö-
ße verwendet wurden.  
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a) Theoretische Erklärungsansätze zum betrieblichen Ausbildungsverhalten19 

 

Auf Grundlage ökonomischer Arbeitsmarkttheorien lässt sich die Beteiligung von Betrieben 

an Ausbildung über das Verhältnis von Kosten und Nutzen der Ausbildung beleuchten und 

erklären, womit zugleich von rational handelnden Betriebe ausgegangen wird (vgl. u.a. 

TROLTSCH & WALDEN 2010). Ausgangspunkt für eine solche Betrachtung ist die Humankapi-

taltheorie von BECKER (1964). Humankapital bezeichnet den Bestand an Qualifikationen ei-

ner Person, der sich auf seine Produktivität auswirkt. Da Qualifikationen in erster Linie über 

Bildung und Qualifizierung erworben werden, bedeutet jede betriebliche Qualifizierungsaktivi-

tät (Investition in Humankapital = Kosten) eine Steigerung der Produktivität (Ertrag = Nutzen) 

von Arbeitskräften. Dabei differenziert BECKER zwischen allgemeinem und spezifischem Hu-

mankapital. Allgemeines Humankapital bezieht sich auf Qualifikationen, die in einer Vielzahl 

von Betrieben gleichermaßen verwertbar sind; demgegenüber handelt es sich beim spezifi-

schen Humankapital um Qualifikationen, die nur in einem Betrieb genutzt werden können. 

Für die Entscheidung von Betrieben, in Humankapital zu investieren, ist die von BECKER ge-

troffene Annahme vollkommener Arbeitsmärkte von Bedeutung, was u.a. bedeutet, dass der 

Lohn der Grenzproduktivität der Arbeit folgt und Arbeitskräfte uneingeschränkt mobil sind. 

Danach müsste eine betriebliche Investition in Humankapital aufgrund der damit verbunde-

nen Produktivitätssteigerung auch eine vom Betrieb vorzunehmende Lohnsteigerung nach 

sich ziehen, damit der/die Mitarbeiter/-in im Betrieb verbleibt. Anderenfalls würde der/die 

Mitarbeiter/-in abwandern. Voraussetzung hierfür ist allerdings, dass in allgemeines Human-

kapital investiert wurde. Entsprechend diesen Überlegungen ist es für Betriebe unzweckmä-

ßig, in allgemeines Humankapital zu investieren. Anders verhält es sich beim spezifischen 

Humankapital. Da dieses nicht transferiert werden kann, besteht für den Betrieb kein Risiko 

einer Abwanderung, so dass die höhere Produktivität gänzlich dem qualifizierenden Betrieb 

zugutekommt. 

 

Wendet man die humankapitaltheoretischen Überlegungen auf die betriebliche Ausbildungs-

entscheidung an, so sollten Betriebe dann ausbilden, wenn die Ausbildung einen hohen An-

teil betriebsspezifischer Qualifikationen umfasst. Die im Rahmen einer Ausbildung gemäß 

Berufsbildungsgesetz bzw. Handwerksordnung von den Betrieben zu vermittelnden Qualifi-

kationen sind durch die Ausbildungsordnungen bundesweit einheitlich festgelegt und damit 

standardisiert. Entsprechend kann davon ausgegangen werden, dass Ausbildung überwie-

gend auf den Aufbau generellen Humankapitals und damit auf transferierbare Qualifikationen 

zielt. Dafür sprechen auch Studien zur Verwertbarkeit der in der Ausbildung erworbenen 

Qualifikationen bei einem Betriebswechsel nach Ausbildungsende (u.a. NIEDERALT 2004). 

Damit steht dieses Ausbildungsverhalten im Widerspruch zu den humankapitaltheoretischen 

Ableitungen. Aus der Humankapitaltheorie lässt sich allerdings auch ableiten, dass Betriebe 

durchaus auch einen Anreiz haben können, in generelles Humankapital zu investieren, und 

zwar dann, wenn bereits während der Ausbildungszeit ein die Kosten ausgleichender Ertrag 

durch die Produktivleistungen des/der Auszubildenden realisiert werden kann. Die empiri-

sche Befundlage zeigt allerdings, dass die von den Auszubildenden während der Ausbil-

dungszeit erwirtschafteten Erträge mehrheitlich hinter den Ausbildungskosten zurückbleiben. 

In 2007 lag die durchschnittliche Nettobelastung der Betriebe bei rund 3.600 Euro pro Jahr 

und Auszubildendem (vgl. u.a. WENZELMANN ET AL. 2009). 
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 Die folgenden Ausführungen folgen in Teilen einer von TROLTSCH & WALDEN (2010) entwickelten Argumentati-
onslinie. 
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Widersprüche dieser Art haben verschiedene Weiterentwicklungen der Humankapitaltheorie 

angestoßen, um zu erklären, warum für Betriebe trotz der zum Teil erheblichen Nettokosten 

der Ausbildung Anreize gegeben sind, in allgemeines Humankapital zu investieren (vgl. u.a. 

BECKMANN 2002). Hierfür wird abweichend von der Annahme BECKERs (1964) von Unvoll-

kommenheiten am Arbeitsmarkt ausgegangen. ACEMOGLU & PISCHKE (1998) gehen in ihrem 

Ansatz von unvollkommenen Arbeitsmärkten aus, die Entlohnungen auch unterhalb des 

Grenzprodukts erlauben, womit zugleich die Annahme der uneingeschränkten Mobilität von 

Arbeitskräften gelockert wird. Diese sogenannten komprimierten Lohnstrukturen gehen zu 

Lasten qualifizierter Arbeitskräfte, d.h. durch Qualifizierung steigt die Produktivität stärker als 

die Entlohnung. Die vom Betrieb erzielbare Rendite ist folglich bei qualifizierten im Vergleich 

zu nicht qualifizierten Arbeitskräften größer, woraus ein Anreiz für Betriebe resultiert, in all-

gemeines Humankapital zu investieren. Der Betrieb kann die Rendite allerdings nur dann 

abschöpfen, wenn die ausgebildete Arbeitskraft nach Ausbildungsende im Betrieb verbleibt. 

In diesem Zusammenhang ist die Annahme asymmetrischer Informationen auf dem Arbeits-

markt, die nach ACEMOGLU & PISCHKE (ebd.) einer der Gründe für das Entstehen komprimier-

ter Lohnstrukturen sind20, relevant. Informationsasymmetrie meint, dass der Ausbildungsbe-

trieb im Vergleich zu anderen Betrieben über bessere Kenntnisse in Bezug auf die Fähigkei-

ten der qualifizierten Fachkraft verfügt, da er den Auszubildenden/die Auszubildende wäh-

rend der Ausbildungszeit beobachten konnte (vgl. auch BECKMANN 2002; TROLTSCH & WAL-

DEN 2010). Anders formuliert: Externe Betriebe können die Qualifikation des/der Ausgebilde-

ten nicht einschätzen. Sie werden insofern auch nicht bereit sein, der Fachkraft einen hohen 

Lohn zu zahlen. Dadurch wird auch der ausbildende Betrieb in die Lage versetzt, dem/der 

Ausgebildeten einen vergleichsweise geringen Lohn zu zahlen, ohne das Risiko einer Ab-

wanderung des/der Ausgebildeten eingehen zu müssen (vgl. u.a. BECKMANN 2002). Empiri-

sche Befunde, wie etwa die von EUWALDS & WINKELMANN (2001, zit. n. BECKMANN 2002) be-

legen, dass „Auszubildende, die nach ihrem Abschluss im Betrieb verweilen, (.) höhere Löh-

ne [...] aufweisen, als ihre Kollegen, die den Betrieb nach der Ausbildung verlassen haben“ 

(ebd., S. 191).  

 

Weiterführende Ansätze in der Tradition der Humankapitaltheorie leisten einen wichtigen 

Beitrag, um zu erklären, warum es für Betriebe lohnend sein kann, in Ausbildung zu investie-

ren. Sie vernachlässigen allerdings, dass betriebliche Ausbildungsbeteiligung auch aus an-

deren Gründen als dem Interesse an qualifizierten Arbeitskräften motiviert sein kann. Neben 

dem Investitionsmotiv (MERRILEES 1983), dass auch als auf den Nutzen durch den Ausgebil-

deten/die Ausgebildete gerichtetes Motiv verstanden werden kann (WALDEN & HERGET 

2003), werden in der Literatur noch das Produktionsmotiv (LINDLEY 1975), das sich auf den 

Nutzen durch den Auszubildenden/die Auszubildende bezieht (WALDEN & HERGET 2003), 

und das Reputationsmotiv (SADOWSKI 1980) im Sinne des Nutzens durch die Ausbildung 

(WALDEN & HERGET 2003) als Beweggründe betrieblichen Ausbildungsengagements disku-

tiert (vgl. hierzu u.a. auch NIEDERALT 2005 sowie oben unter „Forschungsstand).  

 

b) Theoretische Erklärungsansätze zum betrieblichen Rekrutierungsverhalten 

 

Wie bereits ausgeführt, wird dem Projekt ein breites Verständnis von Rekrutierung zugrunde 

gelegt, das sowohl das Vorgehen bei der Gewinnung von Ausbildungsplatzbewerbern und  

-bewerberinnen als auch die Auswahl der zukünftigen Auszubildenden umfasst. 
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 Weitere Gründe sehen die Autoren etwa in Mobilitätskosten und Arbeitsmarktinstitutionen, auf die hier aller-
dings nicht eingegangen wird (vgl. hierzu BECKMANN 2002) 
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Derzeit gibt es keine Theorie, die das betriebliche Verhalten bei der Rekrutierung von Aus-

zubildenden in seiner gesamten Komplexität fundieren könnte (BACKES-GELLNER ET AL. 

2000, S. 9), so dass Anhaltspunkte für die Erklärung einzelner Aspekte des betrieblichen 

Rekrutierungsverhaltens bei unterschiedlichen ökonomischen, institutionalistischen, perso-

nalwirtschaftlichen u.ä. Theorien und Konzepten gesucht werden müssen. Im Folgenden 

werden einige dieser theoretischen Ansätze kurz dargestellt und schwerpunktmäßig für As-

pekte der Zielgruppe(n) und der zeitlichen und instrumentellen Ausgestaltung der Rekrutie-

rungsbemühungen sowie in Bezug auf die Rückkopplungen zwischen Rekrutierungsverlauf 

und Ausbildungsengagement erschlossen. 

 

Anknüpfungspunkte für die Themenstellung des Projektes liefert zunächst die Transaktions-

kostentheorie. Der insbesondere durch WILLIAMSON (1985; 1990) vorangebrachte Transakti-

onskostenansatz beleuchtet die Frage nach der effizientesten Gestaltungsform (intern oder 

extern, auch als ‚Make or Buy‘ bezeichnet) von Transaktionen. Unter einer Transaktion wird 

die Übertragung von Verfügungsrechten an Produkten oder Dienstleistungen verstanden. Sie 

lassen sich damit auch als Vertragsabschlüsse interpretieren. Diese sind ex-ante sowie ex-

post mit Kosten verbunden. Ex-ante Transaktionskosten entstehen für die Anbahnung von 

Verträgen, wie Informations-, Such- und Aushandlungskosten. Ex-post Transaktionskosten 

fallen für die Überprüfung der Vertragstreue, für evtl. notwendige Maßnahmen zur Vertrags-

durchsetzung und für Vertragsanpassungen an. Hinzu kommen Produktionskosten für die 

eigentliche Erstellung von Produkten oder Dienstleistungen. Die Höhe der Transaktions- und 

Produktionskosten wird von den Transaktionseigenschaften Spezifität, Unsicherheit und 

Häufigkeit beeinflusst. Spezifität bezieht sich auf die Besonderheit des Produktes oder der 

Leistung und damit auf die Frage, ob diese(s) problemlos am Markt zu bekommen ist. Spezi-

fität lässt sich in diesem Sinne auch als Knappheit verstehen. Unsicherheit bezieht sich ins-

besondere auf die Ungewissheit darüber, ob das Produkt oder die Leistung zukünftig noch 

benötigt wird resp. verwendet werden kann sowie auf mögliches opportunistisches Verhalten 

der Vertragspartner. Häufigkeit meint die Regelmäßigkeit, mit der gleichartige Transaktionen 

auftreten. Während höhere Spezifität und Unsicherheit die Transaktionskosten ansteigen 

lassen, sinken die Kosten für die einzelne Transaktion mit ansteigender Häufigkeit. Ausge-

hend von den Transaktionseigenschaften lassen sich nun die Kosten unterschiedlicher 

Transaktionsformen analysieren. Dabei wird angenommen, dass diejenige Alternative (‚Make 

or Buy‘) gewählt wird, die die geringsten Gesamtkosten verursacht.  

 

Auf die Personalrekrutierung übertragen kann die Transaktionskostentheorie einen Erklä-

rungsbeitrag für die Frage leisten, unter welchen Bedingungen die Rekrutierung über den 

internen oder den externen Arbeitsmarkt zweckmäßiger ist. Für die Rekrutierung von Auszu-

bildenden ist diese Frage allerdings kaum von Bedeutung, weil es hier streng genommen 

keinen internen Markt gibt. Allenfalls ließen sich bei einer erweiterten Auslegung des Kon-

zepts Kinder von Beschäftigten und Kunden/Kundinnen sowie Schülerpraktikanten und  

-praktikanten als interne Kandidaten und Kandidatinnen ansehen.  

 

Gleichwohl lässt sich die Transaktionskostentheorie für die Projektthematik fruchtbar machen 

und zwar in Bezug auf die Rückwirkungen von Rekrutierungsprozessen auf das betriebliche 

Ausbildungsengagement resp. im Hinblick auf die Frage, unter welchen Bedingungen eine 

Verengung der Ausbildungsnachfrage erwarten lässt, sodass Betriebe die Fachkräftesiche-

rung von der eigenen Ausbildung auf alternative Wege verlagern. Von Bedeutung ist hier die 

Verfügbarkeit (Knappheit) der Qualifikation am Arbeitsmarkt, für die ausgebildet werden soll. 

Je leichter diese am Arbeitsmarkt verfügbar ist, desto eher sollte es bei einer Verengung der 

Ausbildungsplatznachfrage – aufgrund der dadurch im Vergleich zur Marktrekrutierung auf-

wändigeren und zugleich hinsichtlich ihres Erfolges unsicheren Auszubildendenrekrutierung 
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– zu einer teilweisen oder gänzlichen Reduzierung der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung 

kommen. Ist die in Frage stehende Qualifikation am Arbeitsmarkt hingegen knapp, sollten 

Betriebe ihre Ausbildungsbeteiligung trotz einer Verengung der Ausbildungsplatznachfrage 

aufrechterhalten und verstärkt in die Bemühungen investieren, Auszubildende zu rekrutieren, 

etwa durch die Nutzung neuer Kommunikationskanäle (z.B. Social Media, Teilnahme an 

ausbildungsbezogenen Imagekampagnen, die Implementierung ausbildungsbezogener 

Anreizsysteme (z.B. Angebot von Teilzeitausbildung) oder die Erschließung bislang eher 

nicht berücksichtigter Zielgruppen (z.B. Frauen für männerdominierte Ausbildungsberufe). 

Daraus können verstärkte Konkurrenzbeziehungen zu anderen Segmenten der (Berufs-

)Bildung resultieren, etwa zur gymnasialen Oberstufe, zu teil- und vollqualifizierenden schuli-

schen Bildungsgängen oder zu Bachelorstudiengängen. Zugleich dürften sich Konsequen-

zen für die inhaltliche, didaktische und pädagogische Gestaltung der Ausbildungsprozesse 

ergeben, um den Bedarfen und Erwartungen der neu erschlossenen Zielgruppen nach För-

derung und Forderung Rechnung zu tragen. 

 

Für die damit angesprochenen Aspekte der Ausgestaltung und der Zielgruppen der Rekrutie-

rungsbemühungen eröffnen signaltheoretische Ansätze und Konzepte des Personalmarke-

tings gute Anknüpfungs- und Erklärungspotenziale. In der Frage nach den Zielgruppe(n) der 

Bewerberakquise ist zumindest implizit die Annahme enthalten, dass es sich bei den Ju-

gendlichen, aus denen die zukünftigen Auszubildenden rekrutiert werden können, um eine 

hinsichtlich ihrer Leistungsfähigkeit und -bereitschaft inhomogene Gruppe handelt. Signal-

theoretische Ansätze (ARROW 1973; SPENCE 1973) gehen in diesem Zusammenhang davon 

aus, dass Betriebe über keine vollständigen Informationen über die Leistungspotenziale der 

möglichen Bewerberpopulation verfügen (Informationsasymmetrie), weil sie diese Potenziale 

nicht direkt beobachten können. Um die daraus resultierende Unsicherheit zu minimieren, 

versuchen Betriebe, die Leistungsfähigkeit und -motivation indirekt anhand von beobachtba-

ren Merkmalen, sogenannten Signalen und Indikatoren, abzuschätzen. Indikatoren sind nicht 

beeinflussbare Eigenschaften und Merkmale, wie Alter und Geschlecht; Signale meinen ver-

änderbare Eigenschaften und Merkmale, was beispielsweise auf Schulabschlüsse oder Ver-

einsaktivitäten zutrifft. Mit den einzelnen Indikatoren und Signalen sind bestimmte Erwartun-

gen (Signalwerte) über die Ausbildungsfähigkeit und -motivation verbunden, auf deren 

Grundlage Betriebe Gruppen definieren, denen sie ein hohes (niedriges) Lern- und Leis-

tungspotenzial zuschreiben und auf die sie in der Folge ihre Anstrengungen (nicht) richten, 

Ausbildungsplatzbewerber/-innen zu gewinnen. Befunde aus dem IW-Qualifizierungsmonitor 

zeigen, dass Betriebe von Abiturienten und Abiturientinnen eine besonders hohe Lern- und 

Leistungsbereitschaft erwarten, so dass diese Jugendlichen als Auszubildende entsprechend 

begehrt sind: Im Verhältnis zu ihrem tatsächlichen Anteil unter den Auszubildenden werden 

Jugendliche mit (Fach-)Hochschulreife von den Betrieben überproportional stark umworben 

(WERNER, NEUMANN & ERDMANN 2010). 

 

Das lenkt den Blick auf die Frage, inwiefern Betriebe die avisierten Zielgruppen tatsächlich 

erreichen. Auch diese Fragestellung lässt sich signaltheoretisch beleuchten. Nicht nur auf 

Seiten der Betriebe, auch auf Seiten der potenziellen Bewerber/-innen besteht Informations-

unvollkommenheit. Jugendliche können sich bei der Bewerbung um einen Ausbildungsplatz 

nicht über die Qualität der angebotenen Ausbildungsstelle sicher sein. Entsprechend versu-

chen auch die Jugendlichen diese Unsicherheit zu reduzieren, indem sie sich an beobacht-

baren Merkmalen mit Signalwert für die interessierenden, aber nicht direkt beobachtbaren 

Eigenschaften potenzieller Ausbildungsbetriebe orientieren. Einen hohen Signalwert besitzt 

in diesem Zusammenhang die Betriebsgröße: größere Betriebe werden eher als kleinere mit 

hochwertigen Ausbildungsangeboten in Verbindung gebracht (u.a. SCHANK 2011). Auch die 

Berufsbezeichnungen haben für Jugendliche Signalwerte, und zwar in Bezug auf das erziel-
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bare soziale Ansehen (Image) sowie hinsichtlich potenzieller beruflicher Entwicklungs- und 

Aufstiegsmöglichkeiten (vgl. KREWERTH, LEPPELMEIER & ULRICH 2004), und beeinflussen da-

rüber das Interesse an einer entsprechenden Ausbildung. Vor diesem Hintergrund müssten 

vor allem kleine und mittlere Betriebe sowie Betriebe resp. Branchen, die Ausbildungsplätze 

für Berufe anbieten, die Jugendliche als wenig attraktiv erachten, darum bemüht sein, Aus-

bildungsinteressierte durch besondere Ausbildungsleistungen, wie Zusatzqualifikationen 

oder Auslandsaufenthalte, von ihrer Ausbildungsgüte zu überzeugen (vgl. u.a. KAY, 

SUPRINOVIC & WERNER 2010). Das sollte umso mehr der Fall sein, wenn das Nachfragepo-

tenzial generell gering und die Konkurrenz der Betriebe um die potenziellen Bewerber/-innen 

entsprechend groß ist. Es ist anzunehmen, dass in diesen Betrieben ein dediziertes „Ausbil-

dungsmarketing“ (KUTSCHA 2001; FALK & ZEDLER 2006) als Bestandteil des betrieblichen 

Personalmarketings (vgl. HUNZIGER 1973; FRÖHLICH 1987; BRÖCKERMANN & PEPELS 2002; 

STRUTZ 2004) zunehmend an Bedeutung gewinnt.  

 

Beim Personal- bzw. Ausbildungsmarketing kann eine interne Ausrichtung von einer exter-

nen Ausrichtung abgegrenzt werden (BERTHEL & BECKER 2010). Ziel des extern ausgerichte-

ten Personal- bzw. Ausbildungsmarketings ist es, seltene und schwer zu beschaffende Per-

sonalpotenziale zu erschließen, indem der Betrieb ein positives Image auf den beschaffungs-

relevanten Arbeitsmarktsegmenten vermittelt und bei den angesprochenen Zielgruppen den 

Wunsch fördert, sich bei ihm zu bewerben (vgl. DRUMM 2005, S. 350). Seit einiger Zeit findet 

sich hierfür auch der Begriff des ‚Employer Branding‘ (u.a. DEUER 2008). Ein relevanter As-

pekt des externen Ausbildungsmarketings betrifft die Wege und Medien, über die der Betrieb 

sich selbst und seine Ausbildungsangebote den (potenziellen) Bewerbern und Bewerberin-

nen präsentiert, was die Wahl der Rekrutierungsmethoden21 einschließt. REES (1966) unter-

scheidet zwischen formellen und informellen Rekrutierungsmethoden22. Informelle Rekrutie-

rungsmethoden sind solche, bei denen der Betrieb die (potenziellen) Bewerber/-innen direkt 

und persönlich kontaktiert (z.B. unmittelbare Ansprache, Betriebsbesichtigungen, Ausbil-

dungsmessen) oder auf soziale Netzwerke zurückgreift (z.B. Kunden/Kundinnen, Lieferan-

ten). Bei formellen Rekrutierungswegen erfolgt die Akquise über die Einschaltung von „Rek-

rutierungsmitteln“ (z.B. Firmenhomepage, Facebook, Einschaltung der Arbeitsagenturen 

u.ä.).23 ZIMMERMANN (2009) geht davon aus, dass Abschlüsse von Ausbildungsverträgen bei 

mittels persönlicher Ansprache gewonnenen Kandidaten und Kandidatinnen unter entspann-

ten Bedingungen „und somit schneller (und) unkomplizierter [...] ablaufen“ (ebd., S. 203). Aus 

dieser Annahme lässt sich ableiten, dass vor allem Betriebe mit Nachfrageproblemen – etwa 

Betriebe, die Ausbildungsplätze in Berufen anbieten, die von den Jugendlichen als wenig 

attraktiv angesehen werden (s.o.) – verstärkt auf informelle Rekrutierungswege setzen soll-

ten. Ein Nachteil der informellen Rekrutierung besteht jedoch darin, dass jeweils nur ein klei-

ner Kreis potenzieller Bewerber/-innen erreicht wird (u.a. ZIMMERMANN 2009). Vor diesem 

Hintergrund ist zu erwarten, dass Betriebe, die eine größere Anzahl an Ausbildungsstellen 

offerieren und damit vorwiegend größere Betriebe primär auf indirekte Akquisewege und, im 

Interesse einer Imagebildung als moderner Ausbildungsbetrieb, hier besonders auf Social 

Media zurückgreifen.   

 
  

                                                
21

 Die Begriffe Rekrutierungswege, Rekrutierungsinstrumente, Rekrutierungsmethoden und Rekrutierungsverfah-
ren werden in der Literatur wie auch hier weitgehend synonym verwandt.  
22

 In (weitgehend) synonymer Verwendung findet sich auch die Differenzierung in direkte und indirekte Rekrutie-
rungswege. 
23

 ‚Die Differenzierung zwischen interne und externe Rekrutierungswege spielt im Projektkontext keine Rolle, da 
bei der Rekrutierung von Auszubildenden – wie bereits ausgeführt – kein interner Markt existiert. 
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Grundsätzlich ist Ausbildungsmarketing ein fortlaufender Prozess, um die einmal in der Öf-

fentlichkeit erzeugte Bekanntheit und Attraktivität als Ausbildungsbetrieb aufrecht zu erhal-

ten. Die gezielte Gewinnung von Bewerbern und Bewerberinnen für konkrete Ausbildungs-

plätze dürfte allerdings zu bestimmten Zeitpunkten erfolgen. In diesem Zusammenhang ist 

zu berücksichtigen, dass in der dualen Berufsausbildung der Ausbildungsbeginn weitgehend 

festgelegt ist (1. August resp. 1. September) und i.d.R. zahlreiche Betriebe zu diesem Termin 

Auszubildende suchen. Damit verschlechtern sich die Chancen, (geeignete) Ausbildungs-

platzbewerber/-innen zu gewinnen, je enger Rekrutierungs- und Ausbildungsbeginn beiei-

nander liegen, insbesondere dann, wenn die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen insgesamt 

gering ist. Entsprechend dürfte eine (demografiebedingte) Verengung bei der Ausbildungs-

platznachfrage einen größeren zeitlichen Vorlauf der Bewerberakquise bedingen, insbeson-

dere dann, wenn den Betrieben keine oder nur wenige alternative Wege der Fachkräftesi-

cherung zur Verfügung stehen. In letzterem Fall sollten Betriebe auch verstärkt bereit sein, 

die Suche nach Auszubildenden über den beabsichtigten Ausbildungsbeginn hinaus fortzu-

setzen.  

 

Als breit angelegtes personalwirtschaftliches Konzept beschränkt sich das Personalmarke-

ting nicht allein auf eine externe Ausrichtung, sondern weist auch eine interne Ausrichtung 

auf, die das Ziel verfolgt, die gewonnenen Auszubildenden in den Betrieb zu integrieren und 

an den Betrieb zu binden (u.a. DEUER 2008). Idealtypisch wird letzteres über Anreizsysteme 

angestrebt. Entsprechen dabei die vom Betrieb in Aussicht gestellten Angebote (Anreize) 

den Erwartungen der Auszubildenden, resultiert nach ROUSSEAU (1995) ein positiver psycho-

logischer Kontrakt, wodurch langfristige Beziehungen zwischen Betrieb und Auszubildendem 

(bzw. später dem Ausgebildetem) möglich werden (ebd.). Aktuelle Studien und Beiträge indi-

zieren, das traditionelle Anreizsystem (in erster Linie Entgelte, aber auch interner Aufstieg) 

an Bedeutung verloren haben, hingegen auf Individualisierung ausgerichtete Anreize (Eigen-

verantwortung, Kompetenzentwicklung, Orientierung an vorhandenen Fähigkeiten) an Wert 

gewonnen haben (u.a. SCHOLZ 2000; RAEDER & GROTE 2000; KLIMECKI & LITZ 2002). Für den 

Aufbau bindungsrelevanter psychologischer Kontrakte sollten Betriebe den Auszubildenden 

daher vor allem zielgruppenspezifische Fördermaßnahmen, Zusatz- oder Doppelqualifizie-

rungen (z.B duales Studium) anbieten. Neben Anreizen spielen auch ‚social cues‘ eine Rolle 

für die Entstehung eines psychologischen Kontraktes (Rousseau 1995). Hierunter sind In-

formationen zu verstehen, die ein Beschäftigter von seinen Kollegen erhält. Im Zusammen-

hang mit der Rekrutierung von Auszubildenden können ‚social cues‘ ein Instrument sein, die 

Jugendlichen bereits in der Phase zwischen Abschluss des (juristischen) Ausbildungsvertra-

ges und Ausbildungsbeginn an den Betrieb zu binden und dadurch das Risiko zu verringern, 

dass der Ausbildungsplatz nicht angetreten wird. Beispielsweise könnte den angehenden 

Auszubildenden der Zugang zu betriebsinternen Auszubildendenplattformen ermöglicht wer-

den. Die Übergänge zwischen internem und externem Ausbildungsmarketing sind folglich 

fließend (STURTZ 2004). So kommen die zur Bewerbergewinnung angebotenen Ausbildungs-

leistungen (Anreize) letztendlich nur den in den Betrieb aufgenommenen Auszubildenden 

zugute, können von diesen aber wieder nach außen kommuniziert werden (‚social cues‘).  

 

Beim Vorgehen der Selektion der zukünftigen Auszubildenden aus dem Pool der akquirierten 

Bewerber/-innen sind zumindest zwei Dimensionen zu unterscheiden. Die eine betrifft die 

Anwendung von Selektionsverfahren im Rahmen des ein- oder mehrstufig angelegten Aus-

wahlprozesses, die andere bezieht sich auf die Kriterien, die den Selektionsentscheidungen 

zu Grunde gelegt werden. In Bezug auf letzte Dimension kann zunächst an die signaltheore-

tischen Überlegungen, die zur Frage nach der umworbenen Zielgruppe angestellt wurden, 

angeknüpft werden. Wie alle betrieblichen Rekrutierungsentscheidungen ist auch die Selek-

tion von Ausbildungsplatzbewerbern und -bewerberinnen eine Entscheidung unter Unsicher-
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heit. Bei der Selektionsentscheidung betrifft diese Unsicherheit die tatsächliche Ausbildungs-

eignung der Bewerber/-innen. Es wird daher angenommen, dass der Selektion Kriterien 

(Signale) mit Signalwert für die (vermeintliche) Ausbildungseignung zugrunde gelegt werden 

(z.B. Schulabschluss, Testergebnisse, Geschlecht, ethnische Herkunft), um die Unsicherheit 

zu reduzieren. Der Signalwert kann dabei auf Vorurteile zurückgehen (QUILLIAN 2006) oder 

sich auf generalisierte Erfahrungen gründen, d.h. aufgrund von Einzelerfahrungen werden 

pauschale Annahmen über bestimmte soziale Gruppe getroffen. Werden Eigenschaften ei-

ner bestimmten Gruppe von Jugendlichen (z.B. Abiturienten/Abiturientinnen, Frauen) pau-

schal als Signal für die Beurteilung einzelner Ausbildungsplatzbewerber/-innen herangezo-

gen, spricht man von statistischer Diskriminierung (ARROW 1973): Die Pauschalisierung kann 

im Einzelfall im positiven wie im negativen Sinne zu falschen Entscheidungen führen. Kommt 

es zu solchen Fehlentscheidungen, in deren Folge eine von den Erwartungen abweichende 

Ausbildungsfähigkeit und -bereitschaft beobachtet wird, kann sich dies in einer Veränderung 

des Signalwertes der Gruppenzugehörigkeit niederschlagen (SPENCE 1973), was ein verän-

dertes Selektionsverhalten nach sich ziehen kann.  

 

Das Modell der Arbeitskräfteschlange (Labour-Queue) (THUROW 1978) berücksichtigt, dass 

für die Selektion von Bewerbern und Bewerberinnen nicht nur die (auf Personenmerkmalen 

des Bewerbers/der Bewerberin gründenden) betrieblichen Erwartungen über die Ausbil-

dungseignung von Bedeutung sind, sondern auch „das Angebot an Ausbildungsplätzen so-

wie die Anzahl und „Qualität“ der Mitbewerber“ (Uhly 2010, S. 182; Hervorhebung im Origi-

nal). Nach diesem Modell weisen Ausbildungsbetriebe den Lehrstellenbewerbern und  

-bewerberinnen anhand der merkmalsbasierten Erwartungen über ihre Ausbildungseignung 

Rangplätze zu. Die Selektion von Bewerbern und Bewerberinnen hängt damit von ihrer rela-

tiven Position in der „Warteschlange“ ab und nicht von ihrer (vermeintlichen) Ausbildungs-

eignung an sich. Insofern kann sich eine geringe Ausbildungsnachfrage zugunsten der Aus-

bildungsplatzchancen von schwächeren Jugendlichen auswirken bzw. zu einer Neugewich-

tung der im Selektionsprozess angelegten Auswahlkriterien beitragen. Neuere suchtheoreti-

sche Beiträge stellen Veränderungen bei den Eignungsanforderungen in einen Zusammen-

hang mit der Dauer, die die Suche nach Auszubildenden in Anspruch nimmt (u.a. Franz 

1999). Danach sollten die Anforderungen an die Eingangsqualifikationen sinken, je länger 

sich die Suche nach Auszubildenden hinzieht bzw. je weniger Zeit bis zum (geplanten) Aus-

bildungsbeginn verbleibt. 

 

In Bezug auf die zweite Dimension des Auswahlprozesses, die Anwendung von Selektions-

verfahren, können erneut die signaltheoretischen Ansätze fruchtbar gemacht werden. Von 

Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die Reliabilität (Verlässlichkeit) von Signalen. Bei 

Signalen handelt es sich um veränderbare Merkmale; sie sind damit beeinflussbar (i.S.v. 

(ver-)fälschbar). Ausbildungsplatzbewerber und -bewerberinnen können beispielsweise An-

gaben über bestimmte, als entscheidungsrelevant erachtete Eigenschaften (z.B. Interesse 

am Beruf; Einsatzbereitschaft) verfälschen, um einen guten Eindruck auf den Betrieb zu ma-

chen. Die Signaltheorie geht nun davon aus, dass Signale verlässlich sein müssen, um ‚gute‘ 

von ‚schlechten‘ Ausbildungsplatzbewerbern und -bewerberinnen unterscheiden zu können. 

Verlässliche Signale sind (aus Sicht des Empfängers) solche, die nur unter so hohem (Kos-

ten-)Aufwand gefälscht werden können (SPENCE 1973), dass sich ihre Imitation (für den 

Sender) nicht lohnt. Vor diesem Hintergrund lässt sich die Anwendung von Auswahlverfah-

ren, wie Leistungs- oder Interessentests, als Ausdruck des Bestrebens von Betrieben ver-

stehen, verlässliche Signale zu generieren.24  

                                                
24

 Der Aufwand, Testleistungen etwa durch intensives Training zu verfälschen, kann als sehr hoch angesehen 
werden. 
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Die bisher skizzierten Erklärungsmodelle gehen (implizit) davon aus, dass Betriebe ihr Rek-

rutierungsverhalten allein an betriebswirtschaftlichen Effizienzkriterien ausrichten und bei der 

Personalbeschaffung auf Instrumente und Verfahren setzen, die sich ökonomisch als beson-

ders vorteilhaft erweisen. Mit dieser funktionalistisch geprägten Sichtweise vernachlässigen 

sie allerdings die Abhängigkeit betrieblicher Entscheidungen vom institutionellen Umfeld, die 

im Zentrum neoinstitutionalistischer Ansätze der Organisationstheorie steht. Sie blenden 

damit einen Aspekt aus, der einen wichtigen Beitrag zum genaueren Verständnis des be-

trieblichen Rekrutierungsverhaltens leisten kann. Wie die Vertreter/-innen des 

Neoinstitutionalismus zeigen, folgen betriebliche Entscheidungen und Formalstrukturen nicht 

unbedingt nur betrieblich-technischen Anforderungen und ökonomischen Effizienzerwägun-

gen, sondern spiegeln auch Institutionen und Erwartungen der betrieblichen Umwelt wider 

(vgl. MEYER & ROWAN 1977; DIMAGGIO & POWELL 1983; ZUCKER 1987; SCOTT 1995). 

 

Betriebe sind eingebettet in eine soziale Umwelt, in der konkrete Vorstellungen darüber be-

stehen, wie ein Betrieb organisiert sein sollte und welche Aufgaben durch welche Verfahren 

effizient zu lösen sind. Zum Teil manifestieren sich diese Vorstellungen von betrieblicher 

Rationalität in Institutionen, die sich als relativ feststehende formelle und informelle Regeln 

sozialen Handelns verstehen lassen und deren Nichteinhaltung negativ sanktioniert wird. 

Institutionen haben insofern normativen Charakter. Sie bilden die Grundlage von Verhaltens-

erwartungen (u.a. HINZ & ABRAHAM 2005) und können darüber einen prägenden Einfluss auf 

die betrieblichen Formalstrukturen haben. Viele organisationale Strukturelemente, wie Pro-

gramme, Stellen oder Verfahrensweisen, folgen solchen Regeln, die als rationalisierte My-

then fungieren und den Betrieben als Begründung für ihr eigenes Handeln dienen (vgl. 

MEYER & ROWAN 1977, S. 343). 

 

Indem Betriebe verbreitete Rationalitätsmythen zeremoniell übernehmen, erlangen sie Legi-

timität und sichern sich Unterstützung aus ihrer Umwelt (ebd., S. 349). Maßgebend ist dabei 

nicht die tatsächliche Effizienz der übernommenen Institutionen. Entscheidend ist vielmehr 

die Akzeptanz, die sich die Betriebe bei ihren Anspruchsgruppen dadurch verschaffen, dass 

sie deren Erwartungen erfüllen. Die Integration institutionalisierter Praktiken lässt sich zudem 

als „Modernitätsausweis“ gegenüber Kunden und Kundinnen, Beschäftigten oder potenziel-

len Bewerbern und Bewerberinnen verstehen und dient vor allem der Sicherung von Res-

sourcenflüssen aus der Umwelt. Die Übernahme institutionalisierte Regeln und Erwartungen 

führt dazu, dass sich Betriebe innerhalb bestimmter Bereiche strukturell angleichen und letzt-

lich Zustände „institutioneller Isomorphie“ entstehen (vgl. DIMAGGIO & POWELL 1983). Derar-

tige Homogenisierungsprozesse können durch Professionalisierungsprozesse (normative 

Isomorphie), auf Druck von außen (erzwungene Isomorphie) oder aufgrund von Ungewiss-

heit (mimetische Isomorphie) hervorgerufen werden (ebd.).  

 

In Bezug auf die Rekrutierung von Auszubildenden kann die quantitative und strukturelle 

Veränderung in der Nachfragepopulation als eine Quelle von Ungewissheit angesehen wer-

den. Betriebe verfügen nicht mehr über die Sicherheit, bei der Besetzung der angebotenen 

Ausbildungsstellen auf einen hinreichenden Pool an Bewerbern zurückgreifen zu können. In 

einer solchen Phase der Unsicherheit kann das Vorgehen anderer Betriebe bei der Akquise 

von Ausbildungsplatzbewerbern Orientierung geben und die Nachahmung des Vorgehens 

solcher Betriebe initiieren, die als erfolgreich wahrgenommen werden oder eine hohe Legiti-

mität genießen (ebd., S. 151). Ähnliche Überlegungen lassen sich für den Einsatz von Selek-

tionsverfahren anstellen. Veränderungen in der Bewerberpopulation können Betriebe vor das 

Problem stellen, dass die bisherigen Auswahlverfahren nicht mehr praktikabel sind oder ge-

nerell Unsicherheit über die Eignung der neuen Bewerberpopulation nach sich ziehen. Die 
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Lösung dieses Problems kann in der Adaptation von Auswahlverfahren münden, die von 

Betrieben mit vergleichbaren Bewerberstrukturen angewandt werden. Abhängigkeitsverhält-

nisse zu anderen Organisationen oder gesellschaftlichen Gruppen können eine treibende 

Kraft dafür sein, dass Betriebe ihre Selektionsentscheidungen und damit die Vorstellungen 

darüber, welche Ausbildungsplatzbewerber und -bewerberinnen zum Betrieb passen und 

welche nicht, an den Erwartungen anderer orientieren (erzwungene Isomorphie). IMDORF 

(2011) verweist beispielsweise darauf, dass aus den Präferenzen der Kunden und Kundin-

nen Vor- bzw. Nachteile für bestimmte Bewerbergruppen erwachsen können. Die bei Ver-

stoß gegen die Erwartungen zu befürchtenden negativen Sanktionen – Verlust von Kunden 

und Kundinnen – können Erklärungspotenzial dafür liefern, dass sich auch unter veränderten 

Nachfragebedingungen die Zugangschancen für bestimmte Gruppen von Bewerbern und 

Bewerberinnen möglicherweise nicht verändern, aber auch dafür, dass Ausbildungsplätze 

trotz hinreichender Nachfrage durch prinzipielle geeignete Bewerber nicht vergeben werden.  
 
 

Forschungsfragen 

 

Im Mittelpunkt des Forschungsprojektes stehen folgende Fragestellungen:  

 

(1) Wie gestaltet sich das derzeitige Vorgehen von Betrieben bei der Rekrutierung von 

Auszubildenden? Welche Muster oder Typen des betrieblichen Rekrutierungsverhal-

tens lassen sich erkennen? Unter welchen betriebsinternen und -externen Rahmenbe-

dingungen haben sich die einzelnen Muster betrieblichen Rekrutierungsverhaltens her-

ausgebildet?  

 

(2) Inwieweit lassen die aktuellen Rekrutierungsmustern Anpassungen an 

demografiebedingte Veränderungen in der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen erken-

nen? Worin äußern sich diese Anpassungen? 

 

(3) Sind die einzelnen Muster betrieblichen Rekrutierungsverhaltens unterschiedlich erfolg-

reich? Worauf lassen sich die Unterschiede zurückführen? Sind sie eher in den Rekru-

tierungsstrategien selbst begründet oder gehen sie eher auf Kontextfaktoren zurück? 

Inwieweit führt unzureichender Erfolg zu einer Neujustierung des Rekrutierungsverhal-

tens und worin besteht diese?  

 

(4) In welcher Weise werden durch die jeweiligen Muster betrieblichen Rekrutierungsver-

haltens bestehende Benachteiligungen bestimmter Gruppen von Jugendlichen verfes-

tigt oder aufgeweicht? Lassen sich Unterschiede zwischen Betrieben sowie zwischen 

Berufen und Branchen erkennen? Welche weiteren Einflussfaktoren spielen eine Rol-

le?  

 

(5) Welche Gründe stehen einer Veränderung des betrieblichen Rekrutierungsverhaltens – 

insbesondere in Richtung verbesserter Ausbildungschancen benachteiligter Jungendli-

cher – entgegen? Welche individuellen, finanziellen oder strukturellen Unterstützungs-

maßnahmen könnten einen Beitrag leisten, die Hemmnisse abbauen?  

 

(6) Welche Ansatzpunkte bestehen auf einzelbetrieblicher wie auf betriebsübergreifender 

Ebene (Verband, Region), leistungsstärkeren Jugendlichen mit einer dualen Berufs-

ausbildung stärker als bislang eine nachhaltig attraktive Alternative zu anderen (voll-

zeitschulischen, hochschulischen) Bildungsgängen zu eröffnen? 
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(7) Inwieweit werden durch die jeweiligen Muster betrieblichen Rekrutierungsverhaltens 

Konkurrenzbeziehungen zu anderen Segmenten des (beruflichen) Bildungswesens – 

wie beispielsweise zu den Fachhochschulen durch duale Studienangebote – etabliert? 

Was sind die wesentlichen Voraussetzungen dafür? 

 

(8) Setzt die quantitative und strukturelle Veränderung in der Ausbildungsplatznachfrage 

bei Betrieben Substitutionsprozesse in Gang und welcher Art sind diese? Steht der 

Ausgleich der sinkenden Nachfrage durch leistungsstarke Jugendliche über die Er-

schließung neuer Zielgruppen im Vordergrund oder erfolgt eher eine Substitution der 

Fachkräftesicherung durch eigene Ausbildung durch eine verstärkte Ausschöpfung al-

ternativer Optionen, wie der Qualifizierung An- und Ungelernter oder der  

(Re-)Integration älterer Arbeitskräfte?  

 

 

Forschungshypothesen 

 

Aus den theoretischen Vorüberlegungen und den bisherigen empirischen Erkenntnissen 

werden folgende Hypothesen abgeleitet, die im Rahmen der weiteren Projektdurchführung 

noch stärker auszudifferenzieren sind: 

 

(1) Demografiebedingte Rückgänge in der Ausbildungsplatznachfrage gehen besonders zu 

Lasten von Klein- und Mittelbetrieben, mit einer Tendenz in Richtung Angebotsüberhang. 

Bei größeren Betrieben wird sich das Nachfragespektrum zwar ebenfalls verengen, die 

Nachfrage wird aber weiterhin das Angebot an Ausbildungsplätzen übersteigen. 

 

(2) Der demographische Wandel bedingt in den einzelnen Berufsgruppen sowie Branchen 

unterschiedlich stark ausgeprägte Rückgänge in der Nachfrage Jugendlicher nach Aus-

bildungsplätzen. Der Nachfragerückgang wird umso ausgeprägter ausfallen, je weniger 

attraktiv/prestigeträchtig Berufe und Branchen von den Jugendlichen wahrgenommen 

werden. 

 

(3) Verengungen in der (qualitativen) Nachfrage Jugendlicher nach Ausbildung alleine führen 

zu keiner Neujustierung des betrieblichen Rekrutierungsverhaltens. Betriebe verändern 

ihr Rekrutierungsverhalten unter dieser Bedingung nur dann, wenn bei ihnen ein Fach-

kräftebedarf besteht, der sich nicht oder nicht hinreichend auf anderen Wegen als der ei-

genen Ausbildung decken lässt. Bestehen hingegen alternative Wege, so treten diese 

umso mehr an die Stelle der eigenen Ausbildung, je ausgeprägter der Nachfragerück-

gang ist bzw. je schwieriger sich dadurch die Rekrutierung geeigneter Auszubildender 

gestaltet. 

 

(4) Bei Klein- und Mittelbetrieben sowie bei Betrieben, die Auszubildende für bereits bislang 

wenig nachgefragte Ausbildungsberufe suchen, werden sich die Veränderungen im Rek-

rutierungsverhalten vorrangig auf die verstärkte Berücksichtigung von Jugendlichen mit 

schlechteren Startchancen sowie die Erschließung neuer Zielgruppen (z.B. junge Frauen 

für männerdominierte Berufe) erstrecken.  

Großbetriebe sowie Betriebe, die Auszubildende für nachfragestärkere Ausbildungsberu-

fe suchen, werden in eine verstärkte Konkurrenz untereinander und zu anderen Segmen-

ten der (Berufs-)Bildung um leistungsstärkere Jugendliche treten und hierbei den Einsatz 

von Anreizsystemen forcieren.  
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(5) Bei der Wahl der Instrumente, über die die neuen Zielgruppen erschlossen werden sollen 

resp. in Bezug auf die Angebote, die leistungsstärkeren Jugendlichen im Rahmen der 

Anreizsysteme in Aussicht gestellt werden, orientieren sich Betriebe insbesondere zu 

Beginn der Neuausrichtung ihres Rekrutierungsverhaltens am Vorgehen anderer Betrie-

be. 

 

 

Transfer 

 

Als Adressaten der Forschungsergebnisse kommen vor allem Akteure aus der betrieblichen 

Praxis, aus der Berufsbildungspolitik und aus der Berufsbildungsforschung in Betracht.  

 

Betriebliche Praxis 

Die Projektergebnisse können Ausbildungsbetrieben Impulse für die Ausgestaltung ihres 

eigenen Vorgehens bei der Rekrutierung von Auszubildenden geben, indem sie Hinweise 

über das Spektrum der für die Gewinnung von Ausbildungsplatzbewerbern und  

-bewerberinnen gangbaren Wege und Informationen zu den mit den unterschiedlichen We-

gen gemachten Erfahrungen erhalten. Zudem sollen die Forschungsergebnisse dazu beitra-

gen, die Offenheit von Betrieben gegenüber unterschiedlichen an Ausbildung interessierten 

Gruppen von Jugendlichen zu fördern. 

 

Berufsbildungspolitik 

Aus den Forschungsergebnissen werden berufsbildungspolitisch relevante Erkenntnisse 

darüber erwartet, inwieweit und unter welchen Bedingungen die demografischen Entwicklun-

gen zu einer Aufweichung oder aber einer Verfestigung der derzeit unterschiedlichen Zu-

gangschancen verschiedener Gruppen von Jugendlichen zum dualen System der Berufs-

ausbildung führen.  

 

Berufsbildungsforschung 

Das Forschungsprojekt steht im Kontext zahlreicher bisheriger und zu erwartender wissen-

schaftlicher Aktivitäten und Diskussionen zum Themenbereich „Demografischer Wandel“. 

Die Projektergebnisse können einen spezifischen Beitrag zum wissenschaftlichen Diskurs 

über die Chancen und Risiken demografischer Veränderungen leisten. 

 

Um den Transfer der Forschungsergebnisse in Praxis, Politik und Wissenschaft zu ermögli-

chen, werden die Befunde adressatengerecht aufbereitet und u.a. in Form von Präsentatio-

nen, referierten und nicht-referierten Buch- und Zeitschriftenbeiträgen veröffentlicht. 

 

 

3. Konkretisierung des Vorgehens 

 

Forschungsmethoden 

 

Für die Durchführung des Forschungsprojekts ist ein methodisches Design vorgesehen, das 

– im Sinne eines mehrstufigen, aufeinander aufbauenden Zugangs zum Forschungsgegen-

stand – Sekundär- und Sonderauswertungen qualitativer und quantitativer Datenbestände 

aus anderen BIBB-Projekten mit qualitativen und quantitativen Primärerhebungen verbindet.  
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 Sekundäranalysen vorliegender qualitativer Datenbestände aus den Projekten 2.1.20525 

und 2.2.30126  

 

Im Rahmen des Projektes 2.1.205 wurden in elf Branchen mit wachsender Beschäftigung 

(darunter Callcenter, Elektroindustrie sowie Spedition und Logistik) Experteninterviews zu 

den Strategien durchgeführt, die Betriebe anwenden, um den wachstumsbedingt bestehen-

den Qualifikationsbedarf im Fachkräftebereich zu decken (WÜNSCHE ET AL. 2010). In die Ex-

perteninterviews wurden primär Betriebs- und Branchenvertreter einbezogen. Im Mittelpunkt 

des Projektes 2.2.301 stand die Situation des betrieblichen Ausbildungspersonals, die über 

Betriebsfallstudien in drei Unternehmensgruppen (dienstleistungsorientierte Großunterneh-

men, Industriebetriebe im Produktionsbereich, inhabergeführte Kleinbetriebe) exploriert wur-

den (BAHL ET AL., 2010). In den Erhebungen beider Projekte wurde punktuell Fragen nach-

gegangen, die Schnittstellen zum Gegenstand des vorliegenden Forschungsprojektes auf-

weisen, darunter die Relevanz der eigenen Ausbildung für die Sicherung des Fachkräftebe-

darfs sowie die Besetzung resp. Besetzbarkeit von Ausbildungsstellen. Diese Informationen 

sollen durch eine inhaltsanalytische Sekundäranalyse der Transskripte für das vorliegende 

Projekt fruchtbar gemacht werden. Es wird erwartet, auf diese Weise erste empirische Er-

kenntnisse darüber zu gewinnen, in welcher Form die Rekrutierung von Auszubildenden in 

der betrieblichen Praxis thematisiert wird und welche Bedeutung dabei dem demografischen 

Aspekt zukommt. Die Samplings der Interview- und Fallstudien lassen zudem darauf hoffen, 

auch Hinweise auf branchen- und betriebsspezifische Unterschiede resp. Besonderheiten in 

der betrieblichen Auseinandersetzung mit Fragen der Auszubildendenrekrutierung zu erzie-

len.  

 

 Sonderauswertungen quantitativer Daten aus dem BIBB-Qualifizierungspanel 

 

Das BIBB-Qualifizierungspanel ist als jährliche Befragung einer bundesweit repräsentativen 

Netto-Stichprobe von rund 2.000 Betrieben (darunter etwa 70% ausbildende Betriebe) ange-

legt. Die erste Erhebungswelle erfolgte im Frühjahr 2011; die Datenerhebung wurde in Form 

standardisierter persönlich-mündlicher Interviews (CAPI) durchgeführt. Die Grundgesamtheit 

der nach Ost-/West-Zugehörigkeit, Branchenzugehörigkeit und Betriebsgröße geschichtet 

gezogenen Brutto-Stichprobe (rund 25.000 Betriebe) sind alle zum 30.09. des Vorjahres in 

der Betriebsdatei der Bundesagentur für Arbeit erfassten Betriebe mit mindestens einem 

sozialversicherungspflichtig Beschäftigtem, ausgenommen private Haushalte und exterrito-

riale Organisationen. 

 

In der ersten Erhebungswelle wurden Daten zu verschiedenen Aspekten der betrieblichen 

Ausbildungsbeteiligung, der angebotenen und (nicht)besetzten Ausbildungsplätze sowie der 

Qualifikationsprofile der neu eingestellten Auszubildenden erhoben, primär in Bezug auf das 

Ausbildungsjahr 2010/2011, partiell aber auch mit Blick auf die nähere Zukunft oder in Form 

grundlegender Einstellungen zur betrieblichen Ausbildung. Rekrutierungsthemen im engeren 

Sinne sind zwar nicht Gegenstand der Erhebung, gleichwohl eröffnen die Daten einen (indi-

rekten) Zugang zu diesen Themenstellungen. So kann etwa das Verhältnis von angebotenen 

zu nicht-besetzten Ausbildungsplätzen analysiert werden, um Gruppen von Betrieben zu 

identifizieren, bei denen sich in besonders hohem oder geringem Maße Rekrutierungsprob-

leme abzeichnen. In diesem Zusammenhang lässt sich auch untersuchen, welche Faktoren 

(z.B. betriebliche Strukturmerkmale, Branchenzugehörigkeit, Region) das Ausmaß der 

Vakanzproblematik beeinflussen. Ferner lassen sich die von den Betrieben benannten Grün-

                                                
25

 Betriebliche Qualifikationsbedarfsdeckung im Fachkräftebereich wachsender Beschäftigungsfelder (PEREK) 
26

 Die Situation des ausbildenden Personals in der betrieblichen Bildung 
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de für Vakanzen mit betrieblichen Struktur- und Kontextmerkmalen in Beziehung setzen. 

Nicht zuletzt sollten sich aus der Analyse der Vakanzgründe in Verbindung mit den Angaben 

zu den Qualifikationsprofilen der neu eingestellten Auszubildenden einige Rückschlüsse auf 

das Rekrutierungsverhalten ziehen lassen. 

 

Die Sonderauswertungen der Daten aus dem Qualifizierungspanel dienen insofern zum ei-

nen dazu, eine differenzierte Beschreibung der aktuellen betrieblichen Ausbildungssituation 

vorzunehmen. Inwieweit es gelingt, mit den Daten aus den nächsten Wellen des Qualifizie-

rungspanel diesbezügliche Veränderungen sichtbar zu machen, hängt davon ab, welche 

Fragen in den Pool der Panelfragen aufgenommen werden (können). Zum anderen wird an-

gestrebt, mittels multivariater Analysen des Datenmaterials erste Hypothesenprüfungen vor-

zunehmen und Teilantworten auf einige der Forschungsfragen zu erarbeiten.  

 

 Primärerhebung I – Qualitative Interviewstudien in ausbildenden Betrieben 

 

a) Konzeption 

Über qualitative Interviewstudien in Ausbildungsbetrieben sollen die sekundäranalytisch ge-

wonnenen Einblicke in die betriebliche Thematisierung von Fragen der Rekrutierung Auszu-

bildender entlang der Forschungsfragen vertieft und erweitert werden. Hierfür ist vorgese-

hen, an eine erste, eher explorative Interviewphase eine zweite, eher analytische Interview-

phase anzuschließen.  

 

Im explorativen Interviewteil steht das derzeitige betriebliche Vorgehen bei der Suche und 

Auswahl von Auszubildenden im Zentrum, welches umfassend und differenziert beleuchtet 

werden soll. Das impliziert, dass neben der konkreten Ausgestaltung des Rekrutierungsver-

fahrens (u.a. Akquisebeginn, Akquiseinstrumente, Zielgruppen, Anforderungskriterien, Aus-

wahlprozess und -verfahren,) insbesondere auch die betriebsinternen und -externen Bedin-

gungen (u.a. Stellenwert der Ausbildung in der Personalpolitik, Struktur der Bewerbern und 

Bewerberinnen um Ausbildungsplätze, Fachkräftebedarf) zu erheben sind, unter denen sich 

das aktuelle Vorgehen der Auszubildendengewinnung herausgebildet hat. Darüber hinaus ist 

darauf einzugehen, ob in jüngster Zeit Neujustierungen im Rekrutierungsverhalten vorge-

nommen wurden oder für die nähere Zukunft beabsichtigt sind, worin diese Modifikationen 

bestehen und welche Anlässe und Intentionen ihnen zugrunde liegen. Methodisch soll dieser 

Teil der Interviews in Form leitfadengestützter, problemzentrierter Interviews durchgeführt 

werden.  

 

Im Mittelpunkt der zweiten, eher analytisch ausgerichteten Interviewphase soll die Ermittlung 

des betrieblichen Entscheidungsverhaltens unter bestimmten Gegebenheiten im Rekrutie-

rungsprozess stehen. Hierfür sollen sogenannte Vignetten zum Ausgangspunkt genommen 

werden. Bei einer Vignette handelt es sich um die verbale Beschreibung einer für die Befrag-

ten realistischen (aber nicht real gegebenen) Situation, bei der die Konstellation der Ausprä-

gung von Dimensionen, die als entscheidungsrelevant bekannt sind oder vermutet werden, 

variiert wird (u.a. BECK & OPP 2001). Der Einsatz von Vignetten in qualitativen Studien bietet 

den Vorzug, nicht nur die Entscheidung zu erheben, die in der beschriebenen Situation ge-

troffen wird, sondern darüber hinaus auch die hinter der Entscheidung stehenden Überle-

gungen und Beweggründe zu erfassen. Dieser Vorzug geht allerdings zu Lasten der Anzahl 

vorlegbarer Vignetten. 
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Derzeit ist beabsichtigt, ausgehend von der Zielstellung des Forschungsprojektes Vignetten 

einzusetzen, die sich auf die Entscheidung für oder gegen die Vergabe eines Ausbildungs-

platzes beziehen. Unter Berücksichtigung der zeitlichen Inanspruchnahme der Interviewpart-

ner/-innen sollten nicht mehr als sechs bis acht Vignetten zur Erörterung vorgelegt werden, 

was zugleich eine Begrenzung auf wenige Dimensionen und Ausprägungen indiziert. Die 

Festlegung der Dimensionen und ihrer Ausprägungen soll hypothesengeleitet bei gleichzeiti-

ger Berücksichtigung der Erkenntnisse aus den qualitativen Sekundäranalysen erfolgen. 

Mögliche Dimensionen wären Geschlecht, Schulabschluss und Migrationshintergrund des 

Ausbildungsplatzbewerbers/der Ausbildungsplatzbewerberin, Zeitpunkt im Rekrutierungspro-

zess sowie Anzahl noch zu besetzender Ausbildungsstellen. Angestrebt wird, mittels der 

Vignettentechnik Erkenntnisse über betriebliche Entscheidungsmechanismen im Zusam-

menhang mit Rekrutierungsfragen zu gewinnen und diese mit den entsprechenden Hypothe-

sen abzugleichen. Beispielsweise ließe sich betrachten, inwieweit das Entscheidungsverhal-

ten erwartungsgemäß mit berufs-, betriebs- und branchenbezogenen Merkmalen oder der im 

ersten Interviewteil ermittelten Verankerung der Ausbildung in der betrieblichen Personalpoli-

tik variiert.  

 

Die Vignetten sollen in Verbindung mit dem Leitfaden einem Pretest unterzogen werden, um 

u.a. Aufschluss über die Verständlichkeit und Realitätsnähe der beschriebenen Situation, die 

Relevanz der einbezogenen Dimensionen und ihrer Variationen sowie die Anzahl der den 

Befragten vorlegbaren Vignetten zu erhalten.  

 

b) Sampling 

Um Einflüsse demografischer, branchen- und berufsbezogener Aspekte sowohl auf die Aus-

gestaltung des Rekrutierungsverfahrens als auch auf das Entscheidungsverhalten herausar-

beiten zu können, sollen sich die qualitativen Studien auf ausgewählte Regionen und Grup-

pen von Ausbildungsberufen konzentrieren. Grundlage für die Definition von Regionen ist der 

Zuschnitt von Arbeitsagenturbezirken; die Abgrenzung von Gruppen von Ausbildungsberufen 

orientiert sich an der Zuordnung von Ausbildungsberufen zu den in der Klassifikation der 

Berufe des Statistischen Bundesamtes von 1992 differenzierten Berufsgruppen.27 Entspre-

chend wird nachfolgend der Begriff Berufsgruppen verwendet. 

 

Ausgangspunkt der Auswahl von Berufsgruppen soll die „Knappheit“ bei der Ausbildungs-

nachfrage sein. Für die Bestimmung von Nachfrageknappheit wird eine Orientierung am An-

satz von VENERI (1999) erwogen. Dieser ursprünglich für berufsspezifische Analysen des 

US-amerikanischen Arbeitsmarktes entwickelte und von TROCKA & SUNDER (2009) für den 

deutschen Arbeitsmarkt adaptierte Ansatz sieht vor, zur Identifikation einer Knappheit von 

Arbeitskräften „mehrere Indikatoren der berufsspezifischen Arbeitsmarktentwicklung zusam-

menzufassen“ (TROCKA & SUNDER 2009; S. 174). In der adaptierten Form wird berufsgrup-

penspezifische Fachkräfteknappheit dann angenommen, wenn eine deutlich unterdurch-

schnittliche und im Zeitverlauf rapide gesunkene Arbeitslosenquote mit einem deutlich unter-

durchschnittlichen und im Zeitverlauf rapide gesunkenen Verhältnis von Arbeitslosen zu of-

fenen Stellen zusammengeht (ebd.). Für die Übertragung auf die Identifikation von Berufs-

gruppen mit Knappheit bei der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen sollen als Indikatoren  

 

                                                
27

 In der Klassifikation der Berufe von 1992 (KldB 92) werden 93 Berufsgruppen differenziert. In Einzelfällen dürf-

te es angemessener sein, statt einzelner Berufsgruppen die darüber liegende Ebene der Berufsabschnitte zu 
betrachten, bspw. den Berufsabschnitt Ernährungsberufe als Zusammenfassung der einzelnen Berufsgruppen 
(39) Back-, Konditor-, Süßwarenherstellung, (40) Fleischer/-innen, (41) Köche/Köchinnen, (42) Berufe in der Ge-
tränke-, Genussmittelherstellung und (43) übrige Ernährungsberufe  
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 die erweiterte Angebots-Nachfrage-Relation,  

 der Anteil unbesetzter Ausbildungsstellen an allen Ausbildungsstellen,  

 der Anteil erfolglos Nachfragender an allen Nachfragenden,  

 das Verhältnis erfolglos Nachfragender zu unbesetzten Ausbildungsstellen sowie 

 der Anteil der Neuabschlüsse mit maximal Hauptschulabschluss an allen Neuabschlüs-

sen, 

 

jeweils betrachtet zum 30.09.bzw. 31.12. der Jahre von 2007 bis 2010, herangezogen wer-

den.  

 

Das Vorliegen von „Nachfrageknappheit“ in einer Berufsgruppe soll über einen Vergleich der 

für die Berufsgruppe ermittelten Indikatoren mit den über alle Berufsgruppen insgesamt be-

rechneten Indikatoren erfolgen. Dieser Vergleich, für den die anzulegenden Bedingungen 

und Schwellenwerte noch zu spezifizieren sind28, kann vier Ausgänge annehmen: 

 

Ausgang I:  In der Berufsgruppe besteht über den gesamten betrachteten Zeitraum hin-

weg Knappheit. 

Ausgang II:  In der Berufsgruppe besteht über den gesamten betrachteten Zeitraum hin-

weg keine Knappheit. 

Ausgang III:  In der Berufsgruppe hat sich im betrachteten Zeitraum eine Verschiebung von 

Nicht-Knappheit zu Knappheit vollzogen. 

Ausgang IV:  In der Berufsgruppe hat sich im betrachteten Zeitraum eine Verschiebung von 

Knappheit zu Nicht-Knappheit vollzogen. 

 

Aufgrund der Fragestellung des Projektes sollen nur Berufsgruppen, die den Ausgängen I – 

III zugeordnet werden können, weiter betrachtet werden. Der Einbezug von Berufsgruppen 

des Ausgangs III erfolgt vor allem, um Kontrastierungen vornehmen zu können. Aus Aus-

gang I sollen zwei, aus Ausgang II und III je eine Berufsgruppe in die qualitativen Studien 

einbezogen werden. Bei ihrer Auswahl ist neben der Anzahl bestehender Ausbildungsver-

hältnisse u.a. noch darauf zu achten, dass mit den vier ausgewählten Berufsgruppen eine 

gewisse Branchendurchmischung sichergestellt wird. Damit geht einher, vorrangig solche 

Berufsgruppen auszuwählen, die sich möglichst eindeutig einer bestimmten Branche zuord-

nen lassen. Ferner sollen Befunde aus Projektionen zum Fachkräftebedarf in den Berufs-

gruppen resp. den mit ihnen korrespondierenden Qualifikationssegmenten (HUMMEL, THEIN & 

ZIKA 2010) bei der Auswahl mit in Betracht gezogen werden. 

 

Für die Auswahl der Regionen soll auf die vom IAB vorgenommene Abgrenzung regionaler 

Ausbildungsmarkttypen zurückgegriffen werden (HEINECKE, KLEINERT & VOSSELER 2011). 

Diese Typisierung scheint für den Projektkontext aus zwei Gründen besonders geeignet: 

Zum einen bezieht sich die Regionaltypisierung explizit und ausschließlich auf die betriebli-

che duale Ausbildung gem. BBiG/HwO. Zum anderen bildet die auf Arbeitsagenturebene 

rechnerisch ermittelte Einmündungsquote29 Jugendlicher in Ausbildung, d.h. die Aufnahme-

fähigkeit der regionalen Ausbildungsmärkte, die Zielgröße der Typisierung, was gleichsam 

ein Indikator dafür ist, ob in Regionen Angebot- oder Nachfrageüberhänge bestehen.  

 

Grundlage der Typisierung sind Strukturmerkmale, die auf Arbeitsagenturebene für die rech-

nerische Einmündungsquote Jugendlicher in Ausbildung regressionsanalytisch als bedeut-

sam identifiziert wurden. Dazu gehören u.a. Größenstruktur der Ausbildungsbetriebe, die 

                                                
28

 Hierzu soll externe Beratung durch den Projektbeirat eingeholt werden 
29

 Zur gewählten Berechnung der Einmündungsquote vgl. HEINECKE, KLEINERT & VOSSELER 2011, S. 2 f. 
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Arbeitslosenquote, der Tertiarisierungsgrad, die Anzahl der Schulabgänger/-innen und der 

Anteil der Abiturienten und Abiturientinnen unter ihnen (ebd., S. 4). Die Strukturmerkmale 

bilden ihrerseits die Grundlage dafür, Arbeitsagenturbezirke clusteranalytisch in Gruppen 

einzuteilen, die in Bezug auf die Ausprägung der Merkmale und damit hinsichtlich der Über-

gangschancen von Jugendlichen in Ausbildung „in sich möglichst homogen und untereinan-

der möglichst unähnlich sind“ (ebd., S. 2). Es resultierten insgesamt zwölf Ausbildungsmarkt-

typen, die zu vier übergeordneten Typen zusammengefasst werden können (ebd., S. 5 ff.): 

 

„Typ I:  Bezirke in den ostdeutschen Bundesländern mit hoher Arbeitslosigkeit und sehr 

niedrigem Schulabgängeranteil 

 Typ Ia: ländliche Bezirke mit ungünstigem Ausbildungsmarktumfeld (AMU) 

 Typ Ib: ländliche Bezirke mit großbetrieblicher Umgebung 

 Typ Ic: städtische Bezirke mit hohem Tertiarisierugnsgrad 

Typ II:  Bezirke mit höherer Arbeitslosigkeit und höherem Schulabgängeranteil 

 Typ IIa: ländliche Bezirke mit hohem Tertiarisierungsgrad, ohne großbetriebliche Um-

gebung 

 Typ IIb: großstädtische Bezirke mit günstigem AMU und großbetrieblicher Umgebung 

Typ III:  Städtische Bezirke mit günstigem Ausbildungsmarktumfeld30 und niedrigem 

Schulabgängeranteil 

 Typ IIIa: großstädtische Bezirke mit mittlerer Arbeitslosigkeit, ohne großbetriebliche 

Umgebung 

 Typ IIIb: städtische Bezirke mit niedriger Arbeitslosigkeit und großbetrieblicher Umge-

bung 

 Typ IIIc: großstädtische Bezirke mit hoher Arbeitslosigkeit und großbetrieblicher Umge-

bung  

Typ IV:  Bezirke mit niedriger Arbeitslosigkeit und hohem Schulabgängeranteil 

 Typ IVa: städtische Bezirke mit durchschnittlichem AMU und großbetrieblicher Umge-

bung 

 Typ IVb: eher ländliche Bezirke mit durchschnittlichem AMU 

 Typ IVc: ländliche Bezirke mit ungünstigem AMU 

 Typ IVd: ländliche Bezirke mit ungünstigem AMU und großbetrieblicher Umgebung“ 

 

Es ist beabsichtigt, aus jedem übergeordneten Typ einen der zugehörigen regionalen Aus-

bildungsmarkttypen für die qualitativen Erhebungen auszuwählen. Hierfür ist es im Vorfeld 

erforderlich, die unter dem Gesichtspunkt der Einmündungsquote und damit aus der Per-

spektive der Nachfrageseite vorgenommene Charakterisierung der regionalen Ausbildungs-

markttypen in die Perspektive der Angebotsseite zu „übersetzen“. Für die ausgewählten Re-

gionaltypen ist in einem zweiten Schritt festzulegen, in welchem oder welchen der zugehöri-

gen Bezirke die qualitativen Studien durchgeführt werden sollen. Bei beiden Auswahlschrit-

ten sind das Vorkommen der ausgewählten Berufsgruppen (Anzahl der Auszubildenden) und 

– nach Verfügbarkeit – die Anzahl und Struktur der in den Berufsgruppen ausbildenden Be-

triebe zu berücksichtigen. 

 

In jedem der vier ausgewählten regionalen Arbeitsmarkttypen (resp. den innerhalb der Typen 

festgelegten Bezirken) sollen pro einbezogener Berufsgruppe Interviews in fünf Betrieben, 

die in einem oder mehreren der der Berufsgruppe zugehörigen Berufe ausbilden, geführt 
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 Entsprechend der Zielgröße Einmündungsquote ist die „Günstigkeit“ des Ausbildungsmarktumfeldes aus der 
Perspektive der Jugendlichen definiert. Mit Günstigkeit ist demzufolge gemeint, dass der Ausbildungsmarkt mehr 
Ausbildungsplatzbewerber/-innen aufnehmen könnte als in der Region vorhanden sind. Aus der dem Projekt 
zugrunde liegenden betrieblichen Perspektive stellt sich diese Situation entsprechend als ungünstig dar.  
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werden. Vorgesehen ist, je zwei Interviews in Klein- und Mittelbetrieben und ein Interview in 

einem Großbetrieb durchzuführen, so dass sich der Gesamtumfang der qualitativen Erhe-

bungen auf 80 Interviews beläuft. Sofern Betriebe in mehreren Ausbildungsberufen einer der 

ausgewählten Berufsgruppen oder in Berufen aus unterschiedlichen einbezogenen Berufs-

gruppen ausbilden, soll in den Interviews auch darauf eingegangen werden, ob und in wel-

cher Weise berufs(gruppen)spezifische Unterschiede im Rekrutierungsverhalten bestehen. 

Als Interviewpartner/-innen sollen die für die Rekrutierung von Auszubildenden Verantwortli-

chen gewonnen werden, was bedeuten kann, dass in einigen Betrieben Gespräche mit meh-

reren Personen zu führen sein werden.  

 

Um einen stärkeren Bezug des einzelbetrieblichen Rekrutierungsverhaltens zu Maßnahmen 

herstellen zu können, die auf Verband-, Branchen- oder regionaler Ebene mit dem Ziel initi-

iert wurden, die Attraktivität der dualen Berufsausbildung zu fördern und / oder Einzelbetrie-

be in ihren Rekrutierungs- und Ausbildungsanstrengungen zu unterstützen, wird eine Ergän-

zung des qualitativen Designs um diese Ebene erwogen. Inwieweit sich diese Erweiterung 

realisieren lässt und in welcher Form (Interviews, Expertenworkshop), kann erst im Projekt-

verlauf in Abhängigkeit der verfügbaren Ressourcen entschieden werden.  

 

c) Auswertung 

Die im explorativen Interviewteil erhobenen Informationen zum aktuellen betrieblichen Rekru-

tierungsverhalten sollen unter der Zielstellung ausgewertet werden, Typen des Vorgehens 

bei der Rekrutierung von Auszubildenden aufzudecken. Hierfür soll die Auswertung des Ma-

terials dem Vier-Stufen-Modell der empirisch begründeten Typenbildung (KLUGE 1999; KELL 

& KLUGE 1999) folgen: 

 

1. Erarbeitung relevanter Vergleichsdimensionen, 

2. Gruppierung der Fälle und Analyse der empirischen Regelmäßigkeit, 

3. Analyse der inhaltlichen Sinnzusammenhänge und Typenbildung sowie 

4. Charakterisierung der gebildeten Typen. 

Die im analytischen Interviewteil mittels Vignetten erhobenen Entscheidungen für oder gegen 

die Vergabe eines Ausbildungsplatzes sollen in einem quantitativen Datensatz erfasst wer-

den, um analysieren zu können, wie sich die Entscheidungen in den beschriebenen Situatio-

nen verteilen und welche Situationsmerkmale die Entscheidungsfindung beeinflussen. Letz-

teres ist allerdings aufgrund der begrenzten Fallzahl nur sehr eingeschränkt und im Sinne 

vorsichtiger Tendenzaussagen möglich. Daran anschließend soll untersucht werden, ob hin-

ter vergleichbaren Entscheidungen vergleichbare Begründungen stehen und inwieweit diese 

mit betrieblichen Struktur- und Strategiemerkmalen sowie Merkmalen der ausbetrieblichen 

Rahmenbedingungen korrespondieren. Hierfür soll das qualitative Material einer inhaltlichen 

Strukturierung (MAYRING 2008) unterzogen werden.   

 

 Primärerhebung II - Quantitative Betriebsbefragung 

 

a) Konzeption 

Hauptsächliches Ziel der quantitativen Befragung in ausbildenden Betrieben ist die Prüfung, 

inwieweit sich die formulierten Hypothesen aufrechterhalten lassen oder verworfen werden 

müssen. Damit steht in Verbindung, dass die quantitative Erhebung auch Aufschluss darüber 

geben soll, ob die auf qualitativer Grundlage erzielten Befunde über die in die Interviewstudi-

en einbezogenen Regionaltypen und Berufsgruppen hinaus tragfähig sind. Vor diesem Hin-

tergrund werden im Zentrum der Erhebung stehen: 
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 Ausbildungsplatzangebot und Ausbildungsplatznachfrage (einschl. jüngerer Entwicklun-

gen), 

 Ausgestaltung / Vorgehen bei der Rekrutierung von Auszubildenden, 

 erfolgte sowie beabsichtigte Veränderungen im Rekrutierungsverhalten, 

 Entscheidungsverhalten im Rekrutierungsprozess, 

 Personalbedarf und Personalpolitik sowie  

 strukturelle, wirtschaftliche und institutionelle Merkmale des Betriebs. 

 

Erwogen wird, das Entscheidungsverhalten – analog zur qualitativen Erhebung – mit Hilfe 

von Vignetten zu erheben. Inwieweit sich dies realisieren lässt, muss über einen Pretest ab-

geklärt werden. Die übrigen Themen werden durch geschlossene Fragen in klassischen 

Formaten operationalisiert. Die Operationalisierung erfolgt hypothesengeleitet unter Einbe-

zug der qualitativ gewonnenen Erkenntnisse. Alle Daten werden – abgesehen von denen zu 

den beiden oben zuletzt genannten Themenfeldern – bezogen auf eine(n) einzelne(n) Be-

ruf(sgruppe) erhoben. Als Befragungsform wird wegen der zu erwartenden Komplexität des 

Fragebogens eine CATI-Erhebung favorisiert.  
 

b) Sampling und Datenerhebung 

Angedacht ist, die fünf Berufsgruppen aus der qualitativen Erhebung auch in der quantitati-

ven Erhebung zu berücksichtigen, darüber hinaus aber noch weitere Berufsgruppen einzu-

beziehen, so dass Daten für insgesamt etwa zwölf Berufsgruppen erhoben werden. Die Kri-

terien für die Auswahl der zusätzlichen Berufsgruppen sollen an die Überlegungen anknüp-

fen, die im Zusammenhang mit dem Sampling für die qualitative Erhebung angestellt wur-

den. Die Erhebung soll als bundesweit repräsentative Befragung von Betrieben, die in einem 

oder mehreren der einer Berufsgruppe zugeordneten Berufe ausbilden, durchgeführt wer-

den. Die Ziehung der Stichprobe soll über die Betriebsdatei der BA erfolgen. Als Schich-

tungskriterien für die Stichprobenziehung sind derzeit Betriebsgröße und regionale Zugehö-

rigkeit (bezogen auf die zwölf regionalen Ausbildungsmarkttypen des IAB) vorgesehen. Für 

die detaillierte Ausarbeitung des Stichprobenplans soll externe Beratung in Form einer Ex-

pertise und durch den Projektbeirat eingeholt werden.  
 

Die CAT-Interviews sind mit dem resp. den für Rekrutierungs- und Ausbildungsfragen Ver-

antwortlichen zu führen, so dass ggf. mehrere Betriebsvertreter/-innen an einem Interview zu 

beteiligen sein werden. Um differenzierte Auswertungen zu ermöglichen, wird eine Netto-

Stichprobe von ca. 2.000 befragten Betrieben angestrebt. Bei Betriebe, die in mehreren Be-

rufen einer der ausgewählten Berufsgruppen oder in verschiedenen Berufen aus unter-

schiedlichen ausgewählten Berufsgruppen ausbilden, sollen nach Möglichkeit Daten zu allen 

relevanten Berufen resp. Berufsgruppen erhoben werden, um neben inter- auch 

intrabetriebliche Vergleiche des Rekrutierungsverhaltens vornehmen zu können. 
 
 
Interne und externe Beratung 
 

Für die Laufzeit des Projektes soll ein Projektbeirat eingerichtet werden, der sich aus Wis-

senschaftlern und Wissenschaftlerinnen sowie Praktikern und Praktikerinnen zusammen-

setzt. Die wissenschaftlichen Mitglieder des Beirates sollen über Expertise auf dem Gebiet 

der Ausbildungs- und Arbeitsmarktforschung verfügen, wobei eine interdisziplinäre Zusam-

mensetzung (u.a. Ökonomie, Soziologie, Betriebs- und Personalwirtschaft) angestrebt wird. 

Nach Möglichkeit sollen neben Experten und Expertinnen aus Deutschland auch Experten 

und Expertinnen aus Österreich und der Schweiz berufen werden. Die Praktiker und Prakti-

kerinnen sollen im betrieblichen Kontext und nach Möglichkeit auch in betriebsübergreifen-
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den Zusammenhängen (z. B. Arbeitskreise) mit Ausbildungsfragen befasst sein. Der Beirat 

soll das Projektteam vor allem in Methodenfragen beraten (Sampling für die qualitative und 

die quantitative Erhebung; Leitfaden-, Vignetten- und Fragebogenkonzeption; Auswertungs-

/Analysekonzept und -verfahren). Die Beratung zum Stichprobenkonzept der quantitativen 

Erhebung durch den Projektbeirat soll durch das Einholen einer Expertise vorbreitet werden. 

Darüber hinaus sollte der Beirat den Transfer der Ergebnisse in Wissenschaft und Praxis 

befördern. 
 
 
Dienstleistungen Dritter 
 

Für folgende Aufgaben soll eine Vergabe an Dritte erfolgen: 

 

 Felderschließung für die qualitativen Erhebungen, 

 Durchführung von ca. 3/4 der vorgesehenen Interviews, 

 Transkription und Grundauswertung (thematische Verdichtung) sämtlicher Interviews 

sowie 

 Durchführung der quantitativen Erhebung einschl. Datenerfassung und Grundauszäh-

lung. 
 
 
Kooperationen 
 

Interne Kooperationen sind mit den Projekten 2.1.205 und 2.2.301 sowie mit dem Qualifizie-

rungspanel vorgesehen 
 
 
4. Projekt- und Meilensteinplanung 

 

Nr. Meilenstein (MS) Termin  

MS 1 Projektstart 01.01.2012 

MS 2 Qualitative Sekundäranalysen  II/2012 

MS 3 1. Sitzung des Projektbeirates  II/2012 

MS 5 Qualitative Primärerhebungen  III/2013 

MS 6 2. Sitzung des Projektbeirates  II/2013 

MS 7 Zwischenbericht  IV/2013 

MS 8 Präsentation im Projektkolloquium  I/2014 

MS 9 Präsentation UABBF (Wissenschaftlicher Beirat)  I/2014 

MS 10  Präsentation Wissenschaftlicher Beirat (UABBF)  I/2014 

MS 12 Quantitative Primärerhebung  II/2014 

MS 13 Sonderauswertung Qualifizierungspanel  IV/2014 

MS 14 3. Sitzung des Projektbeirates  III/2014 

MS 15 Abschlussbericht erstellt 31.12.2014 

MS 16 referierter Beitrag eingereicht  IV/2014 
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Projektplan 
 

 2012 2013 2014 

Arbeitspakete/Arbeitsschritte I II III IV I II III IV I II III IV 

Qualitative Sekundäranalyse        
    

 

1. Sitzung des Projektbeirates        
    

 

Qualitative Primärerhebung 

einschließlich vor- und nachbereitender Arbeiten 
       

    
 

2. Sitzung des Projektbeirates        
    

 

Zwischenbericht        
    

 

Projektkolloquium        
    

 

UABBF        
    

 

Wiss. Beirat        
    

 

Quantitative Primärerhebung 

einschließlich vor- und nachbereitender Arbeiten 
       

    
 

Sonderauswertungen Qualifizierungspanel        
    

 

3. Sitzung des Projektbeirates        
    

 

Abschlussbericht        
    

 

Erstellung von Publikationen einschl. ref. Beitrag        
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Themenschwerpunkt: 
Modernisierung und Qualitätssicherung der beruflichen Bildung 

Projekt 2 

Strukturierung anerkannter Ausbildungsberufe im dualen System  

Henrik Schwarz 

1. Das Wichtigste in Kürze 

 

Ausbildungsberufe sind Konstrukte an der Nahtstelle zwischen Bildungs- und Beschäfti-

gungssystem. Im Rahmen des Berufsprinzips erfüllen sie ökonomische und sozialintegrative 

Funktionen. Abgeleitet aus Erwerbstätigkeiten und eingebettet in ineinandergreifende rechtli-

che Regelungen des Bundes und der Länder, sind bei ihrer Konstruktion bildungspolitische, 

wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische sowie berufspädagogische Gesichtspunkte zu be-

rücksichtigen (BUNDESAUSCHUSS FÜR BERUFSBILDUNG 1974, S. 1). Dabei sind im Rahmen 

einer komplexen, korporatistisch organisierten (vgl. BAETHGE 2006) und am „Konsensprinzip“ 

(Vgl. HA 1985) orientierten Verfahrensstruktur Interessensvertreter/-innen gesellschaftlicher 

Organisationen zu beteiligen. 

 

Für die Strukturierung von Ausbildungsberufen - der Differenzierung von Berufen nach innen 

und außen - gibt es keine expliziten Konstruktionsprinzipien. Die Ausführungen des BBiG 

oder auch die 1974 vom Bundesausschuss für Berufsbildung entwickelten „Kriterien und 

Verfahren für die Anerkennung und Aufhebung von Ausbildungsberufen“ lassen sich nur 

schwer operationalisieren. Diese „Kriterien“ müssen notwendigerweise „weich“ und damit 

verhandelbar bleiben, weil die Initiierung und Strukturierung von Ausbildungsberufen einem 

„offenen“ Aushandlungsprozess unterliegen. Die Strukturierung von Berufen als regelhafte 

Ordnung und In-Beziehung-Setzung von Einzelelementen zu einem „System dualer Ausbil-

dungsberufe“ ist - an der Nahtstelle zwischen Arbeit und Bildung - für sich schon ein komple-

xer Vorgang. Ihre (notwendige) Kombination mit einem nicht minder komplexen Aushand-

lungsprozess erhöht die Anforderungen an die Steuerung dieser Prozesse, mithin an Kom-

munikation und Transparenz. 

 

Berücksichtigt man diesen komplexen Hintergrund, so hat sich die Berufsbildung bei der 

Umsetzung bildungspolitischer Reformen, insbesondere in Richtung gestaltungsoffener und 

flexibler Ausbildungsberufe seit Mitte der 90er Jahre als erstaunlich anpassungsfähig erwie-

sen. Zwischen 1998 und 2009 wurden ca. drei Viertel aller staatlich anerkannten Ausbil-

dungsberufe modernisiert sowie 64 gänzlich neue Ausbildungsberufe entwickelt (BIBB 2010 

a, S. 27). Gegenüber den ursprünglichen Strukturmodellen Monoberuf sowie Berufen mit 

Schwerpunkten und Fachrichtungen ist das Angebot an Differenzierungsmöglichkeiten in 

Form von Kernqualifikationen, Einsatzgebieten, Wahlqualifikationseinheiten oder Anrech-

nungsmöglichkeiten erheblich ausgeweitet worden31. Die beschleunigte Entwicklung einer 

Vielzahl „flexibler Berufe“ mit unterschiedlichen Strukturmodellen und Kombinationsmöglich-

keiten hat allerdings auch zu unübersichtlichen, zum Teil unklaren und widersprüchlichen 

Strukturmodellen geführt.  

 

                                                
31

 Vereinzelt gibt es weitere Strukturelemente wie Sacharbeitsgebiete (Kaufleute für Bürokommunikation von 
1991) oder Fachbereiche (IT-Informatikkaufleute von 1997). Zu berücksichtigen sind in diesem Kontext auch die 
Themen Berufsgruppen, Stufenausbildungen und Zusatzqualifikationen. 

http://www.bibb.de/dokumente/pdf/empfehlung_028-kriterien-verfahren_anerkennung_aufhebung_ausb.berufen_203.pdf
http://www.bibb.de/dokumente/pdf/empfehlung_028-kriterien-verfahren_anerkennung_aufhebung_ausb.berufen_203.pdf
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Das Projekt verfolgt das Ziel, eine kritische und systematisierende (Neu-)Betrachtung der 

Strukturierungsformen von Ausbildungsberufen und ihren Begründungen vorzunehmen. Die 

Ergebnisse der Analyse sollen einfließen in die Entwicklung einer Entscheidungsheuristik, 

die anhand transparenter Entscheidungskriterien und -prozesse einen Beitrag zur Professio-

nalisierung und Qualitätssicherung in Neuordnungsverfahren leistet.  

 

Dazu sollen auf der Basis der Rekonstruktion der quantitativen Verteilung von Strukturmodel-

len und ihrer begrifflichen und konzeptionellen Definition die Entscheidungskriterien für die 

Wahl von Strukturmodellen identifiziert und analysiert werden. Hierzu werden Literatur- und 

Dokumentenanalysen sowie Interviews und Fallstudien durchgeführt. Die Ergebnisse werden 

im Hinblick auf eine Heuristik für eine kriteriengeleitete Strukturierung von Ausbildungsberu-

fen mit den an der Entwicklung von Ausbildungsberufen beteiligten Akteuren diskursiv be-

wertet.  

 

 

2. Forschungsbegründende Angaben 

 

Zuordnung zu den Themenschwerpunkten des Mittelfristigen Forschungs- und Ent-

wicklungsprogramms (MFuEP) 

 

In den bildungspolitischen Zielsetzungen der Bundesregierung, in konzertierten Aktionen wie 

dem Bündnis für Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit oder den „Leitlinien zur Mo-

dernisierung der beruflichen Bildung“ des Innovationskreises Berufliche Bildung (vgl. BMBF 

2007, S. 18f.) ging und geht es u. a. um ein verbessertes Matching von Ausbildung und Be-

schäftigung mittels Differenzierung und Flexibilisierung von Ausbildungsberufen. Kapitel 2 

„Herausforderungen für die berufliche Bildung“ des Mittelfristigen Forschungs- und Entwick-

lungsprogramms des BIBB stellt unter der Zwischenüberschrift „Flexibilisierung der Berufs-

bildung“ dieses zentrale Thema der Reform der beruflichen Bildung in den Fokus. Das bean-

tragte Forschungsprojekt greift dieses als ein wichtiges Thema der Ausbildungsordnungsfor-

schung auf und beschäftigt sich in vergleichender und systematisierender Analyse mit Fra-

gen der Austarierung des Verhältnisses „von Standardisierung und Flexibilisierung, von Spe-

zialisierung und Generalisierung“ von Ausbildungsberufen (vgl. BIBB 2009, S. 27). Damit 

möchte es einen Beitrag zur Professionalisierung der Prozesse sowie zur Qualitätssicherung 

in der Ordnungsarbeit leisten und ist dementsprechend dem Schwerpunkt II des Mittelfristi-

gen Forschungs- und Entwicklungsprogramms: Modernisierung und Qualitätssicherung der 

beruflichen Bildung zugeordnet. 

 

 

Problemdarstellung / Begründung des Forschungsprojekts 

 

In den deutschsprachigen Ländern gelten Beruf und Beruflichkeit als strukturierendes Prinzip 

zur Organisation von Austauschprozessen auf dem Arbeitsmarkt. Berufe bieten die Möglich-

keit zur „Allokation von Humanressourcen im Rahmen beruflich-funktionaler Arbeitsorganisa-

tion“ (JACOB/ KUPKA 2005). Neben der ökonomischen Bedeutung des Berufs als „Arbeits-

vermögen“ und als Kristallisationspunkt beruflicher Identität verbinden sich mit dem Berufs-

prinzip weitere psychologische und emanzipative Dimensionen (vgl. DOSTAL et al. 1998; 

DOSTAL 2006; LAUR-ERNST 2002). 

 

http://de.wikipedia.org/w/index.php?title=B%C3%BCndnis_f%C3%BCr_Arbeit,_Ausbildung_und_Wettbewerbsf%C3%A4higkeit&action=edit&redlink=1


 

 47 

Die Ausbildungsberufe des dualen Systems konzentrieren die Anforderungen aus einer Viel-

zahl von möglichen Erwerbstätigkeiten32 innerhalb eines einheitlichen, hinreichend konkreten 

und gegenüber anderen Berufen abgegrenzten Qualifikationsprofils. Die Ausbildung in bun-

deseinheitlich geregelten Ausbildungsberufen orientiert sich an dem Ziel einer „beruflichen 

Handlungsfähigkeit“, die die „Ausübung einer qualifizierten beruflichen Tätigkeit in einer sich 

wandelnden Arbeitswelt (…)“ sowie den „Erwerb der erforderlichen Berufserfahrung zu er-

möglichen“ hat (vgl. §1 Absatz 3 BBiG). Genügend breite, Einzeltätigkeiten zusammenfas-

sende Berufsprofile sowie die Verbindung von fachlichen und fachübergreifenden Kompe-

tenzen sind Grundlagen für selbstständiges Weiterlernen und das Übertragen erworbener 

Fähigkeiten auf neue Einsatzbereiche. 

 

Die mit Inkrafttreten des BBiG 1969 sich beschleunigt fortsetzende Überarbeitung und Zu-

sammenfassung von Ausbildungsberufen führte in der Folge zu einer Ausdifferenzierung von 

Modellen zur Strukturierung von Ausbildungsberufen. Neben Berufen mit Fachrichtungen 

oder Schwerpunkten traten in den 90er Jahren im Zuge von Reformüberlegungen zur Schaf-

fung „gestaltungsoffener und flexibler Ausbildungsberufe“ weitere Strukturmodelle wie Wahl-

qualifikationseinheiten oder Einsatzgebiete hinzu33. Weder das BBiG aus dem Jahre 1969 

noch das reformierte Berufsbildungsgesetz aus dem Jahre 2005 enthalten allerdings explizi-

te Konstruktionsprinzipien für die äußere Abgrenzung oder innere Strukturierung von Ausbil-

dungsberufen. 

 

Strukturmodelle: Von den derzeit 348 anerkannten Ausbildungsberufen weisen 32 Schwer-

punkte, 51 Fachrichtungen und 20 Wahlqualifikationseinheiten auf (vgl. hier und im Folgen-

den BIBB 2010 b). Zudem existieren für 24 Ausbildungsberufe Einsatzgebiete, die jedoch 

keinerlei Unterschiede der Ausbildungsinhalte im Verordnungstext zur Folge haben. Ausbil-

dungsberufe mit einer Stufenausbildung liegen derzeit nicht vor, vielmehr gibt es 23 Ausbil-

dungsberufe, die angerechnet werden können, und 63 Ausbildungsberufe, auf die angerech-

net werden kann.  

 

Damit wird Unternehmen unterschiedlichen Spezialisierungsgrades ein bundeseinheitlicher 

Referenzrahmen für die Vermittlung beruflicher Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten 

respektive beruflicher Handlungsfähigkeit im Rahmen einer betrieblichen Ausbildung an die 

Hand gegeben. Die in Ausbildungsordnungen niedergelegten Fertigkeiten, Kenntnisse und 

Fähigkeiten weisen notwendigerweise einen gewissen Abstraktionsgrad auf, um betrieblicher 

Vielfalt und Verschiedenartigkeit gerecht werden zu können. Während bis vor einigen Jahren 

im Prinzip nur drei klar abgegrenzte Strukturmodelle in Ausbildungsordnungen zum Einsatz 

kamen, wurden in den letzten Jahren weitere Ausdifferenzierungen vorgenommen, deren 

Abgrenzungen voneinander nicht immer eindeutig erscheinen (siehe Abbildung 1). 

 

In Monoberufen sind allen Auszubildenden alle im Ausbildungsrahmenplan hinterlegten Fer-

tigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten zu vermitteln. Im Unterschied dazu weisen Ausbil-

dungsberufe mit Schwerpunkten oder Fachrichtungen neben gemeinsamen auch speziali-

sierte Ausbildungsinhalte auf. Hier gilt das so genannte Drittelprinzip34. Gemeinsame Inhalte 

sind während mindestens zwei Dritteln, spezialisierte Inhalte während maximal einem Drittel 

                                                
32

 Die Neufassung der Klassifikation der Berufe der Bundesagentur für Arbeit (KldB 2010) umfasst rund 24.000 
Tätigkeits- und Berufsbezeichnungen. 
33

 Vgl. zum Thema Reform der beruflichen Bildung auch EULER 1998. 
34

 Das sogenannte „Drittel-Prinzip“ hat sich im Laufe der Verordnungspraxis herausgebildet und geht von der 
Annahme aus, dass in der Regel in einem Ausbildungsberuf mindestens zwei Drittel einheitliche Ausbildungsin-
halte vorhanden sein müssen, damit „noch von einer einheitlichen und durch die Berufsbezeichnung hinreichend 
genau beschriebenen Qualifikation gesprochen werden kann“ (zitiert nach einer Handlungsrichtlinie des Bundes-
ministeriums für Bildung und Wissenschaft vom 23. Mai 1984). 
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der Ausbildungsdauer zu vermitteln. Bei Berufen mit Fachrichtungen sind diese im Ausbil-

dungsberufsbild35 ausgewiesen; bei Berufen mit Schwerpunkten ist das nicht der Fall. Die 

Prüfungsanforderungen werden eigenständig und inhaltlich differenziert für jede Fachrich-

tung festgelegt; bei Schwerpunkten ist dies möglich, aber nicht zwingend. Zudem ist die je-

weilige Fachrichtung Bestandteil der Berufsbezeichnung. 

 

Wahlqualifikationseinheiten sind inhaltlich und zeitlich abgegrenzte Bündel spezifischer Qua-

lifikationen, die miteinander kombiniert werden können. Bei einer ausgeprägten Spezialisie-

rung von Betrieben auf bestimmte Produktionsprozesse oder Produkte können Fachkräfte 

unter dem Dach eines Ausbildungsberufes mit Hilfe dieses Modells sehr unterschiedliche 

Profile mit hoher betrieblicher Passgenauigkeit erwerben. Dabei lassen sich jedoch deutlich 

verschiedene zeitliche Umfänge von Wahlqualifikationseinheiten finden. Wahlqualifikations-

einheiten, die zu einem sehr frühen Zeitpunkt der Ausbildung einsetzen, überschreiten und 

Wahlqualifikationseinheiten, die erst gegen Ende der Ausbildung einsetzen, unterschreiten 

den Grad der Spezialisierung von Schwerpunkten und Fachrichtungen. Zwischen diesen 

Polen gibt es zudem eine Reihe von Abstufungen. 

 

Einsatzgebiete können sich über die gesamte Ausbildung erstrecken, ebenso aber erst zum 

Ende der Ausbildung einsetzen. Für unterschiedliche Einsatzgebiete gelten jedoch identi-

sche Berufsbildpositionen und zu vermittelnde Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten. 
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Abbildung 1: Strukturmodelle im Überblick 

 

 
  

                                                
35

 Als Teil der Ausbildungsordnung (vgl. §5 Absatz 1 Nummer 3, BBiG) beschreibt das Ausbildungsberufsbild den 
„wesentlichen Inhalt der Ausbildung in Form des für die Berufsausübung [mindestens; Verf.] zu erreichenden 
Endverhaltens in zusammengefasster, präziser und allgemein verständlicher Form“. (vgl. HA 1980) 



 

 49 

Abstimmungsprozess: 

Entscheidungen über Abgrenzung, Profil und Struktur von Ausbildungsberufen lassen sich 

nicht auf monokausale Zusammenhänge reduzieren. Sie sind Ergebnis sozialer Aushand-

lungsprozesse, in denen unterschiedliche Interessen miteinander konkurrieren. Dieser Aus-

handlungsprozess findet statt innerhalb gesetzlicher Rahmenbedingungen (insbesondere 

des BBiG) und aus dem Prozess selbst abgeleiteter Verfahrensregeln wie zum Beispiel dem 

Gemeinsamen Ergebnisprotokoll von 1972 (vgl. KMK 1972) und Empfehlungen des Haupt-

ausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung (vgl. HA 1979; HA 2008; BMBF 1987). 

Die Mehrdimensionalität der Interessen sowie die Dynamik technischer, wirtschaftlicher und 

gesellschaftlicher Entwicklungen korrespondieren mit der Eröffnung und Gewährung eines 

offenen Verhandlungsspielraumes für die an der Entwicklung und Umsetzung berufsbil-

dungspolitischer Maßnahmen beteiligten Akteure. Dieser Verhandlungsspielraum ist zugleich 

notwendig, damit Verbände intermediäre Funktionen zwischen Staat und Gesellschaft wahr-

nehmen und Gruppeninteressen organisiert und „inkorporiert“ werden können (vgl. 

VOELZKOW 1995, WEBER 1987).  

 

Die Entscheidung über das einem Ausbildungsberuf zugrunde zu legende Strukturmodell 

wird im Zuge der Initiierung eines Ordnungsverfahrens, dem so genannten Vorverfahren, 

getroffen (siehe Abbildung 2). Grundlage ist § 5 Absatz 1 BBiG, das vorgibt, welche elemen-

taren Bestandteile eine Ausbildungsordnung zwingend enthalten muss. Als so genannte 

Eckwerte werden unter anderem die Bezeichnung des Ausbildungsberufes, die Ausbil-

dungsdauer, das Ausbildungsberufsbild und das Strukturmodell genannt. Die Festlegung von 

Eckwerten und somit auch die Festlegung eines Strukturmodells kann auf unterschiedlichen 

Wegen erfolgen (vgl. BIBB 2006, S. 22 ff.). 
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Abbildung 2: Prozessschema in Ordnungsverfahren 

 

Im Rahmen der Modernisierung anerkannter Ausbildungsberufe findet üblicherweise ein 

Aushandlungsprozess zwischen den Sozialparteien statt, der zu gemeinsamen Eckwerten 

führt. Diese Vorgespräche finden zunächst zwischen den Sozialparteien statt, die vor dem 

Hintergrund der festgestellten Überarbeitungsbedürftigkeit anerkannter Ausbildungsberufe 

http://www.kmk.org/fileadmin/veroeffentlichungen_beschluesse/1972/1972_05_30-Ergebnisprot-Ausbildungsord-rlpl.pdf
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aus eigenem Antrieb aktiv werden. Das Eckwertepapier dient als Grundlage für einen Antrag 

auf Neuordnung beim zuständigen Fachministerium auf Bundesebene. Im Rahmen des so 

genannten Antragsgespräches wird dieser Entwurf - gegebenenfalls im Laufe des Antrags-

gespräches modifiziert - von Sozialparteien, Bund und Ländern als einvernehmliche Arbeits-

grundlage für das Hauptverfahren beschlossen. 

 

Alternativ können die Ergebnisse von Forschungsprojekten/Gutachten des BIBB zu einem 

Eckwertevorschlag führen. Sozialparteien, Bund und Länder sind dabei üblicherweise in die 

Erarbeitung des Vorschlags eingebunden. In jüngster Vergangenheit findet sich ein solches 

Vorgehen häufig im Zusammenhang mit der Integration bzw. Verknüpfung von anerkannten 

Ausbildungsberufen, beispielsweise im Gesamtkonzept der Berufsausbildung in der Geoin-

formationstechnologie. 

 

In den genannten Fällen erfolgt gemeinsam mit der Festlegung eines Ausbildungsberufsbil-

des auch die Festlegung eines Strukturmodells. Dieses wird zugrunde gelegt für die Erarbei-

tung der Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten im Ausbildungsrahmenplan, der Prü-

fungsanforderungen und gegebenenfalls auch für die Gestaltung des Rahmenlehrplans. Die 

Festlegung des Strukturmodells und der übrigen Eckwerte hat verbindlichen Charakter. Tritt 

jedoch bei der Ausarbeitung des Verordnungsentwurfs im anschließenden Hauptverfahren 

der begründete Fall ein, dass (einzelne) Eckwerte einer Modifizierung bedürfen, so ist eine 

Änderung derselben im Konsens aller Beteiligten möglich. 

 

Herausforderungen: Mit Wahlqualifikationseinheiten und Einsatzgebieten sind Strukturen 

geschaffen worden, die eine Flexibilisierung der ursprünglichen Triade von Monoberuf, 

Schwerpunkt und Fachrichtung ermöglicht haben. In der praktischen Ausgestaltung dieser 

Strukturmodelle haben sich hinter der Klammer vermeintlich einheitlicher Begriffe jedoch 

sehr unterschiedliche Konzepte entwickelt (s. unterschiedliche Ausgestaltung von Einsatz-

gebieten und Wahlqualifikationseinheiten in Abbildung 1). Ein geschärfter Blick auf die kon-

zeptionellen und begrifflichen Grundlagen von Strukturmodellen sowie ihren Abgrenzungen 

untereinander würde die Verständigung über ein geeignetes Strukturmodell als ein Eckwert 

im Rahmen von Berufsordnungsverfahren erleichtern. 

 

Klärungsbedarf besteht auch im Hinblick auf die Begriffe „Spezialisierung“ und „(Binnen-

)Differenzierung“. Schwerpunkt und Fachrichtung werden häufig als Spezialisierung, Wahl-

qualifikationseinheit und Einsatzgebiet als (Binnen-)Differenzierung gefasst, zum Teil werden 

diese Begriffe aber auch synonym verwendet. Über diese begriffliche Unschärfe hinaus ist 

auch eine fehlende konzeptionelle Abgrenzung zu konstatieren. Der möglichen Auffassung, 

dass eine Spezialisierung einer stärkeren Vertiefung entspräche als eine (Binnen-

)Differenzierung, läuft zuwider, dass Wahlqualifikationseinheiten, die zu einem sehr frühen 

Zeitpunkt der Ausbildung einsetzen, eine stärkere Vertiefung als Schwerpunkte oder Fach-

richtungen aufweisen können.  

 

Als eine weitere Flexibilisierung der Möglichkeiten betrieblicher Ausbildung unter dem Dach 

eines anerkannten Ausbildungsberufes, kann die Verknüpfung von Strukturmodellen mitei-

nander aufgefasst werden, die strukturell noch nicht eindeutig erfasst ist. Hier finden sich 

beispielsweise Monoberufe mit Wahlqualifikationseinheiten (z.B. Friseur/-in aus dem Jahr 

2008), Fachrichtungen mit Wahlqualifikationseinheiten (z.B. Mediengestalter/-in Digital und 

Print aus dem Jahr 2007) oder Fachrichtungen mit Einsatzgebieten (z.B. Pferdewirt/-in aus 

dem Jahr 2010). In diesem Zusammenhang ist mitunter auch eine Ausweitung der Anzahl 

unterschiedlicher Tätigkeitsprofile innerhalb eines Ausbildungsberufes erkennbar; so weist 

der/die Pferdewirt/-in fünf Fachrichtungen auf, bei der Modernisierung des Monoberufes 
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landwirtschaftlich-technische/n Laboranten/in sind acht Einsatzgebiete geplant. Darüber hin-

aus sind in Einzelfällen auch die Kriterien vorhandener Strukturen undeutlich. So wird etwa in 

der Ausbildung zum/zur Maschinen- und Anlagenführer/-in das Drittelprinzip durchbrochen, 

da die Schwerpunkte die Hälfte des 2-jährigen Ausbildungsberufes umfassen. 

 

Die Gründe für den Einsatz von Differenzierungen wie Fachrichtungen, Schwerpunkten, Ein-

satzgebieten oder Wahlqualifikationseinheiten sowie deren Kombination innerhalb eines 

Ausbildungsberufes sind von Fall zu Fall unterschiedlich und lassen sich manchmal nur 

schwer nachvollziehen. Im Rückblick auf die Entwicklungen der Ordnungsaktivitäten seit 

Erlass des Berufsbildungsgesetzes im Jahr 1969 lassen sich jedoch Entwicklungslinien des 

Gesamtgefüges von Strukturmodellen und damit auch Begründungszusammenhänge für die 

Auswahl von Strukturmodellen nachzeichnen.  

 

Wie angenommen werden kann, resultiert die Entwicklung unterschiedlicher Formen und 

Kombinationsmöglichkeiten zur Strukturierung von Ausbildungsberufen im Rahmen der Ord-

nungsarbeit aus auf ein bestimmtes Neuordnungsprojekt bezogenen vielschichtigen Begrün-

dungszusammenhängen. Diese speisen sich aus fachlichen, ausbildungs- und prüfungsöko-

nomischen, schulorganisatorischen, berufsbildungspolitischen, verbandspolitischen oder 

didaktischen Erwägungen. Sie sind das Ergebnis eines Aushandlungsprozesses von Sozial-

parteien, Bund und Ländern innerhalb eines weiten Entscheidungsspielraumes (vgl. BIBB 

2003). Diese Entwicklung hat zu unübersichtlichen, zum Teil unklaren Strukturmodellen ge-

führt, deren komplexe Darstellung die „Lesbarkeit“ der Ordnungsmittel erschwert36. Dies er-

leichtert nicht die Arbeit in den Sachverständigensitzungen in den Berufsordnungsverfahren. 

Die Praxis zeigt, dass Verfahrensunsicherheiten – schon in den Eckdaten für einen Ausbil-

dungsberuf – zu Widersprüchen im Verfahren zur Neuordnung von Ausbildungsberufen füh-

ren, die nur durch weitere Beratungsschleifen aufgelöst werden können.  

 

Rolle des BIBB: In den Ordnungsverfahren steht das BIBB im Spannungsfeld der Interes-

sen von Bildungspraxis, Bildungspolitik und Bildungsforschung sowie der Interessen von 

Sozialparteien, Bund und Ländern. Als Mittler innerhalb dieses Spannungsgefüges ist es mit 

der Aufgabe betraut, dem konsensgebundenen Aushandlungsprozess von Ausbildungsord-

nungen den Weg zu bereiten. Dabei bewegen und erleben sich die Projektverantwortlichen 

des BIBB immer wieder in einer widersprüchlichen Rolle. Einerseits müssen sie als „neutra-

ler Makler, der im Licht empirischer Forschungsergebnisse aufklärt und versachlicht“ (SAU-

TER 2005: 65) den Aushandlungsprozess beratend moderieren und die unterschiedlichen 

Interessen in einen Ausgleich bringen. Andererseits ist es ebenso ihre Rolle, die Erkenntnis-

se der Ausbildungsordnungsforschung in das Verfahren einzubringen und dadurch Positio-

nen zu bestimmten inhaltlichen Aspekten zu beziehen, wodurch sie sich entweder in einem 

der „Lager“ im Gefüge der unterschiedlichen Interessen, häufig aber auch zwischen allen 

Stühlen wiederfinden. Der Umgang mit diesen wechselnden Anforderungen gelingt umso 

besser, je fundierter die Begründungszusammenhänge und Entscheidungsmöglichkeiten bei 

der Auswahl eines bestimmten Strukturmodells dargelegt und in das Verfahren eingebracht 

werden können. Im Hinblick auf die Legitimation und Steuerung des Handelns im Gefüge der 

unterschiedlichen Interessen sind Erkenntnisse über Metastrukturen von Ordnungsaktivitä-

ten, also „Ordnungsforschung“ als Basis für die Ordnungsarbeit, von besonderer Bedeutung. 

Dadurch wird es möglich, das Spannungsverhältnis zwischen den verschiedenen Interessen 

und Rollen auszugleichen und im Dialog zwischen Berufsbildungsforschung und Berufsbil-

                                                
36

 Dies gilt beispielsweise für die unterschiedliche Ausgestaltung von Einsatzgebieten und Wahlqualifikationsein-
heiten (s. Abbildung 1) oder die Gestaltung der Schwerpunkte im zweijährigen Ausbildungsberuf Maschinen- und 
Anlagenführer, die abweichend vom „Drittelprinzip“ die Hälfte der Ausbildungsdauer umfassen. Siehe in diesem 
Zusammenhang auch die Einführung des Begriffs „Betriebszweige“ im Ausbildungsberuf Landwirt/-in.  
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dungspraxis eine Position einzunehmen, bei der „die Rationalität eines Konsenses durch das 

Transparentmachen von Entscheidungsmöglichkeiten“ im Vordergrund steht. (HEINE-

WIEDENMANN 1988, S. 63) Kernaufgabe der Berufsbildungsforschung ist dabei die „Integrati-

on von Politik, Praxis und Wissenschaft unter Berücksichtigung verschiedener wissenschaft-

licher Disziplinen und entlang gesellschaftlicher und bildungspolitischer Probleme“. (KREKEL; 

ULRICH 2006, S. 33) In diesem Sinne stellt das geplante Forschungsprojekt auch eine 

Standortbestimmung und Selbstvergewisserung des BIBB im Hinblick auf dessen Rolle in 

Ordnungsverfahren und die Bedeutung der Ordnungsforschung dar. 

 

 

Projektziele 

 

Das Projekt verfolgt das Ziel, auf der Basis der Analyse der Begründungen von Strukturmo-

dellen und ihrer Tauglichkeit in der Praxis eine systematisierende (Neu-)Betrachtung der 

Strukturierungsformen von Ausbildungsberufen vorzunehmen. Die gewonnenen Erkenntnis-

se unterstützen die Sozialparteien bei der Erarbeitung und Abstimmung von Eckwerten und 

erweitern das Beratungsangebot des BIBB bei der Entwicklung und Strukturierung von Aus-

bildungsberufen. Darüber hinaus ist zu erwarten, dass die Ergebnisse Ansatzpunkte für wei-

tere Forschungsarbeiten im Hinblick auf Verknüpfungen und Übergänge innerhalb und zwi-

schen Ausbildungsberufen liefern werden, beispielsweise im Hinblick auf Berufsgruppen, 

Zusatzqualifikationen oder Durchlässigkeit. 

 

Die zu untersuchenden Aspekte beziehen sich auf die 

 

Z1. Rekonstruktion der quantitativen Verteilung von Strukturmodellen im Zeitablauf; 

Z2. Klärung und Abgrenzung begrifflicher und konzeptioneller Grundlagen; 

Z3. Identifizierung von Entscheidungskriterien und Begründungszusammenhängen für die 

Wahl von Strukturmodellen; 

Z4. Einschätzung der Praxistauglichkeit von Strukturmodellen bezogen auf die mit ihnen 

verbundenen Intentionen sowie 

Z5. Formulierung von Grundlagen einer Heuristik für eine nach Kriterien geleitete Struktu-

rierung von Ausbildungsberufen. 

 

 

Forschungsstand 

 

Bei der Differenzierung von Berufen nach innen und außen korrespondieren innerhalb eines 

gesetzlichen Rahmens bildungspolitische, wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische sowie be-

rufspädagogische Einflussfaktoren mit einem eher offenen Aushandlungsprozess. Wie ein 

Blick in die nachfolgend dargestellte historische Entwicklung der Ordnung der Berufsbildung 

zeigt, gibt es keine expliziten Kriterien für die Differenzierung von Berufen. Wie auch an der 

Entwicklung der Strukturmodelle zur inneren Differenzierung der Ausbildungsberufe erkenn-

bar ist, erfolgt die Ordnung der Berufe weniger theoriegeleitet, denn auf die unmittelbare An-

wendung und Umsetzung bezogen. Eine sich explizit auf die Ordnung der Ausbildungsberufe 

beziehende Berufsforschung ist vor diesem Hintergrund „eher schwach geblieben“ (FRANK; 

WALDEN; WEIß 2010, S. 41). 
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Die ersten systematischen Arbeiten zur Ordnung von Ausbildungsberufen, d.h. zur Entwick-

lung und Abgrenzung von Ausbildungsberufen sowie zur Vereinheitlichung der Berufsbe-

zeichnungen, erfolgten durch den 1908 vom „Verein Deutscher Ingenieure" (VDI) und vom 

„Verband Deutscher Maschinenbauanstalten" (VDMA) in Berlin gegründeten „Deutschen 

Ausschuss für Technisches Schulwesen" (DATSCH).37 Da die bisher durch das Handwerk 

geprägte Ausbildung den Anforderungen der Industrie nicht mehr genügte, wurde es not-

wendig, das gesamte technische Ausbildungs- und Unterrichtwesen in Zusammenarbeit mit 

den Industrieverbänden, den technischen Schulen und den Behörden neu zu regeln. Neben 

der Beschränkung auf eine begrenzte Anzahl von Ausbildungsberufen, um die Einsatz- und 

Entwicklungsmöglichkeiten der Jugendlichen zu verbessern (BENNER 1976, S. 119), dienten 

die Ordnungsaktivitäten der Anhebung der Ausbildungsstandards und der Vereinheitlichung 

des Ausbildungsniveaus. Das auf diesen Arbeiten beruhende erste „Verzeichnis der Fachar-

beiter Grundberufe“ für die Metallindustrie, den Schiffbau und die chemische Industrie, das 

die Berufe gegeneinander abgrenzte und zugleich eine vertikale Unterscheidung nach Fach-

arbeiter Grund- und Sonderberufen sowie nach Berufen für angelernte und ungelernte Arbei-

ter vornahm, erschien 1926. Die Erarbeitung von Ausbildungsberufen, die in der Folgezeit 

auf andere Berufsbereiche ausgedehnt wurde, erfolgte in Fachausschüssen durch Experten-

anhörungen und Betriebsbesichtigungen.  

 

Die wachsenden Aktivitäten bei der Ordnung des industriellen Ausbildungswesens veran-

lassten den DATSCH 1936 zur Verabschiedung von Leitsätzen, „die (…) den künftigen Ar-

beiten für die Anerkennung und Abgrenzung von industriellen Lehrberufen als maßgebliche 

Grundlage dienen“ sollten (DATSCH 1937, S.15). Als Voraussetzungen für die Anerkennung 

von Facharbeiterberufen werden in den Leitlinien der methodische Aufbau und die Planmä-

ßigkeit der Ausbildung, die Ausbildungsdauer, das Ausbildungsniveau, der Umfang der zu 

erwerbenden Fertigkeiten und Kenntnisse, die Abschlussprüfung sowie der Erwerb von Be-

rufserfahrung behandelt. Bis Ende 1939 waren 240 Lehrberufe und 137 Anlernberufe bear-

beitet worden. Die Anzahl der Lehrberufe wurde in den Folgejahren aufgrund kriegsbedingter 

Anforderungen stark ausgeweitet, wobei entgegen der aufgestellten Leitsätze viele zum Teil 

sehr spezialisierte Berufe entstanden. 

 

Die vom DATSCH begonnene Berufsordnungsarbeit wurde 1947 von der Arbeitsstelle für 

gewerbliche Berufserziehung und ab 1953 von der vom Deutschen Industrie- und Handels-

tag, dem Bundesverband der Deutschen Industrie und der Bundesvereinigung der Deut-

schen Arbeitgeberverbände getragenen „Arbeitsstelle für Betriebliche Berufsausbildung“ 

(ABB) fortgesetzt. Nach den Ordnungsgrundsätzen der ABB musste ein Ausbildungsberuf u. 

a. ein wirtschaftliches und sozialpolitisches Bedürfnis erfüllen, zu einer Erwachsenentätigkeit 

führen, die eine kontinuierliche Beschäftigung voraussehen lässt, hinreichende Aufstiegs-

möglichkeiten zulassen, Mobilität und ausreichende soziale Sicherheit gewährleisten und 

eine ausreichend breite Grundlage schaffen als Voraussetzung für eine spätere Spezialisie-

rung und Weiterbildung (siehe BENNER 1976, S. 130). Für Benner bleiben diese Grundsätze 

eher vage und vieldeutig. Er kommt zu dem Schluss, dass die Einschätzung, ob ein Beruf die 

Anforderungen an einen Ausbildungsberuf erfüllt, „durch die subjektive Einschätzung des 

Beurteilenden bestimmt war“ (BENNER 1976, S. 131).  
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Das Berufsbildungsgesetz von 1969 schafft zum ersten Mal eine einheitliche und verbindli-

che Rechtsgrundlage für das System der beruflichen Bildung. Die Berufsausbildung hat „eine 

breit angelegte berufliche Grundbildung und die für die Ausübung einer qualifizierten berufli-

chen Tätigkeit notwendigen fachlichen Fertigkeiten und Kenntnisse in einem geordneten 

Ausbildungsgang zu vermitteln. Sie hat ferner den Erwerb der erforderlichen Berufserfahrun-

gen zu ermöglichen.“ (§ 1 Absatz 2 BBiG von 1969) Weitergehende Kriterien für die Entwick-

lung und Abgrenzung von Ausbildungsberufen werden aber nicht formuliert. 

 

Auch die vom Bundesausschuss für Berufsbildung 1974 als Empfehlung vorgelegten und im 

Grunde bis heute geltenden „Kriterien und Verfahren für die Anerkennung und Aufhebung 

von Ausbildungsberufen“ lassen sich nur schwer operationalisieren: 

 

 „Hinreichender Bedarf an entsprechenden Qualifikationen, der zeitlich unbegrenzt und 

einzelbetriebsunabhängig ist; 

 Ausbildung für qualifizierte, eigenverantwortliche Tätigkeiten auf einem möglichst breiten 

Gebiet; 

 Anlage auf dauerhafte, vom Lebensalter unabhängige berufliche Tätigkeit; 

 breit angelegte berufliche Grundbildung; 

 Möglichkeit eines geordneten Ausbildungsganges; 

 Ausreichende Abgrenzung von anderen Ausbildungsberufen; 

 Operationalisierbarkeit der Ausbildungsziele; 

 Ausbildungsdauer zwischen zwei und drei Jahren; 

 Grundlage für Fortbildung und beruflichen Aufstieg; 

 Erwerb von Befähigung zum selbständigen Denken und Handeln bei der Anwendung von 

Fertigkeiten und Kenntnissen“. (Bundesausschuss für Berufsbildung 1974) 

 

BENNER (1976, S. 161) bezweifelt, dass sich diese Bestimmungsgrößen aus „verschiedenen 

Seinsbereichen“ überhaupt operationalisieren lassen, zumal angenommen werden muss, 

dass diese Unbestimmtheit mit dem Wunsch der an den Ausbildungsprozessen beteiligten 

Akteure korrespondiert, diesen Spielraum zur Durchsetzung gruppenspezifischer Interessen 

nicht einschränken zu lassen. 

 

Was für die Abgrenzung zwischen den Ausbildungsberufen gilt, gilt auch für die Strukturie-

rung innerhalb von Ausbildungsberufen. Bis zum in Kraft treten des Berufsbildungsgesetzes 

1969 gab es nur sogenannte Monoberufe, in sich geschlossene Ausbildungsgänge mit ei-

nem einheitlichen Ausbildungsberufsbild und einheitlichen Anforderungen. In den sich an-

schließenden Ordnungsarbeiten wurden die überwiegend noch aus den 30er Jahren stam-

menden, zum Teil sehr spezialisierten Ausbildungsberufe inhaltlich überarbeitet und ver-

wandte Berufe zusammengefasst. Dadurch reduzierte sich die Zahl der anerkannten Ausbil-

dungsberufe von über 600 im Jahre 1970 auf heute (2011) noch 348 Berufe. Durch die Zu-

sammenfassung mehrerer verwandter Berufe wurden ihre Spezialitäten quasi von außen 

nach innen verlegt, so dass es notwendig wurde, neben ihren gemeinsamen Inhalten die je 

unterschiedlichen Ausprägungen in Form von Fachrichtungen oder Schwerpunkten innerhalb 

eines Berufes festzulegen. 1972 wurde mit dem/der Gärtner/-in der erste Beruf mit sieben 

Fachrichtungen geordnet. Die Differenzierungen nach Fachrichtungen und Schwerpunkten 

sowie die Entwicklung gestufter Ausbildungsberufe blieben bis in die 90er Jahre die einzigen 

Modelle zur Differenzierung innerhalb von Ausbildungsberufen. In den 90er Jahren traten im 

Zuge von Überlegungen zur Reform der beruflichen Bildung weitere Elemente zur Differen-

zierung von Ausbildungsberufen hinzu wie Kernqualifikationen und Einsatzgebiete (IT-Berufe 

1997) sowie Wahlqualifikationseinheiten (Mediengestalter/-in Digital- und Printmedien 1998).  

 

http://www.bibb.de/dokumente/pdf/empfehlung_028-kriterien-verfahren_anerkennung_aufhebung_ausb.berufen_203.pdf
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Diese Entwicklung war das Ergebnis der bis in die 70er Jahre zurück reichenden Diskussion 

um die Reform des Dualen Systems; Stichworte sind hier u.a. Lehrstellenmangel, ein Rück-

gang der betrieblichen Ausbildungsbeteiligung, ein wachsendes Übergangssystem unver-

sorgter Ausbildungsplatzbewerber/-innen38, ein „geringer Grad der Integration der dualen 

Ausbildung mit vorgelagerten, nachgelagerten und parallelen Bildungsgängen“ (EULER/ 

SEVERING 2006:26 f.) sowie mangelnde Flexibilität bzw. Überregulierung. 

 

Ein erster „Schub“ für die weitere Ausdifferenzierung von Modellen zur Strukturierung von 

Ausbildungsberufen resultierte aus dem im April 1997 von der Bundesregierung beschlosse-

nen „Reformprojekt Berufliche Bildung“, das die berufliche Bildung „noch flexibler, differen-

zierter sowie offener gegenüber dem Wandel in der Arbeitswelt und somit zukunftsfest“ 

(BMBWFT 1998, S. 2) machen sollte. Kernpunkte waren  

 

 die Entwicklung dynamischer und gestaltungsoffener Ausbildungsberufe, die durch ein 

„breites, differenziertes Angebot von Auswahlmöglichkeiten“ mehr betriebliche Freiräume 

zulassen sollten, 

 ein differenziertes Ausbildungsangebot durch „neue arbeitsmarktrelevante Berufe für 

praktisch Begabte“,  

 „Zusatzqualifikationen für leistungsstarke Auszubildende“ sowie  

 die beschleunigte Entwicklung neuer Berufe in wachsenden Beschäftigungsfeldern. 

(BMBWFT 1998, S. 3) 

 

Eine Intensivierung erfuhr die nationale Reformdebatte in den letzten Jahren durch die ver-

stärkte Internationalisierung der Berufsbildung als Folge des verstärkten globalen Wettbe-

werbs und der daraus folgenden europäische Debatte zur Vereinheitlichung des Wirtschafts- 

und Bildungsraumes Europa und den damit verbundenen Anforderungen an Transparenz, 

Mobilität und Durchlässigkeit. An Reformvorschlägen und Programmen sind u. a.39 zu nen-

nen: 

 

 Das Modell „Basisberufe“ der KMK (vgl. KMK 1998): Mit der Intention, die Zahl der 

Berufe zu reduzieren, insbesondere die aufwendig zu beschulenden sogenannten 

Splitterberufe zu reduzieren, soll in Basisberufen, die nur zu zwei Dritteln bundesein-

heitlich zu regeln sind, ein breites berufliches Orientierungswissen vermittelt werden. 

Das letzte Drittel der Ausbildung soll betriebs- und regionalspezifische Aspekte be-

rücksichtigen, die vor Ort zwischen den Partnern Berufsschule und Betrieb auszu-

handeln sind. 

 Das „Satellitenmodell“ des DIHT (DIHT 1999): Das „Modell der drei Freiheiten“ sieht 

vor, Ausbildungsdauer (2 – 3,5 Jahre), die Ausbildungsinhalte (in Form von Wahl-

pflicht- und Wahlbausteinen) sowie die Prüfung (in Etappen) zu flexibilisieren. Nur 

noch ein Bereich gemeinsamer „Grundqualifikationen“ soll bundeseinheitlich geregelt 

werden. Die Bausteine können sich über die gesamte Ausbildung erstrecken. 

 Das Bausteinmodell von EULER / SEVERING (vgl. EULER / SEVERING 2006): Fünf bis 

acht Ausbildungsbausteine sind in die Ganzheit eines umfassenden Ausbildungsbe-

rufsbildes eingebettet. Es erfolgt eine Unterscheidung in Grundlagenbausteine 

(grundlegende Tätigkeiten eines Ausbildungsberufes 12 Monate) und Spezialbau-

steine (6 Monate als Vertiefung Verbreiterung der Grundlagen), die auch als Wahl-
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 Zum sog. Übergangssystem zählen insbesondere die Berufsfachschulen, berufsvorbereitende Maßnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit und sonstige schulische Maßnahmen (zur Entwicklung des Übergangssystems vgl. 
BAETHGE; SOLGA; WIECK 2007)  
39

 Neben den hier genannten gibt es eine Reihe weiter Vorschläge, vgl. KWB 1999, NRW 2007, HDE/BGA 2007 
oder IG METALL/VER.DI 2008 
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pflichtbausteine eingesetzt werden können. Die kompetenzorientiert zu formulieren-

den Bausteine folgen dem dualen Prinzip Schule – Betrieb. 

 Das Berufsgruppenkonzept der BDA (BDA 2006); Gliederung der Ausbildung in Aus-

bildungsbausteine; Zusammenfassung von Berufen in Berufsgruppen; 2-jährige Re-

gelausbildungszeit mit anschließender Spezialisierung. 

 Das Modell „Dual mit Wahl“ des DIHK (DIHK 2007): Zusammenfassung von Berufen 

und Unterteilung der Ausbildung in einen ein bis zwei Jahre umfassenden Teil A, in 

dem grundlegende Qualifikationen (Kernkompetenzen) einer Branche oder Berufs-

gruppe vermittelt werden, und eine gemeinsame Beschulung sichergestellt werden 

kann sowie einen Teil B (Profilgebende Kompetenzen), der mit Hilfe von Wahlmodu-

len nach betrieblichen Erfordernissen gestaltet werden kann. 

 VDMA-Diskussionspapier: Berufsausbildung der Zukunft (VDMA 2007): Flexibilisie-

rung der Ausbildungsdauer (durchschnittlich drei Jahre plus – minus ein halbes Jahr 

je nach Lernvoraussetzung der Azubis), Flexibilisierung der Ausbildungsinhalte durch 

größtmögliche betriebliche Disposition, Integrative Vermittlung von Kern- und Fach-

kompetenzen kombiniert mit vom Betrieb festzulegenden Einsatzgebieten. Keine Un-

tergliederung der Ausbildung in Module und/oder Grundqualifikationen und Spezial-

qualifikationen. 

 Das Konzept des Zentralverbandes des Deutschen Handwerks, „Ganzheitlich, Pass-

genau, Anschlussfähig“ (ZDH 2007), sieht im Rahmen eines ganzheitlich beschriebe-

nen Berufsbildes die Untergliederung in Grund- Kern und Spezialmodule vor. Grund-

module beinhalten mehreren Berufen gemeinsame berufsfeldbreite Kompetenzen, 

Kernmodulen stellen die berufstypischen Kompetenzen der jeweiligen Ausbildungs-

berufe dar und Spezialmodule sollen als Wahlmodule branchentypische Geschäfts-

felder und damit betriebliche Spezialisierungen abdecken. Darüber hinaus werden in 

einem „Berufslaufbahnkonzept“ „miteinander verwandte oder affine Handwerksberu-

fe“ in „Berufebaukästen“ zusammengefasst und „damit aus- und fortbildungssystema-

tisch als Berufsfamilie in Beziehung zueinander gebracht“ (ZDH 2007:10; vgl. auch 

ZDH 2004). Angestrebt wird ein erleichterter Übergang in duale Ausbildung, eine Fle-

xibilisierung der Berufsbildung sowie eine bessere Verzahnung von Aus- und Weiter-

bildung. 

 Die Leitlinien des Bundesministeriums für Bildung und Forschung zur „Modernisie-

rung der beruflichen Bildung - Ergebnisse des Innovationskreises berufliche Bildung“ 

(BMBF 2007): Leitlinie 4 „Berufsprinzip stärken – Flexibilisierung der beruflichen Bil-

dung vorantreiben“ empfiehlt u. a. das Konzept der Ausbildungsbausteine stärker zu 

nutzen40, das Angebot beruflicher Ausbildung transparenter, effizienter und flexibler 

zu gestalten, insbesondere Ausbildungsberufe mit verwandten Tätigen zu Berufs-

gruppen mit gemeinsamer Kernqualifikation und darauf aufbauenden Spezialisie-

rungsmöglichkeiten zusammenzufassen. Bei der Gestaltung von Ausbildungsberufen 

sollen der Erwerb von Zusatzqualifikationen stärker berücksichtigt und die Verzah-

nung von Aus- und Weiterbildung verbessert werden. 
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 Ausbildungsbausteine sind bundeseinheitliche, kompetenzbasierte, aus bestehenden Ausbildungsberufen 
abgeleitete inhaltlich sinnvolle Teilmengen, die sich an den einen Beruf prägenden oder im beruflichen Einsatz-
gebiet üblichen Arbeits- und/oder Geschäftsprozessen orientieren. Durch Ausbildungsbausteine sollen sog. Alt-
bewerber bzw. marktbenachteiligte Jugendliche an eine Ausbildung herangeführt und so die Übergänge in eine 
duale Ausbildung optimiert werden (Vgl. FRANK / GRUNWALD 2008) 
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Ein gemeinsamer Kern dieser Vorschläge und Empfehlungen41 lässt sich darin erkennen, 

unter Beibehaltung des Berufsprinzips Ausbildungsberufe stärker in gemeinsamen Grund-, 

Basisqualifikationen bzw. „Berufsgruppen“ oder „Berufsfamilien“ zusammenzufassen und 

durch eine sich anschließende Spezialisierung in Form von Bausteinen / Modulen weiter zu 

flexibilisieren. Mittels möglichst breiter, arbeitsmarktrelevanter sowie gestaltungsoffener und 

flexibler Berufsbilder soll die vertikale und horizontale Durchlässigkeit an den Schnittstellen 

des dualen Systems“ verbessert werden. 

 

Die Reform des Berufsbildungsgesetzes 2005 unterstützt einige Anliegen der Reformdebatte 

u. a. durch die „Flexibilisierung des Verordnungsrechtes“ (BMBF 2005, S. 5), das nunmehr 

die Anerkennung von in der Ausbildung erworbener Zusatzqualifikationen, die Anerkennung 

vollzeitschulischer Ausbildungsgänge oder die Anrechnung von im Ausland absolvierten 

Ausbildungsinhalten vorsieht. Über die Mindestinhalte, die in einer Ausbildungsordnung fest-

geschrieben werden, können bereits im Rahmen der Ausbildungsordnung im Zusammen-

hang mit der Ausbildung stehende weitere Kompetenzen vermittelt und geprüft werden. „Da-

bei kommen sowohl zusätzliche Wahlbausteine der Ausbildungsordnung als auch Teile an-

derer Ausbildungs- und Fortbildungsordnungen in Betracht. Hierdurch wird eine noch breite-

re Verwendung auf dem Arbeitsmarkt wie auch eine engere Verzahnung von Aus- und Wei-

terbildung unterstützt“ (BMBF 2005 ebenda) 

 

Im Zuge der Reformanstrengungen der letzten Jahre sind die Verfahren zur Modernisierung 

bestehender und der Entwicklung neuer Berufe erheblich verkürzt und in ihrer Anzahl erheb-

lich ausgeweitet worden mit dem Ergebnis, dass zwischen 1998 und 2009 circa drei Viertel 

aller staatlich anerkannten Ausbildungsberufe modernisiert sowie 64 gänzlich neue Ausbil-

dungsberufe entwickelt wurden (BIBB 2010 a, S. 27). 

 

Jedoch enthält auch das reformierte Berufsbildungsgesetz keine weitergehenden Hinweise 

oder Kriterien zur Strukturierung von Ausbildungsberufen. Die innere Differenzierung von 

Ausbildungsberufen bleibt ebenso schwer operationalisierbar wie die oben dargestellten „Kri-

terien“ für die äußere Abgrenzung von Ausbildungsberufen. Auch hier gibt es einen großen 

Interpretations- und Verhandlungsspielraum, der von den an der Entwicklung von Ausbil-

dungsberufen beteiligten Akteuren auszufüllen ist. Dieser „Spielraum“ hat in den letzten Jah-

ren mit dazu beigetragen, dass sich im Rahmen der beschleunigten Entwicklung „gestal-

tungsoffener und flexibler Ausbildungsberufe“ eine Fülle unterschiedlicher Strukturmodelle 

als Reaktion auf eine sich zunehmend spezialisierende Berufs- und Arbeitswelt herausgebil-

det hat. 

 

Die angedeuteten Entwicklungslinien zur Strukturierung von Ausbildungsberufen legen eine 

rekonstruktive, auf die Entstehungsgeschichte bezogene Analyse und Kontextualisierung 

ihrer Bedingungsfaktoren nahe. Im Zusammenhang mit der Definition der Strukturmodelle 

selbst sind die Rahmenbedingungen wie rechtliche Regelungen, Verfahrensregeln sowie 

beschäftigungs- und bildungspolitische Anforderungen in den Blick zu nehmen. Die aus die-

ser Mehrdimensionalität resultierenden interdisziplinären Bezüge einerseits sowie der Trans-

fer ihrer Erkenntnisse im Spannungsfeld von Arbeit und Wissenschaft, von Beruf und Bil-

dung, von Praxis und Forschung andererseits ist das Feld der Ausbildungsordnungsfor-

schung. Bezogen auf diese, sowie die Begründung und Definition von Strukturmodellen gibt 

es jedoch bisher – soweit erkennbar – kaum Untersuchungen; allenfalls Arbeiten, die sich mit 
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 Zum Überblick und Vergleich der verschiedenen Reformvorschläge sowie zum Thema Modularisierung s. auch 
KLOAS 2007 und BIBB 2007. 
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diesem Mangel und seinen Gründen auseinandersetzen (vgl. RAUNER 2005, S. 246; HEINE-

WIEDENMANN 1988, S. 68 f.; HILBERT u.a. 1990, S. 97 f.). 

 

Als Teil der Qualifikationsforschung gehört es zu den Aufgaben der Ausbildungsordnungs-

forschung, Ausbildungsinhalte und curriculare Strukturen, die Verwertung beruflicher Qualifi-

kationen und Kompetenzen sowie deren zukünftige Entwicklung zu untersuchen (vgl. BE-

CKER; MEIFORT 2004).42 Allerdings erfolgt diese Forschung im Wesentlichen domänenspezi-

fisch, auf Einzelberufe und Berufsfelder bezogen (vgl. HOWE 2007).  

Der ursprüngliche Impuls des Forschungsprojektes ging aus Gesprächen zwischen Projekt-

verantwortlichen in Ordnungsverfahren hervor, in denen immer wieder unterschiedliche Auf-

fassungen zu einzelnen Aspekten dieser Strukturmodelle, wie beispielsweise dem zeitlichen 

Umfang von Wahlqualifikationen bzw. Einsatzgebieten oder der Nennung einer Fachrichtung 

als fester Bestandteil der Berufsbezeichnung, deutlich wurden. Dies führte zur Bildung eines 

Arbeitskreises „Forum Strukturmodelle“, in dem zunächst eine Reihe von Ausbildungsberu-

fen im Hinblick auf Struktur der beruflichen Qualifikation, Ausbildungsberufsbild, Lernziele, 

Zeitdauer und Zeitpunkt der Differenzierung bzw. Spezialisierung, Prüfungsgestaltung, Be-

rufsbezeichnung und Zeugniserläuterungen auf Gemeinsamkeiten und Unterschiede analy-

siert wurden. Mit Hilfe einer Synopse wurden voneinander abweichende Auffassungen identi-

fiziert und bearbeitet. Diese Vorarbeiten sind eingeflossen in die Konzeption des geplanten 

Forschungsprojektes. 

 

 

Theoretische Bezüge  

 

Da nicht auf eine ausgearbeitete, die Mehrdimensionalität des Untersuchungsgegenstandes 

bezogene theoretische Grundlage zurückgegriffen werden kann, wird es Teil der Untersu-

chung (in Phase I) sein, relevante Theorieansätze im Hinblick auf ihre Brauchbarkeit für eine 

theoretische Fundierung der Beantwortung der Forschungsfragen zu analysieren. Bezogen 

auf die Umsetzung berufsförmig organisierter Arbeit in die Gestaltung beruflicher Bildungs-

prozesse sind hier insbesondere Aspekte der Qualifikationsforschung und Curriculumtheorie 

angesprochen.  

 

Qualifikationsforschung: Qualifikationsforschung beschäftigt sich mit dem Versuch, „Fra-

gen der Qualifikation, die auf der Nahtstelle zwischen Bildung und Beschäftigung liegen“, zu 

beantworten (TEICHLER 1995, S. 501). Insbesondere Aspekte der klassischen industriesozio-

logischen Qualifikationsforschung (Vgl. MICKLER 2005) sowie eine stärker „berufswissen-

schaftlich ausgerichtete Qualifikationsforschung“ (Vgl. BECKER; SPÖTTL 2006) liefern Be-

zugspunkte für eine theoretische Erschließung der Strukturierung beruflicher Curricula.  

Traditionell stehen die wechselseitigen Beziehungen technologischer, ökonomischen, gesell-

schaftlicher und (arbeits=) organisatorischer Entwicklungen im Hinblick auf den damit ver-

bundenen Wandel der Qualifikationsanforderungen im Fokus einer industriesoziologischen 

Qualifikationsforschung. Thematisiert werden u. a. Fragen zur Entwicklung der Qualifikati-

onsniveaus und Qualifikationsprofile. Von großer Bedeutung für die Bearbeitung von Fragen 

zur Beruflichkeit und Entwicklung der Facharbeit ist die Entwicklung der Organisation der 

Arbeit, insbesondere das Verhältnis von Arbeitsteilung und Prozessorientierung. Dies ist 

auch insofern bedeutsam als in der oben angedeuteten Debatte zur Reform der beruflichen 

Bildung zu erkennen ist, dass sich ein Widerspruch des Bedarfs an immer komplexeren, auf 

ganzheitliche Arbeits- und Geschäftsprozesse bezogenen und gleichzeitig immer 
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spezialisierteren, an einzelbetrieblichen Profilen ausgerichteten Berufsinhalten aufzutun 

scheint.  

Die viel beachteten Studien des Soziologischen Forschungsinstituts Göttingen aus den 80er 

Jahren (Vgl. KERN/SCHUMANN 1984 sowie BAETHGE/OBERBECK 1986) prognostizieren das 

Ende der Arbeitsteilung, die Entwicklung hin zu einer ganzheitlichen Aufgabenbewältigung 

mit mehr Komplexität und Wissensintensität sowie eine prozessorientierte Arbeitsorganisati-

on, die u. a. gekennzeichnet ist durch flachere Hierarchien, vielfältige fach- und funktions-

übergreifende Kooperationen oder eine Prozesssicherung und -optimierung als Aufgabe der 

Produktion. (Vgl. BAETHGE/BAETHGE-KINSKY 1998; Rauner 2006). Entsprechend entwickeln 

sich die Anforderungen des „neuen Typs“ des Facharbeiters in Richtung „Systemregulierung 

und Problemlösen“ (BAETHGE/BAETHGE-KINSKY/ KUPKA 1998, S. 95) 

 

Allerdings gibt es auch gegenläufige Tendenzen, so stellt BAETHGE fest, dass im Dienstleis-

tungssektor Formen der Arbeitsorganisation anzutreffen sind, „die deutlich tayloristische Zü-

ge aufweisen (…). Man kann sagen, dass in diesen Bereichen der Taylorismus gegenwärtig 

eine radikalere Anwendung findet als in früheren Phasen von Angestelltenarbeit“ (BAETHGE 

2004, S. 10). Für den Bereich der Automobilindustrie verortet LACHER (2006) im Spannungs-

feld qualifizierter Anforderungen von prozessorientierter Arbeit und der Durchführung repeti-

tiver Teiltätigkeiten nach vorgegebenen Standards einen „qualifizierter Routinearbeiter“, der 

unterhalb der Facharbeiterebene angesiedelt ist. 

Die auf die Strukturierung von Ausbildungsberufen gerichtete Ordnungsarbeit bewegt sich in 

eben diesem Spannungsfeld zwischen „Systemregulierern“ und „qualifizierten Routinearbei-

tern“. Neben der Entwicklung der Arbeitsorganisation kommen weitere Bedingungsfaktoren 

hinzu, die sich u. a. auf die Entwicklung in den unterschiedlichen Wirtschaftssektoren und 

den verschiedenen Branchen beziehen43. 

Gegenüber einer den Wandel der Qualifikationsanforderungen untersuchenden Qualifikati-

onsforschung orientiert sich eine berufswissenschaftlich ausgerichtete Qualifikationsfor-

schung stärker am Transfer ihrer Ergebnisse in Curriculumstrukturen. Sie verfolgt das Ziel, 

„die für einen Beruf charakteristischen Arbeitsaufgaben und die in diesen inkorporierten Qua-

lifikationsanforderungen zu identifizieren und zu untersuchen, welchen didaktischen Stellen-

wert diese Aufgaben für die Kompetenzentwicklung haben“ (BECKER; SPÖTTL 2006, S. 4). 

 

Curriculumtheorie: Einen möglichen theoretischen Bezugspunkt für Strukturmodellent-

scheidungen anerkannter Ausbildungsberufe könnte zunächst die Curriculumforschung bie-

ten, die sich „[...] im Feld der beruflichen Bildung […] auf die Entstehung von Curricula [be-

zieht], die ihrerseits in einen Prozess gesellschaftlicher Entwicklungen eingebunden sind“ 

(HUISINGA 2005, S. 350), hier insbesondere Theorien zum Curriculumprozess und Strukturie-

rungstheorien des Curriculums (HUISINGA 2005, S. 352). Für den Bereich der beruflichen 

Bildung stellen sich Curricula „auf der Ebene der Planung und Steuerung als Ordnungsmittel 

(Berufsbild, Ausbildungsrahmenplan, Ausbildungsplan, Rahmenlehrplan und Lehrplan) ein-

schließlich didaktischer Hinweise zur Lernprozessgestaltung sowie als Prüfungsanforderung“ 

(REETZ/SEYD 2006, S. 227) dar. 

 

Gegenstand von Theorien zum Curriculumprozess sind die „hemmenden und fördernden 

Bedingungskonfigurationen sowie herrschenden Interaktionsregeln, unter denen sich ein 

Curriculumprozess vollzieht“ (HUISINGA 2005, S. 353). HUISINGA (ebenda) konstatiert, dass 

Theorien über berufliche Curriculumprozesse kaum vorliegen und es sich um ein defizitäres 

Feld handelt, das sich durch ein „muddling through“ charakterisieren lässt. 

                                                
43

 Zum Thema „Beruflichkeit zwischen Arbeitsteilung und Prozessorientierung?“ vgl. auch DORSCH-SCHWEIZER/ 
SCHWARZ 2007 
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Im Hinblick auf Strukturierungstheorien des Curriculums, die sich - unter dem Dach bildungs-

theoretischer Prämissen und Leitideen - mit den Konstruktionsprinzipien von Curricula be-

fassen, sind vor allem das Wissenschafts- und Disziplinprinzip (vgl. DEUTSCHER BILDUNGS-

RAT 1970) und das Situationsprinzip (vgl. ROBINSOHN 1967), aus dem sich als Variante das 

Konzept des handlungsorientierten Lernens entwickelt hat (vgl. REETZ/SEYD 2006, S. 237), 

daneben aber auch das Persönlichkeitsprinzip zu nennen. Diese sich auf die Konstruktion 

von Lernzielen erstreckenden Prinzipien entfalten ihre Wirkung auf der inhaltlichen Ebene 

des betrieblichen Ausbildungsrahmenplans und der Lernfelder des Rahmenlehrplans. Struk-

turmodellentscheidungen gehen ihnen jedoch voraus und bilden den formalen Rahmen, in-

nerhalb dessen Lernziele - strukturmodellunabhängig - konstruiert werden. Dieser Sachver-

halt erstreckt sich gleichermaßen auf die Arbeits- und Geschäftsprozessorientierung als 

Konstruktionsprinzip. Zwar werden hier Lernziele in Handlungs- oder Lernfeldern zusam-

mengefasst, doch auch diese Struktur vollzieht sich innerhalb einer vorausgehenden Struk-

turmodellentscheidung. Anknüpfungspunkte scheinen demzufolge am ehesten auf der über-

geordneten Ebene „Ausbildungsberufsbild“ möglich, da sich hierin die Strukturierung von 

Qualifikationsbündeln mit ihren inhaltlichen Auswirkungen auf Ausbildungsrahmenplan, 

Rahmenlehrplan und Prüfungsanforderungen zeigt. Im Hinblick auf ein theoretisch fundiertes 

Vorgehen ist jedoch anzumerken, dass „Ausbildungsberufsbilder und Berufsbildungsgänge 

nicht empirisch ermittelte Ergebnisse der Qualifikationsforschung sind , sondern soziale 

Konstrukte, die von den sachverständigen Experten aus der Berufsbildungspraxis entwickelt 

werden“ (BECKER/MEIFORT 2004, S.: 56f.). Hinzu kommt, dass von der Praxis geprägte 

Wahrnehmungsmuster und beobachtete Anforderungs- und Qualifikationsstrukturen nicht 

zuletzt im Hinblick auf die notwendige Akzeptanz in ebendieser Praxis zu berücksichtigen 

sind (ebenda). Hier soll zunächst davon ausgegangen werden, dass curriculumtheoretische 

Überlegungen Strukturmodellentscheidungen nachgelagert sind. 

 

 

Forschungsleitende Annahmen 

 

Aufgrund des explorativen Charakters des Forschungsprojektes liegen zunächst folgende 

forschungsleitende Annahmen zugrunde: 

1. Entscheidungen für die Strukturierung von Ausbildungsberufen werden durch bildungspo-

litische, wirtschafts- und arbeitsmarktpolitische sowie berufspädagogische Faktoren be-

einflusst; 

2. Entscheidungen für Strukturmodelle werden heuristisch getroffen; 

3. Entscheidungen für Strukturmodelle lassen sich auf kategoriale Merkmale der oben skiz-

zierten Theorieansätze zurückbeziehen und systematisieren;  

4. Entscheidungen für Strukturmodelle werden aufgrund von Erfahrungen über Strukturmo-

delle aus vorausgegangenen Ordnungsverfahren getroffen; 

5. Strukturmodelle treten branchenspezifisch gehäuft auf; 

6. Die zunehmende Differenzierung innerhalb der Ausbildungsberufe korrespondiert mit 

einer zunehmenden Entgrenzung der Strukturmodelle. 

7. transparente Entscheidungskriterien und -prozesse leisten einen Beitrag zur Professiona-

lisierung und Qualitätssicherung in Neuordnungsverfahren. 
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Forschungsfragen 

 

F1. Wie haben sich die einzelnen Strukturmodelle im zeitlichen Verlauf quantitativ entwickelt? 

Als Grundlage für die weitere Analyse geht es hier um den Aufbau einer Datenbasis, 

bei der u. a. erfasst werden soll, wann bestimmte Strukturmodelle eingeführt wurden, 

wie sie sich quantitativ entwickelt haben, welche Verknüpfungen es zwischen ver-

schiedenen Modellen gibt, ob in bestimmten Branchen / Berufsfeldern bestimmte Mo-

delle vorherrschen oder welche Strukturveränderungen sich in Neuordnungszyklen 

von Ausbildungsberufen beobachten lassen. 

 

F2. Wie werden Strukturmodelle bei ihrer Einführung begründet? 

Angestrebt wird eine möglichst genaue Erfassung der Begründungszusammenhänge 

zum Zeitpunkt der Einführung neuer Strukturmodelle unter Berücksichtigung der je 

gegebenen, aber im Zeitablauf sich wandelnden gesellschafts-, bildungs-, beschäfti-

gungs- oder arbeitsmarktpolitischen Rahmenbedingungen. 

 

F3. Welche Faktoren beeinflussen Strukturmodellentscheidungen? 

Diese Frage behandelt das Erschließen, Analysieren und Kategorisieren von Fakto-

ren, die bei der Strukturierung von Ausbildungsberufen eine Rolle spielen können. In 

einem ersten Schritt wird es darum gehen, die oben skizzierten theoretischen Ansät-

ze daraufhin zu analysieren, welchen Beitrag sie leisten können für die Ableitung 

bzw. Entwicklung der für Strukturmodellentscheidungen relevanten kategorialen 

Merkmale und deren Ausprägungen. 

 

F4. Wie lassen sich Strukturmodelle idealtypisch beschreiben? 

Unter Berücksichtigung der unter F2 rekonstruierten Begründungen und Entste-

hungszusammenhänge sollen die realen Ausprägungen eines Strukturmodells zu ei-

ner idealtypischen Beschreibung seiner Merkmale verdichtet werden. Dahinter steht 

die Frage, was ist der Kern eines Strukturmodells, was zeichnet es aus? Die Entwick-

lung eines idealtypischen, konsistenten Begriffs des jeweiligen Strukturmodells ist ei-

ne Voraussetzung dafür, seine „Eignung“, „Angemessenheit“ oder „Leistungsfähig-

keit“ beim Transfer von Anforderungen z.B. des Beschäftigungssystems und/oder der 

Bildungspolitik in Ausbildung zu erfassen. 

 

F5. Werden die mit den unterschiedlichen Strukturmodellen intendierten Ziele in der Praxis 

erreicht? 

Im Mittelpunkt steht der Vergleich der mit Strukturmodellen verbundenen Intentionen 

mit der Realisierung dieser Zielsetzungen in der Praxis, also Fragen danach, welche 

quantitativen und qualitativen Effekte erzielt wurden, z.B. bezogen auf  

­ die Umsetzung der Strukturmodelle in Betrieb und Schule; 

­ die horizontale Mobilität durch die Gestaltung gemeinsamer Kernqualifikationen 

tätigkeitsverwandter Berufe; 

­ die vertikale Mobilität durch eine verbesserte Verbindung von Aus- und Weiter-

bildung, etwa durch Zusatzqualifikationen, oder 

­ eine bessere Passgenauigkeit der Ausbildungsprofile im Hinblick auf betriebliche 

Spezialisierungen. 
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F6. Welche Schlussfolgerungen lassen sich für die Ordnungsarbeit ableiten? 

 

 

Transfer 

 

Die Ergebnisse des Projektes zielen darauf ab, das Wissen um die Bedingungsfaktoren zur 

Strukturierung von Ausbildungsberufen zu verbessern. Unmittelbare Adressaten der Ergeb-

nisse des Forschungsprojektes sind daher die an der Vorbereitung, Durchführung und Quali-

tätssicherung von Ordnungsverfahren beteiligten Akteure der Sozialpartner, des Staates, der 

Wissenschaft und des BIBB. Der Diskurs der Ergebnisse mit den Beteiligten und der Trans-

fer der Ergebnisse in die Community der Ordnungsarbeit ist Teil des Projektes (s. Kap. 3, 

Phase IV). 

 

Die systematisierende und theoriebasierte Grundlegung der Kriterien zur Strukturierung von 

Ausbildungsberufen sollen die Entscheidungsprozesse in Ordnungsverfahren erleichtern, die 

Nachvollziehbarkeit von Ordnungsentscheidungen erhöhen und die Beratungskompetenz 

des BIBB im Bereich der ordnungsbezogenen System- und Strukturfragen ausbauen. 

 

Darüber hinaus ist zu erwarten, dass der Transfer der Ergebnisse in die einschlägige Fachöf-

fentlichkeit aufgegriffen und genutzt werden kann für die weitere Bearbeitung von Fragen, 

die sich auf Themen wie etwa Berufsgruppen, Zusatzqualifikationen oder Durchlässigkeit 

beziehen. 

 

Die im Rahmen des Projektes erhobenen Daten über Ausbildungsberufe und Ordnungsver-

fahren können in den Datenbestand des BIBB integriert und zur weiteren Unterstützung der 

Ordnungsarbeit genutzt und ausgebaut werden. 

 

Ergänzend zu einer bereits in der BWP-Ausgabe 2/2011 erschienen Veröffentlichung (BRET-

SCHNEIDER; SCHWARZ 2011), die sich mit der Erschließung und der Vorbereitung dieses For-

schungsthemas beschäftigt, wird darüber hinaus auch die wissenschaftliche Fachöffentlich-

keit auf Veranstaltungen und im Rahmen eines referierten Beitrages informiert. 

 

 

3. Konkretisierung des Vorgehens 

 

Da das BIBB selbst Akteur im Rahmen von Ordnungsverfahren ist, soll ein insbesondere auf 

die Befragungen in Phase II und III bezogener Teil der Untersuchung an einen außerhalb 

von Ordnungsverfahren stehenden Kooperationspartner vergeben werden (s. Abschnitt 

Dienstleistung Dritter). Dies dient einer um eine „Außenperspektive“ erweiterten Reflexion 

des Forschungsprozesses sowie der Herstellung und Nutzung wissenschaftlicher Synergien. 

 

 

Forschungsmethoden 

 

Durch ein schrittweises, rekursives, die relevanten theoretischen Ansätze einbeziehendes 

Vorgehen sollen die je unterschiedlichen Einflussfaktoren sowie die Anwendungssituationen 

und Praxistauglichkeit von Strukturmodellen analytisch erschlossen werden, um daraus fun-

dierte Erkenntnisse für die zukünftige Ordnungsarbeit ableiten zu können. Diese werden im 

Diskurs mit den daran beteiligten Akteuren bewertet.  
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Die folgenden Ausführungen beschreiben den Aufbau und Ablauf des methodischen Vorge-

hens und setzen es in Bezug zu den Projektzielen und Forschungsfragen.  

 

Der Ablauf des Projektes ist gegliedert in die vier Phasen 

I. Grundlagen und theoretische Anbindung; 

II. Instrumentenentwicklung; 

III. Feldphase;  

IV. Ergebnisaufbereitung, Schlussfolgerungen und Transfer. 

 

Phase I:  Grundlagen und theoretische Anbindung (I/2012 – III/2012) 

 

Phase I dient der Erarbeitung von Grundlagen bezogen auf die quantitative Verteilung von 

Strukturmodellen sowie der theoretischen Erschließung ihrer Merkmale und Begründungszu-

sammenhänge. Die durchzuführenden Maßnahmen konzentrieren sich auf die Projektziele 

Z1 bis Z3 und operationalisieren Aspekte der Forschungsfragen F1 bis F4. 

 

Phase I der Untersuchung gliedert sich in: 

 

a) Aufbau einer Datenbasis, 

b) Dokumenten- und Literaturanalyse und 

c) Theorieanbindung. 

 

a) Aufbau einer Datenbasis: Im Rahmen einer sekundärstatistischen Erhebung erfolgen 

eine Auswertung von Neuordnungsverfahren und Ausbildungsordnungen sowie die Erfas-

sung für die Untersuchung relevanter Merkmale von Neuordnungsverfahren und Ausbil-

dungsberufen in einer Datenbank. Ziel ist es, anhand ausgewählter Beispiele die Genese 

und Verteilung von Strukturmodellen zu erfassen. Merkmale können u.a. sein: 

 

 Anzahl von Neuordnungsverfahren mit/ohne Vorverfahren, 

 Anzahl von Neuordnungsverfahren mit strukturellen Änderungen im Hauptverfahren, 

 Anzahl, Art und Kombination von Differenzierungen, 

 Veränderung von Strukturmodellen in Neuordnungszyklen, 

 […]. 

 

b) Dokumenten- und Literaturanalyse: Mittels einer begleitenden Dokumenten- und Litera-

turanalyse verfügbarer Dokumente aus Neuordnungsverfahren (Ausbildungsordnungen, 

Eckwertepapiere, Rahmenlehrpläne, Protokolle, Stellungnahmen der Verbände etc.) sowie 

der auf die Ordnungsarbeit bezogenen relevanten Literatur sollen  

 

a) die auf Strukturmodelle bezogenen Begriffe und Konzeptionen definiert, 

b) die Entscheidungskriterien und Begründungszusammenhänge zum Zeitpunkt der Ein-

führung von Strukturmodellen ermittelt, 

c) die auf die Strukturierung von Ausbildungsberufen bezogene aktuelle bildungspoliti-

sche Diskussion, insbesondere im Hinblick auf die Stichworte Flexibilisierung und 

Durchlässigkeit, aufgearbeitet, 

d) die für die Untersuchung der Praxistauglichkeit von Strukturmodellen relevanten Ana-

lyse-Kriterien erarbeitet, 

e) der Forschungsgegenstand weiter abgegrenzt und  

f) auf die Tauglichkeit von Strukturmodellen in der Ausbildungspraxis bezogene Quellen 

identifiziert und erschlossen werden.  
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c) Theorieanbindung: Durch eine Diskussion für die Strukturierung beruflicher Curricula 

relevanter Theorieansätze werden theoretische Bezüge zum Untersuchungsgegenstand 

adaptiert bzw. hergestellt. Ziel ist es, für die Strukturierung von Ausbildungsberufen und den 

damit verbundenen Entscheidungsgrundlagen relevante kategoriale Merkmale zu identifizie-

ren und als Grundlage für die Entwicklung von Interviewleitfäden zu nutzen. 

 

Ergebnisse:  

 

- differenzierte Statistiken zu Ordnungsverfahren; 

- definierte Begriffe und Konzeptionen von Strukturmodellen; 

- ursprüngliche und aktuelle Begründungszusammenhänge für die Auswahl von Strukturmo-

dellen; 

- Entscheidungskriterien für die Auswahl von Strukturmodellen; 

- Analysedimensionen für die Untersuchung der Praxistauglichkeit von Strukturmodellen. 

 

 

Phase II:  Instrumentenentwicklung (IV/2012) 

 

Phase II dient der Entwicklung und Prüfung der Untersuchungsinstrumente für die Feldpha-

se. Die durchzuführenden Maßnahmen bereiten die Umsetzung des Projektzieles Z4 und der 

Forschungsfrage F5 vor. 

 

Phase II der Untersuchung gliedert sich in: 

 

a) explorative Experteninterviews, 

b) explorative Fallstudie und 

c) Vorbereitung der Projektphase III. 

 

a) Explorative Experteninterviews: Im Rahmen von ersten, testweise durchzuführenden 

narrativen Interviews mit bis zu vier internen und externen Experten und Expertinnen aus der 

Ordnungsarbeit des BIBB soll das Expertenwissen explorativ erschlossen werden, um die 

Erkenntnisgrundlage zu Entscheidungskriterien und Begründungszusammenhängen bei der 

Strukturierung von Ausbildungsberufen zu erweitern sowie das Instrumentarium zur Befra-

gung der am Ordnungsprozess beteiligten Akteure zu entwickeln.  

 

b) Explorative Fallstudie: Die Ergebnisse der Interviews werden dazu herangezogen, aus 

Neuordnungsverfahren der jüngeren Vergangenheit ein für eine explorative Fallstudie geeig-

netes Ordnungsverfahren auszuwählen. Mittels offener Interviews der beteiligten Akteure 

und Analyse der relevanten Dokumente werden hierbei ebenfalls die für die Strukturierung 

von Ausbildungsordnungen wichtigen Entscheidungsmerkmale und Begründungszusam-

menhänge untersucht.  

Im Unterschied zu den Experteninterviews, die den Untersuchungsgegenstand in der Breite 

(über Branchen, Berufe und Strukturmodelle hinweg) erschließen sollen, ist mit der Fallstudie 

beabsichtigt, die Vielschichtigkeit der Kriterien und Begründungen für ein gewähltes Struk-

turmodell exemplarisch anhand eines Ordnungsverfahrens zu erschließen. 

 

c) Vorbereitung der Projektphase III: Zusammen mit den Ergebnissen der vorangegange-

nen Untersuchungsschritte dienen die explorativen Interviews und die explorative Fallstudie 

als Grundlage für  
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 die Überprüfung und gegebenenfalls Anpassung der forschungsleitenden Annahmen 

und Fragestellungen für die Projektphase III; 

 der abschließenden Bearbeitung des Untersuchungsinstrumentariums, insbesondere 

im Hinblick auf die Umsetzung der extrahierten kategorialen Merkmale bei der Ent-

wicklung der Interviewleitfäden und Kodierregeln;  

 die Auswahl von geeigneten Neuordnungsfällen sowie Experten/Expertinnen für In-

terviews der dritten Projektphase. 

 

Ergebnisse:  

 

- Fragestellungen für die Feldphase; 

- Untersuchungsdesign für die Feldphase; 

- Interviewleitfaden; 

- Leitfaden zur Erarbeitung von Fallstudien; 

- ausgewählte Experten/-innen; 

- ausgewählte Fälle. 

 

 

Phase III:  Feldphase (IV/2012 – IV/2013) 

 

Auf der Basis der in der ersten Phase gewonnenen Daten und Befunde sollen in Phase III 

unmittelbar an Ordnungsverfahren beteiligte sowie weitere Experten/Expertinnen befragt und 

im Anschluss Fallstudien durchgeführt werden. Ziel ist es zum einen, die in den Phasen I und 

II literatur- und dokumentenbasiert gewonnenen Entscheidungskriterien für Strukturmodelle 

an der Praxis zu überprüfen und gegebenenfalls zu erweitern sowie zum anderen die Analy-

sedimensionen zur Einschätzung der Praxistauglichkeit von Strukturmodellen bezogen auf 

die mit ihnen verbundenen Intentionen zu untersuchen. In dieser Projektphase werden die 

Projektziele Z2 und Z3 gemeinsam mit den Forschungsfragen F3 und F4 vertieft sowie das 

Projektziel Z4 und die Forschungsfrage F5 bearbeitet.  

Phase III gliedert sich in: 

a) Interviews, 

b) Fallstudien. 

 

a) Interviews: Unter Anwendung des in den Phasen I und II entwickelten Befragungsinstru-

mentariums sollen bis zu 25 Personen in Leitfaden-gestützten Interviews befragt werden, 

darunter an Ordnungsverfahren beteiligte Akteure sowie weitere betriebliche und schulische 

Experten. Es wird davon ausgegangen, dass mit Hilfe dieser Personen, welche über weitrei-

chende Erfahrungen und Kenntnisse in Ordnungsverfahren verfügen, die relevanten Ent-

scheidungskriterien sowie Erfahrungen und Einschätzungen zur Praxistauglichkeit von Struk-

turmodellen umfassend zugänglich gemacht werden können. 

Die Interviews werden mit einem halbstandardisierten Fragebogen durchgeführt, die Auswer-

tung erfolgt unter Anwendung der Regeln qualitativer Inhaltsanalyse.  

 

b) Fallstudien: Im Rahmen von Fallstudien sollen die bisher gewonnenen Ergebnisse, ins-

besondere bezogen auf die Einschätzungen der Praxistauglichkeit von Strukturmodellen 

überprüft und angereichert werden. Bei der Auswahl einer in der zweiten Phase des Projek-

tes festzulegenden Zahl von Fallstudien sollen die einzelnen Strukturmodelle, ihre Kombina-

tionen und zum Teil unterschiedlichen Ausprägungen berücksichtigt werden. Darüber hinaus 

sollen bei den Fallstudien auch laufende oder kurze Zeit zurückliegende Ordnungsverfahren 
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berücksichtigt werden, insbesondere jene, in denen sich entgegen der Vereinbarung in den 

Eckwerten ein Wechsel des Strukturmodells im Hauptverfahren vollzogen hat. Hier besteht 

die Vermutung, dass die Entscheidungskriterien besonders gut erkennbar und dokumentiert 

sind. 

 

Ergebnisse:  

 

- Entscheidungskriterien für die Auswahl von Strukturmodellen 

- Erkenntnisse zur Einschätzungen der Praxistauglichkeit von Strukturmodellen 

 

Phase IV:  Ergebnisaufbereitung, Schlussfolgerungen und Transfer (I/2014 – 

 II/2014) 

 

In dieser letzten Projektphase sollen Schlussfolgerungen für die Ordnungsarbeit abgeleitet 

werden (F6) sowie Grundlagen einer Heuristik für eine nach Kriterien geleitete Strukturierung 

von Ausbildungsberufen formuliert werden (Z5).  

 

Ausgangspunkt dieser Projektphase ist die ausdifferenzierte, an ausgesuchten Kriterien zur 

Praxistauglichkeit von Strukturmodellen gespiegelte und (sozial) validierte Beschreibung der 

Entscheidungskriterien und Begründungszusammenhänge bei der Wahl von Strukturmodel-

len. Sie bildet die Grundlage für eine nach Kriterien geleitete Strukturierung von Ausbil-

dungsberufen. 

 

Wie bereits oben ausgeführt vollzieht sich die Entwicklung von Ausbildungsordnungen im 

Gefüge der Akteure innerhalb eines gewissen Handlungsspielraums. Dieser kommt insbe-

sondere in solchen Fällen zum Tragen, in denen Entscheidungen für Strukturmodelle nicht 

eindeutig getroffen werden können und Alternativen abzuwägen sind. Um unter anderem 

diesen Prozess des Abwägens zu systematisieren, sollen die ermittelten Kriterien für Struk-

turmodellentscheidungen im Sinne einer Entscheidungsheuristik miteinander verknüpft wer-

den.  

 

In einem Abschlussworkshop sollen die Ergebnisse im Sinne einer sozialen Validierung mit 

den an der Ordnungsarbeit beteiligten Akteuren diskutiert und Schlussfolgerungen für die 

weitere Ordnungsarbeit abgeleitet werden. 

 

Ergebnisse:  

 

- Heuristik für eine nach Kriterien geleitete Strukturierung von Ausbildungsberufen; 

- Schlussfolgerungen für die Ordnungsarbeit. 

 
 

Interne und externe Beratung 

 

Die interne Beratung erfolgt durch Frau Dr. Dietzen, Leiterin des Arbeitsbereichs 2.4. Die 

Einbeziehung weiterer BIBB-Kolleginnen und -Kollegen sowie externer Beratung ist beab-

sichtigt. 

 

Für die Laufzeit des Projektes wird ein Projektbeirat eingerichtet, der aus Experten/-innen 

der Ordnungspraxis und -forschung besteht. Zu den Aufgaben des Projektbeirates soll es 

gehören, 
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 das Projekt methodisch und inhaltlich zu beraten, 

 das Projekt bei der Felderschließung, insbesondere bei der Akquirierung von Inter-

viewpartnern zu unterstützen, sowie 

 Projektergebnisse zu beraten und bei deren Umsetzung in die Berufsbildungspraxis 

mitzuwirken. 

Für die Laufzeit des Projektes sind bis zu fünf Sitzungen des Projektbeirats geplant. 

 

 

Dienstleistungen Dritter 

 

Es ist beabsichtigt, Dienstleistungen Dritter, insbesondere für 

 die Vorbereitung und Durchführung der Interviews und Fallstudien in Phase III inklu-

sive einer ersten auf die Fragestellungen bezogenen strukturierten Auswertung sowie 

 externe Methodenberatung  

in Anspruch zu nehmen. 

 

 

Kooperationen 

 

Um das umfangreiche (implizite) Erfahrungswissen systematisch nutzen zu können, ist eine 

enge Kooperation mit den Kolleginnen und Kollegen aus der Abteilung 4, die sich im „Forum 

Strukturfragen“ mit der Gestaltung von Ausbildungsberufen beschäftigen, vorgesehen. Darü-

ber hinaus lassen sich Bezüge zum Projekt 4.2.316 „Berufsübergreifendes Konzept zur Eva-

luation von Ausbildungsordnungen“ herstellen. Im Hinblick auf die Auswertung von Ord-

nungsmitteln bestehen zudem Anknüpfungspunkte zum derzeit laufenden Forschungsprojekt 

4.2.202 „Gemeinsamkeiten und Unterschiede kaufmännisch-betriebswirtschaftlicher Aus- 

und Fortbildungsberufe“. 

 

 

4. Projekt- und Meilensteinplanung  
 

Nr. Meilenstein (MS) Termin  

MS 1 Projektstart  1.1.2012 

MS 2 Projektziele formuliert/Projektplan erstellt  I/2012 

MS 3 
Datenbasis erstellt, theoretische Anbindung 
Feldvorbereitung abgeschlossen (explorative Interviews und 
Fallstudie, Instrumentarium entwickelt) 

 IV/2012 

MS 4 Zwischenbericht erstellt  I/2013 

MS 5 Präsentation im Projektkolloquium  I/2013 

MS 6 Präsentation des Zwischenstandes im UABBF  III/2013 

MS 7  
Präsentation des Zwischenstandes vor dem Wissenschaftlichen 
Beirat 

 III/2013 

MS 8 Feldphase abgeschlossen (Interviews, Fallstudien)  IV/2013 

MS 9 Ergebnisaufbereitung, Schlussfolgerungen und Transfer   I/2014 

MS 10 Abschlussbericht erstellt  II/2014 

MS 11 Referierter Beitrag eingereicht  III/2014 
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Projektplan 

 2012 2013 2014 

Arbeitspakete/Arbeitsschritte Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 Q1 Q2 Q3 Q4 

Phase 0: Vorbereitung             

Projektziele formuliert/Projektplan erstellt             

Phase I: 
Erarbeitung von Grundlagen und theoretische Anbindung 

            

Begriffsdefinitionen und Abgrenzung des Forschungsge-
genstandes 

            

Projektbeiratssitzung  P            

Aufbau einer Datenbasis             

Dokumenten- und Literaturanalyse             

Theorieanbindung             

Phase II: Instrumentenentwicklung   
 

         

Explorative Interviews und Fallstudie              

Vorbereitung der Projektphase III (Prüfung Annahmen und 
Fragestellungen, Bearbeitung Instrumentarium, Auswahl 
Fälle und Experten/Expertinnen) 

            

Zwischenbericht             

Projektbeiratssitzung      P        
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 2012 2013 2014 

Phase III: Feldphase              

Durchführung von Interviews mit ausgewählten internen und 
externen Experten/Expertinnen 

            

Fallstudien             

Qualitative Auswertung der Interviews und Fallstudien              

Ermittlung der Entscheidungskriterien und Begründungszu-
sammenhänge für die Auswahl von Strukturmodellen 

            

Erkenntnisse zur Einschätzungen der Praxistauglichkeit von 
Strukturmodellen 

            

Projektbeiratssitzung         P     

Phase IV: Ergebnisaufbereitung, Schlussfolgerungen und 
Transfer 

            

Entwicklung einer Heuristik für eine nach Kriterien geleitete 
Strukturierung von Ausbildungsberufen 

            

Ergebniszusammenfassung und Präsentation im Rahmen 
eines Workshops mit Akteuren der Ordnungspraxis und  
-forschung 

            

Abschlussbericht             

Referierter Beitrag eingereicht             
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Anhang 

Übersicht über die in 2012 laufenden Forschungsprojekte 

 

 

Forschungsprojekte im Bereich der Eigenforschung 

 

 

Schwer 

punkt 
Nr. Titel 44 Sprecher/Sprecherin 

Zeitrahmen 

von  bis 

1 2.1.302 

Ausbildungskosten und ihr 

Einfluss auf Erwerbsverläufe 

und Betriebserfolg 

Harald Ulrich Pfeifer I/10 IV/12 

2 2.2.301 

Die Situation des ausbilden-

den Personals in der betriebli-

chen Bildung 

Anke Bahl I/09  II/12 

2 2.2.302 

Einfluss der betrieblichen 

Ausbildungsqualität auf die 

Fachkompetenz in ausgewähl-

ten Berufen 

Dr. Agnes Dietzen I/10 II/14 

2 4.1.301 

Diffusion von neuen Techno-

logien – Veränderungen von 

Arbeitsaufgaben und Qualifi-

kationsanforderungen im pro-

duzierenden Gewerbe 

Dr. Monika Hackel III/11 IV/13 

2 4.2.202 

Gemeinsamkeiten und Unter-

schiede kaufmännisch-

betriebswirtschaftlicher Aus- 

und Fortbildungsberufe 

Rainer Brötz II/09 IV/12 

2 4.2.333 

Kompetenzbasierte Prüfungen 

im Dualen System – Be-

standsaufnahme und Gestal-

tungsperspektiven 

Barbara Lorig III/10 IV/12 

3 2.3.202 

Auswirkungen der neuen ge-

stuften Studiengänge auf die 

Abschlüsse in der beruflichen 

Aus- und Fortbildung 

Dr. Peter Bott II/09 IV/12 

3 2.3.301 

Berufliche Weiterbildung: Ur-

sachen möglicher Unterinves-

titionen und Anreize für Be-

triebe und Beschäftigte 

Dick Moraal,  

Dr. Normann Müller 

I/10 II/12 

3 2.3.303 

Betriebliche Aus- und Weiter-

bildungsaktivitäten als Hand-

lungsfeld von Arbeitnehmer-

vertretungen Selbstverständ-

nis, Handlungsstrategien, Wir-

kungen 

Klaus Berger II/11 I/13 

                                                
44

 Bei weiteren Informationen zu den Forschungsprojekten folgen Sie bitte dem Link in der Projekt-
nummer 

http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.01.302&typ=1&freie_suche=
https://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.02.301&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.02.302&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=4.01.301&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=4.02.202&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=4.02.333&typ=1&freie_suche=
https://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.03.202&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.03.301&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.03.303&typ=1&freie_suche=
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Schwer 

punkt 
Nr. Titel 44 Sprecher/Sprecherin 

Zeitrahmen 

von  bis 

4 3.4.301 

Anforderungen an die Profes-

sionalität des Bildungsperso-

nals im Übergang von der 

Schule in die Arbeitswelt 

Dr. Ursula Bylinski I/09 II/12 

5 1.5.304 

Muster betrieblicher Rekrutie-

rungs- und Einarbeitungspro-

zesse in ausgewählten Län-

dern Europas 

Dr. Philipp Christian 

Grollmann 

II/11 IV/13 

 

 

 
Forschungsprojekte im Bereich der Drittmittel- und Auftragsforschung  

 

 

Schwer 

punkt 
Nr. Titel Sprecher 

Von 

bis 

Auftrag-

geber 

1 2.1.304 

BIBB/BAuA-

Erwerbstätigenbefragung 

2011/12 

Anja Hall I/11 

bis 

IV/15 

BMBF 

1 7.8.060 

Betriebspanel zu Qualifizie-

rung und Kompetenzentwick-

lung 

Klaus Troltsch II/10 

bis 

I/14 

BMBF 

2 4.2.377 

Europäische Bauinitiative 

(QUALERGY 2020) 

Dr. Jorg-Günther 

Grunwald 

IV/11 

bis 

II/13 

EU 

2 7.8.053 

Kompetenzdiagnostik: Model-

lierung und Entwicklung eines 

Diagnoseinstruments für die 

Fachkompetenz im Ausbil-

dungsberuf Bankkaufmann/ 

Bankkauffrau 

Tanja Tschöpe IV/09 

bis 

III/12 

BMBF 

5 7.8.078 

Europäisierung einer nationa-

len Modellinitiative zur Quali-

tätssicherung in der betriebli-

chen Berufsbildung 

Barbara Hemkes I/11 

bis 

I/13 

EU 

 

http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=3.04.301&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=1.05.304&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=2.01.304&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=7.08.060&typ=1&freie_suche=
https://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=4.02.377&typ=3&freie_suche=
https://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=7.08.053&typ=1&freie_suche=
http://www2.bibb.de/tools/fodb/fodb_info_n1.php?fpvNr=7.08.078&typ=1&freie_suche=

